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181. Sitzung 

Bonn, den 6. Dezember 1989 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die heutige Sit-
zung des Bundestages. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/5951 — 

Zunächst kommen wir zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz. Die Frage 1 der Abg. Frau 
Dr. Däubler-Gmelin soll schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Somit kommen wir sofort zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
von Geldern ist anwesend. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Eigen auf: 

Wie wird die Bundesregierung die deutsche Landwirtschaft 
vor Verlusten bei Auf- und Abwertungen innerhalb des EWS 
schützen angesichts der Vorlagen der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften, die eine Abschaffung a ller Grenzaus-
gleiche in der Europäischen Gemeinschaft 1993 vorsehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forstern: 
Herr Kollege Eigen, das derzeitige Währungsaus-
gleichssystem kann bei Verwirklichung des Binnen-
marktes nicht unverändert  bleiben, weil die Waren-
kontrollen an den Binnengrenzen entfallen werden. 
Es geht deshalb darum, das jetzige oder ein gleich-
wertiges System so auszugestalten, daß es unter den 
Gegebenheiten des Binnenmarktes funktionsfähig ist 
und in allen Mitgliedstaaten angewandt werden 
kann. 

Dieses Problem kann von der Bundesregierung 
nicht allein gelöst werden. Vielmehr bedarf es einer 
gemeinschaftlichen' und gemeinschaftsweit wirken-
den Regelung. 

Die Bundesregierung hat aus diesem Grunde die 
EG-Kommission mit Nachdruck aufgefordert, Vor-
schläge zur Lösung zu erarbeiten, und ihre Mithilfe 
dabei angeboten. Die Kommission hat ihre Vorstellun-
gen bisher jedoch nicht in Form von Vorschlägen an 
den Rat konkretisiert. Soweit der Bundesregierung 
— z. B. aus Presseberichten, aber auch aus bilateralen 
Kontakten mit der Kommission — bekannt ist, sehen 
deren Vorstellungen zur Zeit vor, das Währungsaus

-

gleichssystem abzuschaffen bzw. nur in Ausnahme-
fällen mit Hilfe schrittweiser Anpassung der grünen 
Kurse oder mit nationalen Beihilfen die Anwendung 
von Grenzausgleich zu vermeiden. 

Die Entscheidung über solche Vorschläge ist dann 
vom Rat zu treffen. Die Bundesregierung wird sich mit 
allem Nachdruck dafür einsetzen, daß ein binnen

-

marktkonformes Ausgleichssystem zur Anwendung 
kommt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Eigen, zu einer Zu-
satzfrage. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, dann stim-
men die Meldungen doch, die ich vernommen habe: 
daß die Kommission daran arbeitet, den Grenzaus-
gleich für das Jahr 1993 total abzubauen. Wie können 
Sie, nachdem schon heute durch natürlichen und un-
natürlichen negativen Grenzausgleich die Absiche-
rung sehr schlecht ist, sicherstellen, daß sich das Wäh-
rungssystem nach 1993 nicht zu Lasten der Landwirt-
schaft verschlechtert? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, das ist für die Bundesregierung ein zentraler 
Punkt der Agrarpolitik. Das ist allen Dienststellen und 
allen auf den politischen Ebenen der Europäischen 
Gemeinschaft bekannt. Wir werden wie bisher darauf 
hinwirken, daß ein unsere Interessen berücksichti-
gender Vorschlag der EG-Kommission gemacht und 
ein entsprechender Ratsbeschluß gefaßt wird. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn man 
sich überlegt, wie weit wir nach dem Delors-Plan, vor 
allem aber wegen des Widerstands Großbritanniens 
von einer Wirtschafts- und Währungsunion entfernt 
sind, können Sie sich vorstellen, daß es schon vor einer 
Währungsunion eine Verzahnung der Währungen der 
großen Länder der Europäischen Gemeinschaft gibt 
— wenn wir einmal von Griechenland und Portugal 
absehen — , daß es Paritätsveränderungen, DM-Auf-
wertung/Franc-Abwertung, möglicherweise schon 
weit vorher, schon 1993 praktisch nicht mehr gibt? 
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Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich möchte 
jetzt keine finanzpolitischen Spekulationen anstellen. 
Sicher ist, daß wir aus agrarpolitischer Sicht entweder 
das Ziel der Herstellung der Währungseinheit oder 
aber das Ziel einer auch im Binnenmarkt funktionie-
renden Ausgleichsregelung brauchen. Beide Ziele 
verfolgen wir. Wenn das erste Ziel schneller oder teil-
weise erreicht werden kann, verliert das zweite natür-
lich an Gewicht oder wird sogar überflüssig. Aus 
agrarpolitischer Sicht wäre die währungspolitische 
Einigung ein großer Vorteil. 

(Eigen [CDU/CSU]: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Westphal: Nun kann ich Ihre Frage 3 
aufrufen, Herr Eigen: 

Warum werden Pflanzenschutzmittel nach Meinung der Bun-
desregierung, die in Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
zugelassen sind, nicht auch in der Bundesrepublik Deutschland 
automatisch zugelassen, wie es der EuGH in mehreren Urteilen 
bei Lebensmitteln erzwungen hat, oder hat der Schutz des Men-
schen einen geringeren Wert als der Schutz der Pflanzen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Pflanzen-
schutzmittel dürfen nach § 11 des Pflanzenschutzge-
setzes nur dann in den Verkehr gebracht werden, 
wenn sie von der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft zugelassen sind, die dabei 
die Anforderungen des § 15 des Pflanzenschutzgeset-
zes beachten muß. 

Lebensmittel dürfen demgegenüber frei gehandelt 
werden, wenn sie entsprechend § 8 des Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständegesetzes beschaffen sind 
und die für sie gesetzten Rückstandshöchstmengen, 
die weit unter der Schwelle der gesundheitlichen Re-
levanz festgelegt worden sind, nicht überschritten 
werden. 

Die Gleichstellung eines in einem anderen Mit-
gliedsland der Europäischen Gemeinschaft zugelas-
senen Pflanzenschutzmittels mit einem von der Biolo-
gischen Bundesanstalt zugelassenen Mittel ist nach 
§ 18 des Pflanzenschutzgesetzes durch Rechtsverord-
nung nur dann möglich, wenn gewährleistet ist, daß 
dieses Pflanzenschutzmittel den Anforderungen des 
schon zitierten § 15 des Pflanzenschutzgesetzes ent-
spricht. 

Da in anderen Mitgliedstaaten im Rahmen der Zu-
lassungsprüfung von Pflanzenschutzmitteln aber bei-
spielsweise der ausdrückliche Schutz des Grundwas-
sers nicht vorgesehen ist, wurde bisher von einer sol-
chen Rechtsverordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland kein Gebrauch gemacht. 

Der Vorschlag der EG-Kommission über eine EWG-
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln aus dem Jahr 
1976 sah den freien Verkehr von Pflanzenschutzmit-
teln in der gesamten Gemeinschaft vor. Dieser Vor-
schlag hat sich aber nach langen Diskussionen als 
nicht konsensfähig erwiesen. 

Der von der Kommission Anfang dieses Jahres vor-
gelegte Richtlinienvorschlag über die Zulassung und 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ver-
folgt deshalb nicht mehr das alte Konzept des freien 
Warenverkehrs, sondern den Grundsatz der gegen-
seitigen Anerkennung der Zulassung bei vergleichba-
ren Bedingungen. Voraussetzung hierfür sind die 

Harmonisierung der Zulassungsbedingungen und die 
Anwendung einheitlicher Grundsätze bei der Zulas-
sung, um die sich die Mitgliedstaaten zur Zeit im Rah-
men der laufenden Verhandlungen bemühen. 

Bei Pflanzenschutzmitteln handelt es sich um Sub-
stanzen, die bei unsachgemäßer Anwendung zu Schä-
den für Mensch und Umwelt führen können. Die sach-
gerechte Anwendung und die dazu notwendigen Auf-
lagen und Anwendungsbestimmungen im Rahmen 
des Zulassungsbescheids können von der jeweiligen 
Zulassungsbehörde nicht für das gesamte Gebiet der 
Gemeinschaft beurteilt werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Dies ist ja alles richtig. Aber das 
heißt praktisch doch — und Sie bestätigen das, Herr 
Staatssekretär — , daß man in bezug auf Nahrungsmit-
tel, dem EuGH-Urteil folgend, in Deutschland die Pro-
dukte in Verkehr bringen muß, die in anderen Län-
dern der EG zugelassen sind, während das bei Pflan-
zenschutzmitteln bisher nicht der Fall ist. Es ist immer-
hin doch zuzugeben, daß in bezug auf Reinheitsgebot 
bei Bier — um nur eines dieser Produkte zu erwäh-
nen — verschiedene chemische Substanzen in dem 
nicht nach dem Reinheitsgebot gebrauten Bier vor-
handen sind, bei denen man sich durchaus auch über 
die Frage unterhalten kann, ob sie möglicherweise 
gesundheitsschädlich sind. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich möchte Ihre Feststellung nicht bestätigen. 
Ich habe den Eindruck, daß Sie eine unzutreffende 
Interpretation der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs vornehmen. Was wir z. B. im Bereich Bier 
aus anderen Mitgliedsländern der Europäischen Ge-
meinschaft zulassen müssen, kann und muß selbstver-
ständlich daraufhin überprüft werden, ob die Zusam-
mensetzung irgendeinen Stoff enthält, der nach unse-
ren lebensmittelrechtlichen Vorschriften nicht zuge-
lassen ist, weil er z. B. gesundheitsbedenklich wäre. 
Dann brauchen wir eine solche Zulassung auf unse-
rem Markt nicht zu erteilen. Auch bei den Lebensmit-
teln, die durch die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs zu Milch, Wurst, Bier usw. auf dem euro-
päischen Markt frei gehandelt werden können, kön-
nen und werden wir — durch die Rechtsprechung 
sind wir daran keineswegs gehindert, sondern dazu 
ausdrücklich aufgefordert — nur solche Lebensmittel 
zulassen, die den allgemeinen lebensmittelrecht-
lichen Vorschriften bei uns entsprechen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Eigen, weitere Zu-
satzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Wenn dieser Zustand noch län-
ger dauert, daß Pflanzenschutzmittel in anderen EG-
Ländern zugelassen sind, die bei uns nicht zugelassen 
sind — möglicherweise sehr wirkungsvo lle und sehr 
billige — , entstehen daraus natürlich Wettbewerbs-
verzerrungen für die deutsche Landwirtschaft, zumal 
bei uns schon heute Hunderte von Substanzen verbo-
ten worden sind, die in anderen Ländern der Europäi-
schen Gemeinschaft nicht verboten sind. Wie stellt 
sich die Bundesregierung dazu? 
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Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Auch ich halte 
diesen Zustand für in vieler Hinsicht unerwünscht und 
unerfreulich. Deswegen ist es so wichtig, daß — ich 
darf diesen Satz wiederholen — zur Zeit daran gear-
beitet wird, die Harmonisierung der Zulassungsbe-
dingungen und die Anwendung einheitlicher Grund-
sätze bei der Zulassung zu erreichen. Denn wenn wir 
dieses Ziel erreicht haben, werden wir auch die bisher 
bestehenden Differenzen überwinden können und 
dahin kommen können, daß ein in einem anderen EG-
Land nach den gleichen Kriterien wie hier zugelasse-
nes Pflanzenschutzmittel auch bei uns ohne erneute 
Überprüfung zugelassen werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Das war der Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. Ich danke dem Parlamentarischen 
Staatssekretär. 

Ich brauche nicht aufzurufen den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 
und auch nicht den des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, weil alle Fragen 
schriftlich beantwortet werden sollen. Es handelt sich 
um die Fragen 4 und 5 des Abgeordneten Hiller (Lü-
beck), die Frage 6 des Abgeordneten Wüppesahl und 
die Frage 7 des Abgeordneten Uldall. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Pfeifer ist an-
wesend zur Beantwortung der Fragen. Frau Würfel 
möchte ihre Frage 10 schriftlich beantwortet haben. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 11 bis 13 können nicht beantwortet wer-
den, weil die fragenden Abgeordneten Frau Weyel 
und Herr Dr. Daniels (Regensburg) nicht anwesend 
sind. — Es tut mir leid, Herr Pfeifer, es war nicht 
umsonst, aber vergeblich. — Halt, Frau Weyel kommt 
gerade. Dann sollten wir ihr kulanterweise die 
Chance geben, ihre Fragen beantwortet zu bekom-
men. Das ist zunächst die Frage 11: 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über das 
Abfallprodukt aus der Vitamin-C-Produktion vor, das unter dem 
Namen „Dikegulac" als Wachstumsregulator an die Landwirt-
schaft verkauft wird und in mehreren Rheinwasserwerken die 
erlaubten Grenzen für Pflanzenbehandlungsmittel überschrei-
ten soll? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit: Herr Präsident! Frau Kollegin Weyel, Dikegulac 
wird in der Form seines Natriumsalzes in zugelasse-
nen Pflanzenschutzmitteln im Zierpflanzenbau ange-
wandt. Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es 
zwei Unternehmen, welche Dikegulac als Abfallpro-
dukt bei der Herstellung von Vitamin C in Vorfluter 
einleiten. 

Auf Grund seiner Struktur wird Dikegulac weder 
bei der Uferfiltration noch bei der Filtration mit Aktiv-
kohle nennenswert zurückgehalten. Humantoxikolo-
gisch wird Dikegulac als „nicht giftig" eingestuft. Es 
wurde deshalb in der Empfehlung des Bundesgesund-
heitsamtes zum Vollzug der Trinkwasserverordnung 
der Kategorie C zugeordnet, d. h. daß vorübergehend, 
bis zu zwei Jahren, eine Überschreitung des Grenz-

wertes um bis zu 10 µg/1 zugelassen werden darf, vor-
ausgesetzt, daß durch Sanierungsmaßnahmen die Ur-
sachen der Verunreinigung beseitigt werden. Die bis-
her gemessenen Konzentrationen von Dikegulac be-
tragen in bestimmten Rheinabschnitten bis zu 
5 µg/l. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung haben beide 
Firmen, die uns bekannt sind, angekündigt, in naher 
Zukunft Abwasserbehandlungsanlagen in Bet rieb zu 
nehmen, die eine weitestgehende Reduktion der Ein-
leitung von Dikegulac ermöglichen. Die Rheinwasser-
konzentrationen sollen danach den Grenzwert der 
Trinkwasserverordnung nicht überschreiten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Bedeutet das, daß jetzt diese 
Ausnahmegenehmigungen als vorübergehende Maß-
nahme erteilt werden und daß dann dieses Mittel als 
Pflanzenschutzmittel eingestuft wird? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich weiß 
nicht, ob Ausnahmegenehmigungen erteilt werden. 
Darüber haben die zuständigen Landesbehörden zu 
entscheiden. Wenn aber solche Ausnahmegenehmi-
gungen in Aussicht genommen werden, dann natür-
lich nur unter den Bedingungen, die ich hier eben 
genannt habe, nämlich vorübergehend und versehen 
mit einem Sanierungskonzept. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Weyel. Bitte schön. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, es handelt 
sich hierbei schlicht nicht um die Frage, ob dieses Mit-
tel toxisch ist oder nicht, sondern darum: Ist dieses 
Mittel ein Pflanzenschutzmittel, oder ist es etwas an-
deres? Danach richtet sich der zulässige Grenzwert. 
Ich frage noch einmal: Stuft die Bundesregierung die-
ses Mittel jetzt als Pflanzenschutzmittel oder als ande-
res chemisches Produkt ein, bei dem die Entscheidung 
über den Grenzwert von dem Grad der toxischen Wir-
kung abhängt? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, auch das 
ist eine Frage, über die zunächst einmal die zustän-
dige Landesbehörde zu entscheiden hat. Aber nach 
Auffassung des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit handelt es sich hier-
bei in der Tat um ein Pflanzenschutzmittel. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen damit zur 
Frage 12. 

Was versteht die Bundesregierung unter einer „verursacher-
gerechten Problemlösung", zu der die Bundesministerin für Ju-
gend, Familie, Frauen und Gesundheit die Landesregierungen 
aufgefordert haben soll? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Nach Ansicht der Bun-
desregierung ist Sinn und Zweck der Trinkwasserver-
ordnung der Schutz des Trinkwassers vor uner-
wünschten oder schädlichen Substanzen. Die Bundes-
regierung ist weiterhin der Ansicht, daß Substanzen 
wie Dikegulac nicht ins Trinkwasser gehören, gleich-
gültig, aus welcher Quelle sie stammen. Dementspre- 
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chend richtet die Bundesregierung ihre Maßnahmen 
ein. „Verursachergerechte Problemlösung" bedeu-
tet, daß derjenige, der Kontaminationen des Wassers 
verursacht, diese so vermindert, daß die Vorgaben der 
Trinkwasserverordnung eingehalten werden kön-
nen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Weyel, bitte schön. 

Frau Weyel (SPD): Ich muß noch einmal fragen. Die 
Einordnung als Pflanzenschutzmittel erfolgt durch 
Bundesbehörden, die Genehmigung dagegen, vor-
übergehend größere Mengen einleiten zu dürfen, 
durch Landesbehörden. Wir müssen damit rechnen, 
daß sich solche Vorfälle wie diese, d. h. daß ein als 
nichttoxisch eingestuftes Mittel nur deshalb, weil es 
im Pflanzenschutz verwendet wird, nun unter die 
Trinkwasserrichtlinie fällt, wiederholen. Hat die Bun-
desregierung irgendwelche Vorstellungen, in diesem 
Fall allgemeingültige Richtlinien zu erlassen, die 
dann auch für alle Bundesländer tatsächlich bindend 
sind? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich sehe das so: Zu-
nächst einmal ist das in der Tat, wie Sie sagen, eine 
Entscheidung der Landesbehörde, die entsprechen-
den Ausnahmegenehmigungen zu erteilen oder nicht 
zu erteilen. Da nun die Ausführung des Bundesgeset-
zes in die Kompetenz der Landesbehörden fällt, müs-
sen natürlich auch die rechtlichen Auslegungsfragen 
zunächst einmal dort entschieden werden. Aber ge-
rade in dem jetzt zur Debatte stehenden Fall habe ich 
Ihnen eine Einschätzung durch die Bundesregierung 
vorgetragen. Wenn es in Einzelfällen solche Bewer-
tungsfragen gibt, wird es in der Tat auch richtig und 
vernünftig sein, daß die Bundesregierung sagt, wie sie 
diese Dinge sieht. Deswegen habe ich Ihnen das heute 
so gesagt. 

Ob wir zu allgemeinen Richtlinien kommen müs-
sen, übersehe ich im Augenblick nicht. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage. Bitte schön, Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es bei 
der Bundesregierung Vorstellungen darüber, wie sie 
der Bevölkerung klarmachen will, daß ein Mittel zwar 
nicht giftig, aber trotzdem unerwünscht ist, daß es 
aber erst dadurch unerwünscht geworden ist, daß es 
eine bestimmte Verwendung erfährt? Sieht die Bun-
desregierung irgendeine Möglichkeit, dies dem „nor-
malen" Mitmenschen zu erklären? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich habe mit aus die-
sem Grunde gesagt, daß wir der Ansicht sind, daß sol-
che Substanzen überhaupt nicht in das Trinkwasser 
gehören und daß es die Zielrichtung sein muß, solche 
Substanzen gar nicht erst ins Trinkwasser kommen zu 
lassen, und zwar unabhängig davon, wie die toxikolo-
gische Seite im Detail zu beurteilen ist, weil die Bevöl-
kerung wohl mit Recht davon ausgehen kann, daß 
Trinkwasser von solchen Substanzen prinzipiell frei 
sein soll. Und das ist auch die Zielsetzung, die wir 
nicht nur in diesem Fall, sondern generell verfolgen. 

Vizepräsident Westphal: Nachdem auch Herr 
Dr. Daniels (Regensburg) den Raum betreten hat, rufe  

ich seine Frage 13 ebenfalls noch auf, im Interesse der 
Gleichbehandlung, nicht zur Rechtfertigung des Zu-
spätkommens: 

Was können die Ursachen für die außergewöhnliche Krebs-
ausbreitung in Höhen des Schwarzwaldes, z. B. in den Gemein-
den St. Georgen-Peterszell, Langenschiltach, Buchenberg und 
Tennenbronn, sein, und was unternimmt die Bundesregierung 
dagegen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Daniels, 
der Bundesregierung liegen keine Daten vor, die auf 
eine außergewöhnliche Krebsausbreitung in den ge-
nannten Gebieten des Hochschwarzwaldes schließen 
lassen. Für die Erhebung entsprechender Daten liegt 
die Kompetenz bei den Ländern. Das zuständige Lan-
desministerium von Baden-Württemberg hat mitge-
teilt, daß auch ihm keine Daten im angeführten Sinne 
bekannt sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Wie geht denn 
die Bundesregierung vor, wenn solche Äußerungen 
gemacht werden, wenn von Ärzten solche außerge-
wöhnlich hohen Krebsraten dort festgestellt werden? 
Es gibt kein Krebsregister in dem Sinne, daß das im 
Detail nachprüfbar ist. Ist die Bundesregierung denn 
bereit, das in der Form noch einmal näher zu überprü-
fen, daß man sagt: Wir beauftragen jetzt vielleicht 
noch einmal Mediziner, sich damit genauer zu be-
schäftigen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Wenn solche Fragen an 
uns herangetragen werden, dann können wir nur so 
vorgehen, daß wir uns bei den Ländern erkundigen, 
ob dort irgendwelche Daten vorliegen. Das haben wir 
auch im vorliegenden Fall getan. 

Noch ein Hinweis — ich habe darum gebeten, daß 
man dieser Sache, soweit wir das können, nachgeht —, 
den ich Ihnen doch zur Kenntnis geben möchte: Das 
Deutsche Krebsforschungszentrum Heidelberg hat im 
Jahre 1984 die Auswertung der Krebssterbefälle für 
den Zeitraum 1976 bis 1980 vorgelegt. Das liegt also 
längere Zeit zurück. Danach weist der Hochschwarz-
wald eine Mortalitätsrate auf, die unter der für Baden

-

Württemberg insgesamt ermittelten Rate liegt. Das ist 
aber die einzige zusätzliche Erkenntnis, die ich 
habe. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ist die Bundes-
regierung, wenn ich Ihnen noch einmal im Detail die 
Datenbasis schildere, die uns zur Verfügung steht, 
bereit, sich nochmals damit zu beschäftigen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne bereit, 
dieses dann der zuständigen Landesregierung zu 
übermitteln und mich bei der zuständigen Landesre-
gierung auch zu erkundigen, wie man das dort ein-
schätzt. 
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Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Herrn Parla-
mentarischen Staatssekretär für die Beantwortung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Verkehr. Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Schulte steht uns für die Beantwortung zur 
Verfügung. 

Ich rufe zunächst die Frage 14 des Abgeordneten 
Pauli auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Tatsache, daß sich seit der Öffnung des Saarkanals das Trans-
portaufkommen auf der Mosel verdoppelt hat und 1989 auf rund 
18 Millionen Tonnen ansteigen wird, und ist die Bundesregie-
rung bereit, nicht durch eine teure und wenig hilfreiche Mosel-
vertiefung, sondern durch den alsbaldigen Bau zweiter Schleu-
senkammern sicherzustellen, daß die unvertretbaren Wartezei-
ten vor den Schleusen nachhaltig vermindert und damit wirk-
sam zur Verbesserung des Verkehrsflusses auf dieser Wasser-
straße beigetragen wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Verkehr: Herr Kollege Pauli, die Kosten für die 
geplante Moselvertiefung sind mit rund 110 Millio-
nen DM ermittelt worden. Das Nutzen-Kosten-Ver-
hältnis liegt bei rund 5. 

Vorteile dieser Maßnahme sind: bessere Ausla-
stung des Schiffsraumes, Unempfindlichkeit gegen 
Schwankungen der Verkehrsmengen, fortgeschritte-
ner Planungsstand. 

Der Bau zweiter Schleusen erforderte dagegen In-
vestitionskosten zwischen 500 und 600 Millionen DM. 
Das Nutzen-Kosten-Verhältnis ist absehbar deutlich 
geringer und dürfte sich voraussichtlich in der Grö-
ßenordnung zwischen 1 und 2 bewegen. Entschei-
dungsgrundlagen für zweite Schleusen werden zur 
Zeit erarbeitet. 

Aus den vorgenannten Gründen beabsichtigt die 
Bundesregierung, zuerst die Vertiefung der Mosel 
durchzuführen. Dies schließt bei entsprechend günsti-
gem Untersuchungsergebnis den Bau zweiter Schleu-
sen als zweiten Schritt jedoch nicht aus. 

Im übrigen sollen die aufgetretenen Engpässe auch 
durch kurzfristig zu realisierende Maßnahmen wie 
Nachtschleusungen und andere organisatorische Än-
derungen abgebaut werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich am 4. Dezember den 
Pegel Koblenz mit 85 cm abgenommen habe und mir 
das auch amtlich habe bestätigen lassen. Unter Hin-
zurechnung von 95 cm ergibt dies eine Abladetiefe 
von 180 cm für den Rheinverkehr. Der Flottwasser-
abzug — das ist der Sicherheitsabzug "immer eine 
Handbreit Wasser unter dem Kiel" — gibt eine Abla-
detiefe von 160 cm. Dieses Niedrigwasser führt der 
Rhein an mindestens 130 Tagen im Jahr. Das heißt mit 
anderen Worten, daß die Schiffe der Mosel, die mit 
einer Abladetiefe von 2,40 und künftig, wenn Sie auf 
3 Meter vertieft haben, mit 2,70 Meter Abladetiefe 
fahren, mehr als ein Drittel des Jahres gar nicht auf 
dem Rhein verkehren können, es sei denn, sie würden 
alle in Koblenz leichtern und dann den Rhein  

befahren. Daraus kann sich eine Änderung der Nut-
zen-Kosten-Analyse, die Sie hier aufgezeigt haben, 
ergeben. Sind Sie bereit, noch einmal zu überprüfen, 
ob es sich hier nicht anzeigt, an Stelle einer für meine 
Beg riffe wenig sinnvollen Vertiefung . . . 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, das ist hier 
keine Diskussion über einen Tagesordnungspunkt. 

Pauli (SPD) : Das ist eine sehr schwierige Frage, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Aber ein Fragezeichen 
muß jetzt bald kommen. 

Pauli (SPD):... doch den Bau zweiter Schleusen-
kammern vorzusehen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
habe die Frage verstanden. 

Ich werde den einzelnen Daten noch einmal extra 
nachgehen. Ich glaube, der entscheidende Punkt, 
Herr Kollege Pauli — das kann man jetzt schon sa-
gen —, ist: Die Moselvertiefung wird bei durch-
schnittlichem Wasserstand und nicht bei Rhein

-

Niedrigwasser wirksam sein. Ich glaube, das ist genau 
die Klemme, der Sie erlegen sind. Da fehlt die Hand-
breit. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine zweite Zu-
satzfrage. Aber bitte kürzer! 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie auch be-
reit, neben der eben gestellten Frage zu prüfen, ob die 
Investitionen von 100 bis 110 Millionen DM sinnvoll 
sind, wenn heute schon 28 Vorschleusungen täglich 
registriert werden, umfangreiche Planfeststellungs-
verfahren erforderlich werden und Baggergut in der 
Mosel selbst nicht mehr verklappt werden kann, son-
dern den Gemeinden zum Wegebau angeboten wird, 
und Sie mit dem Umweltschutz in arge Bedrängnis 
kommen werden? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, das ist alles zu berücksichtigen. Nur müssen 
wir auch berücksichtigen, daß die zweiten Schleusen 
das Fünffache kosten. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zur 
Frage 15 des Abgeordneten Pauli: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mitteilung des Bundes-
rechnungshofes vom 8. August 1989, AK: III 1/5001-88, über die 
im Jahre 1987 durchgeführte Prüfung der Organisation und Per-
sonalwirtschaft im Bereich des Schleusen- und Wehrbetriebes 
an Binnenwasserstraßen der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes, wonach untersucht werden soll, ob aus wirtschaft-
lichen Erwägungen der Nachtbetrieb auf der Mosel eingestellt 
werden kann? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Seit Eröffnung des 
Saarverkehrs bis zum Hafen Dillingen sind an den 
Moselschleusen erhebliche Kapazitätsengpässe ein-
getreten. So stieg z. B. das Verkehrsaufkommen an 
der Schleuse Koblenz wie folgt: 1987 9,4 Millionen 
Tonnen, 1988 14,5 Millionen Tonnen, und 1989 wer-
den es voraussichtlich rund 60 Millionen Tonnen 
sein. 
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Zwecks besserer Ausnutzung der knappen Schleu-
senkapazität wird versucht, eine möglichst gleichmä-
ßige Auslastung der Schleusen innerhalb der 24stün-
digen Betriebszeit zu erreichen. 

Um der Binnenschiffahrt einen verstärkten Anreiz 
für die Nutzung der verkehrsschwächeren Nacht-
stunden zu geben, ist seit dem 1. Juli 1989 eine teil-
weise Erstattung der Schiffahrtsabgaben bei der Be-
nutzung der Schleusen während der Nachtstunden 
eingeführt worden. 

Die Prüfung des Bundesrechnungshofs, auf die Sie 
sich beziehen, lag zeitlich vor der Eröffnung des Saar-
verkehrs. Die dabei aufgeworfene Frage einer Unter-
suchung der Einstellung des Nachtbetriebs stellt sich 
deshalb wegen des zwischenzeitlich stark angestiege-
nen Verkehrs heute nicht mehr. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Prüfung 1989 stattgefun-
den hat und daß im Jahre 1988 auf der Mosel die Ton-
nenzahl von 8 Millionen auf 14 Millionen gestiegen 
ist? 

Sind Sie auch bereit, Herr Staatssekretär, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich selbst an der Schleuse 
Lehmen fortgesetzt fotografiere und es fast die Regel 
ist, daß bis zu neun bergfahrende Güterschiffe vor der 
Schleuse liegen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
nehme das gern zur Kenntnis, auch daß Sie dort foto-
grafieren. 

(Pauli [SPD]: Ich gebe Ihnen die Fotos 
gern!) 

Nur ist der entscheidende Punkt, daß der Bundesrech-
nungshof im Jahre 1987 fotografiert hat, d. h. vor der 
Steigerung der Verkehrsmenge. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß das, was ich hier zum Aus-
druck gebracht habe, nämlich der Unwille, der Unmut 
und die Frustration der vor den Schleusen liegenden 
Schiffseigner und Schiffsführer ein beachtliches Aus-
maß angenommen hat? Ist die Bundesregierung nicht 
bereit, außer der Moselvertiefung weitere entschei-
dende Dinge für die Verbesserung der Schiffahrt auf 
der Mosel zu tun? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
tragen die Frustration immer noch sympathisch lä-
chelnd vor. Wir gehen der Sache weiter nach. Ich habe 
vorhin gesagt: Ein erster Schritt ist die Vertiefung. Ein 
zweiter Schritt kann folgen, aber der wird teurer, und 
das Nutzen-Kosten-Verhältnis ist um vieles ungünsti-
ger. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 16 des 
Abgeordneten Dr. de With auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den Ausbau des Fernstraßen-
netzes in Oberfranken zu beschleunigen, damit die Kapazität für 
den vervielfachten Grenzverkehr zur DDR rasch erweitert wer-

den kann, und wenn ja, wann ist mit der Fertigstellung des 
Frankenschnellwegs bis Untersiemau/Coburg und dem vierspu-
rigen Weiterbau der Maintalautobahn bis zur Anschlußstelle 
Kulmbach zu rechnen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung unternimmt — gemeinsam mit der 
bayerischen Straßenbauverwaltung — erhebliche An-
strengungen, um die durch Besucher aus der DDR im 
grenznahen Bereich, insbesondere auch in Oberfran-
ken, entstandene verkehrliche Situation kurzfristig 
durch Maßnahmen des Straßenbaus zu verbessern. 

Darüber hinaus zeichnet sich die Notwendigkeit ab, 
auch einzelne größere Straßenbauvorhaben durchzu-
führen. Für die längerfristige Infrastrukturplanung 
bedarf es weitergehender Analysen der zu erwarten-
den Verkehrsströme. Die erforderlichen Maßnahmen 
im Bundesverkehrsministerium sind eingeleitet wor-
den. 

Ich habe hier eine lange Übersicht über einzelne 
Maßnahmen. Ich stelle sie Ihnen nachher gern zur 
Verfügung. Es würde den Rahmen der Fragestunde 
sprengen, würde ich das jetzt im einzelnen vortra-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr de 
With. 

Dr. de With (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
konkret sagen, ob die Bundesstraße Coburg/Rotten-
bach alsbald verbreitert wird, ob Maßnahmen ergrif-
fen werden, um den Grenzübergang Neustadt bei 
Coburg alsbald herzurichten, und ob — das sind die 
wichtigsten Maßnahmen in diesem Bereich — der 
Endausbau der Maintalautobahn sowie des Franken-
schnellwegs vorgezogen wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Herr 
Präsident, ich habe hier einzelne Sprechzettel zur vier 
Maßnahmen, insgesamt acht Blätter. Ich müßte das 
alles vortragen. Wenn Sie einverstanden sind, bekom-
men Sie die nachher zu Ihrer Kenntnis und weiteren 
Verfügung. Da steht alles zur Beantwortung d rin. Ich 
müßte es nur vorlesen, darf es aber wahrscheinlich 
nicht. 

Dr. de With (SPD): Ich nehme diese Antworten 
gerne entgegen. Ich habe aber eine letzte Frage. Läßt 
sich schon sagen, wann mit den praktischen Maßnah-
men begonnen wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Wenn ich zum Bei-
spiel den Frankenschnellweg nehme: Der wurde be-
gonnen. Die Maintalautobahn ist ein Schwerpunkt im 
Autobahnbau. Dies wird durch die jüngsten Entwick-
lungen sicherlich verstärkt. Die anderen beiden Maß-
nahmen habe ich ebenfalls gerade herausgesucht; sie 
sind aufgeführt. Hier gibt es zur Zeit Verhandlungen. 
Wir müssen dabei auch noch mit der DDR sprechen. 
Ich darf hinzufügen: Der Bundesminister für Verkehr 
wird wahrscheinlich noch in diesem Monat mit seinem 
Ost-Berliner Kollegen zusammentreffen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Ihre weitere Frage 
auf, Herr de With; das ist die Frage 17: 
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Vizepräsident Westphal 
Ist die Bundesregierung bereit, mit der DDR in Verhandlung 

zu treten, damit die Kapazität der bestehenden Eisenbahnüber-
gänge in Oberfranken zur DDR rasch weiter ausgebaut und 
ursprünglich vorhanden gewesene an den neu hinzugekomme-
nen Grenzübergängen wieder eingerichtet werden, und welche 
Absichten hat die Bundesregierung insbesondere zur Verbesse-
rung der Eisenbahnfernstrecken in Oberfranken an den Grenz-
übergängen Ludwigsstadt und Hof? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zur 
Bewältigung des sprunghaft angestiegenen Aufkom-
mens an Reisenden aus der DDR sind von der Deut-
schen Bundesbahn und der Deutschen Reichsbahn 
zusätzliche Zugverbindungen vereinbart worden. 

Seit dem 17. November dieses Jahres verkehren in 
Oberfranken über den Eisenbahngrenzübergang 
Ludwigsstadt insgesamt acht, davon zwei zusätzliche 
Zugpaare, über den Eisenbahngrenzübergang Hof 
insgesamt neun, davon drei zusätzliche Zugpaare. 

Ob und gegebenenfalls welche der durch die inner-
deutsche Grenze unterbrochenen Schienenverkehrs-
verbindungen im oberfränkischen Raum dem Ver-
kehrsbedürfnis entsprechend kurz- bzw. mittelfristig 
wieder befahrbar gemacht werden können, wird zur 
Zeit im Bundesverkehrsministerium untersucht. 

Ich wurde heute morgen im Verkehrsausschuß auch 
verpflichtet, in jeder Sitzungswoche über die weiter-
gehenden Bemühungen zu berichten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
de With. 

Dr. de With (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß alle diese Züge täglich große Verspätun-
gen aufweisen und praktisch immer total überfüllt 
sind, so daß schon die Ansage in den Bahnhöfen dar-
auf verweist, um die Bevölkerung zum Teil vom Ein-
steigen zurückzuhalten, und daß dies als absolut un-
zuträglich empfunden wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Mir ist dieser Tat-
bestand im generellen, aber auch im speziellen be-
kannt. Es gab Überlastungen bis zu 300 %. Das erin-
nert zum Teil an Bilder aus der Nachkriegszeit. Die 
Deutsche Bundesbahn hat sich bemüht, angesichts 
des vorhandenen Mate rials und angesichts der vor-
handenen Mitarbeiter alles zu tun, um zu helfen. Es 
konnte bisher gefahren werden, aber eben unter den 
Umständen, die Sie genannt haben. Wir sind um wei-
tere Verbesserungen bemüht. Ich muß dazu sagen, 
daß die Deutsche Reichsbahn dabei hilft. Es sind in-
zwischen Standleitungen errichtet worden, über die 
man zwischen den Direktionen sofort telefonieren 
kann. Wir sind aber schlicht und einfach an einer 
Grenze der Kapazität angelangt, die nicht von einem 
Tag auf den anderen verbessert werden kann. Wir 
stellen dies auch in anderen Bereichen, nicht nur im 
Verkehr fest. Wir bemühen uns weiter und hoffen, 
durch Investitionen wie durch die Organisation zu ei-
ner Besserung zu kommen. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Frage? — Bitte 
schön, Herr Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Kann die Bundesregierung An-
gaben erstens darüber machen, ob der Versuch unter-

nommen wird, die seinerzeit stillgelegte Strecke zwi-
schen Coburg und Sonneberg wieder einzurichten, 
damit hier eine Entlastungsmaßnahme gewährt wird, 
und zweitens darüber, wie es mit den Fernverbindun-
gen zwischen Nürnberg, Probstzella—Saalfeld bzw. 
Hof—Leipzig steht? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
waren so freundlich, darauf hinzuweisen, daß Sie die-
ser Übergang besonders interessiert. In der Region 
Oberfranken wird die Öffnung Neustadt bei Coburg 
bis Sonneberg angeregt. Die Strecke Coburg, Neu-
stadt bei Coburg—Sonneberg, Lauscha—Probstzella 
diente vor dem Krieg vorwiegend dem Nahverkehr. 

(Dr. de With [SPD]: Das weiß ich!) 
Im Jahre 1938 befuhr diese Strecke lediglich ein Eil-
zug in der Verbindung Sonneberg—Leipzig. Die 
Trasse ist auf einer Länge von ungefähr viereinhalb 
Kilometern — zwischen Neustadt bei Coburg und der 
Grenze ca. 1,5 Kilometer, zwischen der Grenze und 
Sonneberg ca. drei Kilometer — unterbrochen. Aus 
der Sicht der Bundesbahn — und deren Meinung 
habe ich eingeholt — könnte eine Öffnung des Über-
gangs nur für den grenznahen Verkehr von Interesse 
sein. Damit beantworte ich Ihre Frage nach dem Fern-
verkehr. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt rufe ich die Frage 18 
des Abgeordneten Dr. Kübler auf: 

Welches ist die Rechtsgrundlage für das von dem Bundesmi-
nister für Verkehr als Repression gegen das Nachtfahrverbot 
Österreichs auf seinen Alpenautobahnen vorgesehene Nacht-
fahrverbot für Schwerlastzüge aus Österreich, und sind diese 
Maßnahmen mit der EG abgestimmt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, da 
eine Rücknahme des Nachtfahrverbots in Österreich 
zum 1. Dezember dieses Jahres in bilateralen Ver-
handlungen mit Österreich nicht erreicht werden 
konnte und die Geltungsdauer der bilateralen Lkw-
Genehmigungen für deutsche Unternehmer damit in 
Österreich um sieben Stunden eingeschränkt wird, 
sah sich der Bundesminister für Verkehr veranlaßt, die 
Genehmigungen für österreichische Lkw in Deutsch-
land auf der Basis der Gegenseitigkeit um den glei-
chen Zeitraum entsprechend einzuschränken. Diese 
Maßnahme findet ihre Rechtsgrundlage in § 13 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes. 

Die EG-Kommission wurde mit Schreiben vom 
24. November 1989 von dieser Maßnahme unterrich-
tet. Ob einzelne EG-Staaten dem deutschen Schritt 
folgen — ich denke z. B. an Maßnahmen Italiens, die 
angekündigt sind — , bleibt abzuwarten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Küb-
ler. 

Dr. Kübler (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung zumindest grundsätzlich der Auffas-
sung, daß das Anliegen Österreichs, das in bezug auf 
das Nachtfahrverbot im Gesundheits- und Umwelt-
schutz begründet ist, berechtigt ist, und zwar unab-
hängig von der Frage der Strenge und des zeitlichen 
Vollzugs der Maßnahmen? 
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Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
haben am 16. und 17. April dieses Jahres mit Öster-
reich und Italien eine Konferenz gehabt. Dabei wur-
den konkrete Schritte der Verlagerung des Verkehrs 
von der Straße auf die Schiene abgesprochen, 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Welche?) 
kurzfristige Schritte sowie mittel- und langfristige. Al-
lerdings war darin das Nachtfahrverbot nicht enthal-
ten. Wir waren überrascht, daß nach dieser Konferenz 
von Udine der einseitige Schritt unternommen 
wurde. 

Grundsätzlich gehen wir davon aus, daß Bürger 
durch Verkehrslärm belastet werden. Die Lösung des 
ganzen Problems muß aber praktikabel gehandhabt 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage Nummer 
zwei, Herr Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Auch die EG hat sich ja mit dem 
Thema beschäftigt. Sind die zuständigen Gremien der 
EG damit einverstanden, wie sich die Bundesregie-
rung in dieser Frage verhält? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Wir haben unsere 
Absicht der EG mitgeteilt. Eine endgültige Äußerung 
seitens der EG gibt es bisher nicht. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs, weil die beiden letzten Fra-
gen, die Fragen 19 und 20 des Kollegen Dr. Abelein, 
zurückgezogen worden sind. Ich danke dem Staatsse-
kretär für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Echternach ist 
zur Beantwortung der Fragen anwesend. 

Da die beiden ersten Fragen, die Fragen 21 und 22 
des Abgeordneten Müntefering, schriftlich beantwor-
tet werden sollen — die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt —, kann ich gleich zur Frage 23 von 
Frau Teubner kommen: 

Wie ist der derzeitige Stand der von der Bundesregierung 
angekündigten Überprüfung der Wärmeschutz- und Heizanla-
genverordnung? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident, Frau Kollegin Teubner, die zuständi-
gen Bundesressorts führen zur Zeit intensive Einzel-
gespräche mit den einschlägigen Wirtschaftsverbän-
den mit dem Ziel, für die unterschiedlichen baulichen 
Maßnahmen Entscheidungsgrundlagen zu gewinnen. 
Dieser Teil der Vorbereitungen wird noch in diesem 
Jahr abgeschlossen werden. 

Frau Teubner (GRÜNE): Dann würde ich gern Ge-
naueres darüber wissen, in welche Richtung diese 
Beratungen gehen — das sind ja dann fast nur noch 
drei Wochen — , und Sie bitten, etwas darüber auszu-
sagen, ob die Novellierung in die Richtung geht, daß 
die Wärmeschutzverordnung in Zukunft auch am 
„Stand der Technik" orientiert sein wird. 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Teubner, wir klären zunächst die technischen und 
wirtschaftlichen Einzelfragen, bevor wir zu einer Aus-
wertung dieser Gespräche und dementsprechend zu 
einer Meinungsbildung kommen. Aber sicher steht im 
Hintergrund generell die Überlegung, die Anforde-
rungen der Wärmeschutzverordnung zu verschär-
fen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Frau Teubner. Bitte schön. 

Frau Teubner (GRÜNE): Auch wenn die Gespräche 
noch in diesem Jahr tatsächlich zu einem Abschluß 
kommen sollten, wird es ja noch eine gewisse Zeit 
brauchen, bis das dann als gesetzliche Regelung auch 
umgesetzt wird. Im öffentlichen Bereich, also für öf-
fentliche Bauten, könnte man verschärfte Wärme-
schutzanforderungen sofort durchführen. Wie weit 
sind da die Überlegungen der Bundesregierung? Ich 
denke z. B. konkret auch an die Baumaßnahmen des 
Bundes hier in Bonn. Ist da an eine Verschärfung von 
Wärmeschutzstandards gedacht? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Wir haben Mittel 
im Haushalt vorgesehen, um eine Modernisierung 
auch in dieser Richtung durchzuführen. Die Mittel 
sind in den Einzelplänen veranschlagt. 

Darüber hinaus prüfen wir natürlich gerade bei den 
Neubauten, die zur Zeit erstellt werden, inwieweit 
auch hier die Erkenntnisse umgesetzt werden, die wir 
schon öffentlich vorgestellt haben und die ja eine ganz 
erhebliche Reduzierung des Wärmeverbrauchs zum 
Gegenstand haben. 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Dr. Da-
niels hat noch eine Zusatzfrage dazu. Bitte schön, Herr 
Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ist die Bundes-
regierung nicht der Meinung, daß auf diesem Gebiet 
höchste Eile geboten ist, und zwar auf der einen Seite 
angesichts der eindeutigen Ergebnisse, die sich aus 
den Beratungen der Enquete-Kommission „Vorsorge 
zum Schutz der Erdatmosphäre" ergeben, und auf der 
anderen Seite deswegen, weil jetzt mit Baumaßnah-
men in erheblichem Umfang zu rechnen ist? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Daniels, ich 
stimme Ihnen zu. Das ist auch der Grund dafür gewe-
sen, warum wir schon vor einiger Zeit Modelle für ein 
sogenanntes Niedrig-Energie-Haus vorgestellt ha-
ben. Hier kann der Energieverbrauch durch entspre-
chende bauliche Maßnahmen deutlich abgesenkt 
werden, und zwar etwa um die Hälfte gegenüber dem 
heute üblichen Verbrauch. In diesem Sinne arbeiten 
wir jetzt auch an den Vorbereitungen für die Ände-
rung der Wärmeschutzverordnung. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 24 der Ab-
geordneten Frau Teubner auf: 

Unterstützt die Bundesregierung die Bundesratsinitiative des 
Landes Baden-Württemberg zur Novellierung der Wärme-
schutz- und Heizanlagenverordnung und zur Förderung ener-
giesparender Maßnahmen im baulichen Bereich mit dem Ziel, 
die Kohlendioxid-Emissionen zu reduzieren und Energieres-
sourcen zu schonen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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Echternach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Teubner, die Antwort lautet: Der Antrag des Landes 
Baden-Württemberg liegt dem Bundesrat zur Be-
schlußfassung vor. Es ist nicht Sache der Bundesregie-
rung, sich vor der Entscheidung des Bundesrates 
gegenüber dem Deutschen Bundestag zu dem Antrag 
zu äußern. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Teub-
ner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Ich hätte aber doch ein 
Interesse daran zu erfahren, wie Sie u. a. zu der in dem 
Antrag enthaltenen Überlegung, die ja nicht nur von 
dem Land Baden-Württemberg, sondern auch von ei-
nigen Verbänden angestellt worden ist, stehen, daß 
z. B. die steuerliche Förderung von Energiesparmaß-
nahmen nicht, wie geplant, Ende 1991 auslaufen, son-
dern weitergeführt werden soll. Diese Forderung ist ja 
nicht nur Bestandteil des Antrags des Landes Baden

-
Württemberg, sondern sie wird ja auch direkt an die 
Bundesregierung herangetragen. Insofern können Sie 
sich sicher auch unabhängig von dem Antrag dazu 
äußern. 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Teubner, dazu gibt es gesetzgeberische Beschlüsse 
des Bundestages, über die sich die Bundesregierung 
im Rahmen einer Novellierung der Wärmeschutzver-
ordnung nicht hinwegsetzen kann. Die Wärmeschutz-
verordnung wird, wie gesagt, zur Zeit mit dem Ziel 
überprüft, die Anforderungen zu verschärfen. Das ist 
auch der Kern des Antrags des Landes Baden-Würt-
temberg im Bundesrat. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Frau Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Darf ich Ihre Antwort so 
verstehen, daß Sie, wenn Sie sich auf die entsprechen-
den Beschlüsse des Bundestags beziehen, zum Aus-
druck bringen wollen, daß auch ein veränderter Dis-
kussionsstand sowie eine größere Sensibilität gerade 
in Sachen Klimaschutz und in bezug auf die Notwen-
digkeit von Energiesparmaßnahmen nichts an der von 
Ihnen geschilderten Beschlußlage ändern kann, und 
daß die Bundesregierung von daher auch nicht be-
müht sein wird, in dieser Hinsicht neue Vorstöße zu 
unternehmen? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Teubner, ich kann mich zu dem Thema einer mögli-
chen Novellierung des Steuerreformgesetzes in die-
sem Punkt jetzt nicht äußern. Dies ist, wie gesagt, 
gesetzgeberisch so beschlossen. Es ist natürlich ge-
nauso möglich, daß die Bundesregierung — wie auch 
jede Fraktion dies jederzeit tun kann — hier gesetzge-
berisch initiativ wird. Wir beraten — das war ja auch 
Gegenstand der Anfrage — über die mögliche Ver-
schärfung der Wärmeschutzverordnung. 

Vizepräsident Westphal: Wollen Sie eine Zusatz-
frage stellen, Herr Dr. Daniels? — Bitte schön. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Sie haben so-
eben im Zusammenhang mit der Wärmeschutzverord-
nung von einem sogenannten Niedrig-Energie-Haus 
gesprochen. Stimmen Sie mit mir überein, daß man,  

wenn man einen solchen Standard einführen und ihn 
früher oder später auf alle Häuser in der Bundesrepu-
blik übertragen würde, ein Energiesparpotential in 
einer Größenordnung von vielleicht sogar 50 % errei-
chen könnte und daß, wenn dieses Modell umgesetzt 
würde, der Energieverbrauch in der Bundesrepublik 
dadurch in einem sehr hohen Maße reduziert werden 
würde? 

Vizepräsident Westphal: Das Problem ist der Zu-
sammenhang mit der Fragestellung. Ich möchte es 
gern dem Staatssekretär überlassen, ob er antworten 
will. An sich ist es so, daß es bei der vorigen Frage 
hätte sein können, aber hier nicht mehr. — Herr 
Staatssekretär! 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Da-
niels, das Niedrig-Energie-Haus ist ein Vorschlag für 
den Neubau. Sie zielen jetzt auf den Bestand ab, da 
stellen sich die Bedingungen natürlich anders dar. 
Aber es ist klar, daß bei Überlegungen bezüglich einer 
Veränderung der Wärmeschutzverordnung auch der 
Bestand beachtet werden muß. Dort aber werden Sie 
vermutlich die Einsparpotentiale nicht erzielen kön-
nen, die beim Neubau heute ohne weiteres erzielbar 
sind und die sich etwa in der Größenordnung von 50 % 
bewegen. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 25 und 26 des 
Abgeordneten Dr. Sperling sollen schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Der Abgeordnete Conradi, der die dann folgende 
Frage 27 gestellt hat, ist nicht im Raum. Es wird ent-
sprechend der Geschäftsordnung verfahren. 

Ich bedanke mich bei dem Herrn Staatssekretär für 
die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Herr Staatssekretär Dr. Waffen-
schmidt steht zur Beantwortung der Fragen zur Ver-
fügung. 

Herr Stiegler ist nicht im Raum. Daher werden die 
Fragen 48 und 49 entsprechend der Geschäftsord-
nung behandelt. 

Wir kommen dann zu Frage 50 des Abgeordneten 
Dr. Emmerlich. 

Ist der Versicherungsdetektiv Werner Mauss von führenden 
Mitarbeitern des Bundeskriminalamtes als dessen „freier Mitar-
beiter" bezeichnet worden, und welchen Status hatte Mauss? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Dr. Emmerlich, 
Ihre Frage 50 beantworte ich wie folgt: Der Präsident 
des Bundeskriminalamtes hat in der 18. Sitzung 
des 10. Parlamentarischen Untersuchungsausschus-
ses des Niedersächsischen Landtages am 30. Oktober 
1984 den Terminus „freier Mitarbeiter" als einen bei 
Sicherheitsbehörden ungewöhnlichen Ausdruck be-
zeichnet. Hinsichtlich der Art und Weise der Zusam-
menarbeit des Bundeskriminalamtes mit Herrn Mauss 
möchte ich gerne auf das Schreiben des Bundesmini-
sters des Innern P I 1 — es folgen dann weitere Anga-
ben — vom 30. Oktober 1985 zu den von Ihnen mit 
Schreiben vom 2. Oktober 1985 gestellten Fragen ver- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 

weisen. Wir haben damals seitens des Bundesinnen-
ministeriums in einem ausführlichen Schreiben von 
rund sechs Seiten alle Ihre Einzelfragen beantwortet. 
Darauf möchte ich gern noch einmal hinweisen. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zu einer Zusatz-
frage hat Herr Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Abgesehen davon, daß zu der 
Frage nach dem Status des Herrn Mauss in dem von 
Ihnen zitierten Schreiben keine bef riedigende Ant-
wort erteilt worden ist und daß dieses Schreiben von 
Ihnen als „vertraulich — amtlich geheimzuhalten" 
klassifiziert worden ist und ich damit also politisch gar 
nichts anfangen kann, stelle ich an Sie die Frage, ob es 
zutrifft, daß der Versicherungsdetektiv Mauss bei den 
Aufträgen, die er für das Bundeskriminalamt oder an-
dere Polizeibehörden ausgeführt hat, in aller Regel 
mit Fällen beschäftigt wurde, die die Versicherungen, 
seine Auftraggeber, interessierten und in denen er in 
ihrem Interesse tätig wurde. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Dr. Emmerlich, den Fragenbereich, den Sie jetzt 
im Detail angesprochen habe, kann ich in der Weise, 
in der Sie es beschrieben haben, nach meinem Kennt-
nisstand nicht bestätigen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Aber auch nicht wi

-

derlegen!) 
Ich will Ihnen aber ein zusätzliches Angebot ma-

chen. Sie haben gesagt, daß die umfangreiche Infor-
mation, die wir Ihnen zuteil werden ließen, einen 
Grad der Vertraulichkeit hat, der Sie daran hindert, 
damit öffentlich und politisch zu agieren. Ihnen ist 
zusätzlich angeboten worden, die Angelegenheit mit 
der Leitung des Bundeskriminalamtes in allen Einzel-
heiten zu erörtern. Ich mache Ihnen heute erneut das 
Angebot, Ihnen zu Ihren vielfältigen Einzelfragen, die 
Sie haben, entweder durch die Leitung des Bundes-
kriminalamtes oder durch unser Haus in einem vertie-
fenden Einzelgespräch weitere Informationen zu ge-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Emmerlich! 

Dr. Emmerlich (SPD): Abgesehen davon, daß dieses 
Gespräch bereits stattgefunden hat und völlig ertrag

-

los war, richte ich an Sie die weitere Frage: Ist meine 
Annahme richtig, daß die Strafverfolgung und die 
Gefahrenabwehr eine ureigene polizeiliche Aufgabe 
und damit eine hoheitliche Aufgabe ist und daß infol-
gedessen nicht die Möglichkeit gegeben sein kann, 
derartige Aufgaben auf Privatpersonen, die p rivate 
Interessen und egoistische Interessen verfolgen, zu 
übertragen? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Sie haben 
sicherlich recht mit der Einschätzung der polizeilichen 
Aufgaben als hoheitlicher Aufgaben. Sie wissen aber 
sicherlich genausogut wie ich, daß sich die Polizei bei 
der Wahrnehmung ihrer hoheitlichen Aufgaben ge-
eigneter Hilfsmittel bedienen kann, um diese Aufga-
ben zu erfüllen. 

Ich denke, daß man die Aktivitäten, die seitens der 
zuständigen Polizei- und Sicherheitsbehörden vorge-
nommen worden sind, so einschätzen muß, daß diese 

Hilfen wahrgenommen haben, die ihnen sachdienlich 
erschienen, ihren hoheitlichen Auftrag auch zu erfül-
len. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Hirsch, Sie wollen 
eine Zusatzfrage stellen? — Bitte schön. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist denn die 
Zusammenarbeit des Bundeskriminalamtes und ein-
zelner Länderpolizeien mit diesem Mann, der von 
Versicherungsgesellschaften bezahlt wird, so heikel, 
daß Sie sie nicht öffentlich darstellen können? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Wir kön-
nen auf gezielte Fragen sicherlich gezielte Antworten 
geben, wenn Einzelbereiche angesprochen werden. 
Dazu erkläre ich mich jederzeit bereit. Wenn aber in 
Sammelfragen ganze Aufgabengebiete angespro-
chen werden, dann müßten hier auch umfangreiche 
Antworten, die über Seiten gehen, erteilt werden. Das 
würde, glaube ich, den Rahmen der Fragestunde 
sprengen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Lippelt, Sie wollen 
eine Zusatzfrage stellen? — Bitte schön. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir nach Ihrer Kenntnis des Berichts 
des niedersächsischen Untersuchungsausschusses 
darin zustimmen, daß das von Ihnen eben so bezeich-
nete „Hilfsmittel Mauss" durchaus in der Lage war, 
Beamte des niedersächsischen Landeskriminalamtes, 
sagen wir einmal, zu führen? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Ich kann 
nicht bestätigen, daß Herr Mauss bei den Diensten, 
die er angeboten bzw. verrichtet hat, die hoheitliche 
Tätigkeit der Beamten des Landeskriminalamtes in 
Niedersachsen geführt hat. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 51 des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich auf: 

Trifft die Feststellung des 11. Untersuchungsausschusses des 
niedersächsischen Landtages zu, daß Mauss niedersächsischen 
Polizeibehörden vom Bundeskriminalamt empfohlen worden ist 
mit dem Hinweis, er solle so behandelt werden, als sei er ein 
Angehöriger des Bundeskriminalamtes? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Dr. Emmerlich, auf diese Frage möchte ich wie 
folgt antworten. Ich gehe zunächst einmal davon aus, 
daß Sie sich auf eine Formulierung auf Seite 162 der 
Drucksache 11/4380 des Niedersächsischen Landta-
ges vom 9. Oktober 1989 beziehen, nach der dem nie-
dersächsischen Kriminalbeamten Borrak vom Bun-
deskriminalamt gesagt worden sein soll, er möge 
Herrn Mauss so betrachten, als sei er jemand, der zum 
Bundeskriminalamt gehört. 

Eine derartige Empfehlung ist nach Aktenlage des 
Bundeskriminalamtes nicht gegeben worden. Herr 
Mauss hatte keinen Status, der dem eines Angehöri-
gen des Bundeskriminalamtes entsprochen hätte. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Emmerlich, bitte 
schön. 
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Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß sich die niedersächsischen Polizeidienst-
stellen, die mit diesem Herrn Mauss, der ihnen vom 
Bundeskriminalamt vermittelt worden ist, zusammen-
gearbeitet haben, hinsichtlich des Umfangs der Voll-
machten und der Möglichkeiten, die sie Herrn Mauss 
in Ermittlungsverfahren verschafft haben, damit ent-
schuldigt haben, das Bundeskriminalamt habe bestä-
tigt, daß Herr Mauss ein Mitarbeiter des Bundeskrimi-
nalamtes sei und in bezug auf die Einschaltung in 
Ermittlungsverfahren wie in bezug auf die Informatio-
nen über Ermittlungsansätze und Ermittlungsergeb

-

nisse so behandelt werden solle wie ein Angehöriger 
des Bundeskriminalamtes? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Ich durfte 
Ihnen bereits darlegen, daß aus Anlaß Ihrer Frage von 
unserem Haus, d. h. dem Bundesinnenministerium, 
noch einmal beim Bundeskriminalamt nachgefragt 
worden ist und daß uns die Mitarbeiter des Bundes-
kriminalamtes bestätigt haben, daß nach ihrer inso-
weit vorliegenden Aktenlage keine Empfehlung ge-
geben worden ist, wie es hier durch die Äußerung, die 
Sie zitiert haben, den Anschein haben konnte. 

Ich sage noch einmal: Herr Mauss hatte keinen Sta-
tus, der dem eines Angehörigen des Bundeskriminal-
amtes entsprochen hätte. Welche persönlichen Ein-
schätzungen Beamte des Landeskriminalamtes oder 
der niedersächsischen Polizei getroffen haben und 
wie diese im einzelnen aussahen, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Danach müßte im übrigen im Niedersächsi-
schen Landtag gefragt werden. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Bei Philippi sehen wir 
uns wieder!) 

Vizepräsident Westphal: Sie haben keine weitere 
Zusatzfrage? 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Habe ich noch 
eine?) 

— Ich glaube, ja. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das ist ja großartig!) 
—Wir haben ernsthaft darüber nachgedacht und sind 
zu dem Entschluß gekommen. 

Dr. Emmerlilch (SPD): Herr Präsident, ich bin für 
diese Hilfestellung sehr dankbar. Ich war über die 
Antwort etwas verblüfft; ich bitte um Entschuldi-
gung. 

Herr Staatssekretär, über die Tätigkeit des Herrn 
Mauss und über die Zusammenarbeit zwischen ihm 
und dem Bundeskriminalamt ist seit Jahren in der 
Presse berichtet worden. Darüber gibt es einen um-
fänglichen Untersuchungsbericht des niedersächsi-
schen Untersuchungsausschusses. Dieser Untersu-
chungsbericht enthält zahllose Hinweise auf Rechts-
verletzungen des Herrn Mauss. Gleichwohl haben Sie 
bisher zur Überprüfung der Mitverantwortung des 
Bundeskriminalamtes nichts anderes getan, als sich 
beim Bundeskriminalamt nach der Aktenlage zu er-
kundigen. Fühlen Sie sich nicht verpflichtet, nunmehr 
Ihrerseits das zur Aufklärung dieses skandalösen 
Sachverhalts Notwendige selbst zu unternehmen? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Dr. Emmerlich, nach den zusätzlichen Fragen, 
die Sie heute hier gestellt haben, und dem Hinweis 
auf zusätzliche Informationen werde ich eine erneute 
Nachfrage vornehmen und Sie gerne über das Ergeb-
nis informieren. 

Vizepräsident Westphal: : Herr Dr. Hirsch zu einer 
weiteren Zusatzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist es denn 
zutreffend, daß dem Bundeskriminalamt der Aufent-
haltsort von Herrn Mauss, also seine ladungsfähige 
Anschrift, genau bekannt war, als der niedersächsi-
sche Untersuchungsausschuß zunächst vergeblich 
versucht hat, den Mann zu laden? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Über diese 
Kenntnisse, Herr Kollege Dr. Hirsch, zu dem präzisen 
Zeitpunkt, den Sie hier ansprechen, kann ich Ihnen 
nach dem jetzigen Stand meiner Informationen keine 
Auskunft geben. Ich erkläre mich aber bereit, dies 
auszuloten, damit Sie eine klare Antwort bekom-
men. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage von 
Herrn Lippelt. 

Dr. Lippe) (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, nachdem ich in meiner vorigen Frage einen Be-
griff wählte, der polizeitechnisch vielleicht schon ein 
bißchen belegt war, stelle ich die Frage jetzt noch ein-
mal. Nachdem Sie hier die engen Kontakte zwischen 
dem Bundeskriminalamt und Herrn Mauss damit cha-
rakterisiert haben, daß sich die Polizei sehr wohl Hilfs-
mittel bedienen könne und dürfe, frage ich Sie: Sind 
Sie nach Kenntnis des Untersuchungsberichts des 
Niedersächsischen Landtages nicht auch der Mei-
nung, daß dieses Hilfsmittel von einer Qualität war, 
daß es in der Lage war, Beamte des Landeskriminal-
amtes zu seinen Zwecken zu instrumentalisieren, und 
trifft auf so etwas dann der Beg riff des Hilfsmittels 
zu? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, es wird sicherlich — das ist wahrscheinlich unter 
uns unbestritten — in der Beurteilung der Geeignet

-

heit von Hilfsmitteln, Hilfestellungen, Untersu-
chungshilfen und Ermittlungshilfen immer unter-
schiedliche Würdigungen geben. Ich gehe wohl recht 
in der Annahme, daß das auch bei dem Sachverhalt, 
den wir gerade besprechen, der Fall ist. Die Beschäf-
tigung mit dem Gesamtvorgang hat mich jedenfalls 
darüber belehrt, daß es unterschiedliche Einschätzun-
gen der Hilfsmöglichkeiten, über die wir gerade spre-
chen, gegeben hat und wahrscheinlich auch künftig 
noch geben wird. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Und damit gibt sich 
die Bundesregierung zufrieden?) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 52 und 53 des 
Abgeordneten Sielaff sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Es ist eine Minute vor 14 Uhr, und ich sehe einen 
sehr engen Zusammenhang zwischen den nächsten 
vier Fragen von Herrn Dr. Hirsch und Herrn Dr. Nö- 
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bel. Ich meine, mit Ihrem Einverständnis zu handeln, 
wenn wir diese Fragen dann doch lieber morgen auf-
rufen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Einverstanden! — 
Dr.  Nöbel [SPD]: Einverstanden!) 

Dann brauche ich hier nur noch eine halbe Minute 
zu überbrücken und sage dem Staatssekretär ein Dan-
keschön für die Beantwortung der Fragen. Ich rufe 
keinen weiteren Geschäftsbereich auf. 

Meine Damen und Herren, ich habe eine amtliche 
Mitteilung zur Verlesung vor mir liegen: Herr Kollege 
Pfuhl feierte am 2. Dezember seinen 60. Geburtstag. 
Ich spreche ihm meine herzlichen Glückwünsche aus, 
auch im Namen des Hauses. Ich tue das über das 
Mikrophon und hoffe, ihn zu erreichen. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktli-
ste aufgeführt: 

1. Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Gattermann, Rind, Dr. Solms, Cronenberg 
(Arnsberg), Funke, Frau Dr. Segall und der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Umsatzsteuergesetzes — Drucksache 11/5977 — 

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Weiss (München), Frau Rock und der Fraktion 
DIE GRÜNEN: FCKW (Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe) in 
den ICE-Triebköpfen der Deutschen Bundesbahn — Druck-
sachen 11/4439, 11/5959 — 

3. Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜNEN: Sofortige 
Einstellung der Entwicklungshilfe für El Salvador — Druck-
sache 11/5453 (neu) — 

4. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD zur Lage in El 
Salvador — Drucksache 11/5969 — 

5. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP: Rückkehr zum Friedensprozeß in El Salvador 
— Drucksache 11/5973 — 

Zugleich soll, soweit erforderlich, von der F rist für 
den Beginn der Beratung abgewichen werden. Sind 
Sie damit einverstanden? — Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 2 sowie den 
Zusatztagesordnungspunkt 1 auf: 

2. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Melderechts-
rahmengesetzes (MRRG) 

— Drucksache 11/5111 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset

-

zes über Verbraucherkredite, zur Änderung 
der Zivilprozeßordnung und anderer Ge-
setze 

— Drucksache 11/5462 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Jugendge-
richtsgesetzes (1. JGGÄndG) 

— Drucksache 11/5829 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem VN-Übereinkommen vom 
10. Dezember 1984 gegen Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe 

— Drucksache 11/5459 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Vertrag vom 10. Juli 1989 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sozialistischen Förderativen Repu-
blik Jugoslawien über den gegenseitigen 
Schutz und die Förderung von Kapital-
anlagen 

— Drucksache 11/5726 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Vertrag vom 13. Juni 1989 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

— Drucksache 11/5727 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
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g) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Zusatzabkommen vom 11. Au-
gust 1989 zum Abkommen vom 7. April 
1977 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Fürstentum Liech-
tenstein über Soziale Sicherheit und zu der 
Vereinbarung vom 11. August 1989 zur 
Durchführung des Abkommens 

— Drucksache 11/5725 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

ZP1 Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Gattermann, 
Rind, Dr. Solms, Cronenberg (Arnsberg), 
Funke, Frau Dr. Segall und der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes 

— Drucksache 11/5977 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich 
kann das so feststellen. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 3 sowie den 
Zusatztagesordnungspunkt 2 auf: 

3. a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbahngesetzes (4. BbÄndG) 

— Drucksache 11/1516 — 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) 

— Drucksache 11/4074 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jobst 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 11/4109 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Windelen 
Zywietz 
Frau Vennegerts 
Purps 

(Erste Beratung 65. Sitzung)  

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbahngesetzes (5. BbÄndG) 

— Drucksache 11/2411 — 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) 

— Drucksache 11/4073 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jobst 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 11/4110 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Windelen 
Zywietz 
Frau Vennegerts 
Purps 

(Erste Beratung 104. Sitzung) 

c) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbahngesetzes (6. BbÄndG) 

— Drucksache 11/2412 — 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) 

— Drucksache 11/4091 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kohn 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 11/4111 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Windelen 
Zywietz 
Frau Vennegerts 
Purps 

(Erste Beratung 104. Sitzung) 

d) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Siebten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbahngesetzes (7. BbÄndG) 

— Drucksache 11/3770 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4248 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordneter Weiss (München) 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

e) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über den Ausbau des Schie-
nenwegenetzes der Deutschen Bundes-
bahn (BbSchwAbG) 

— Drucksache 11/2410 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4075 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jobst 

(Erste Beratung 104. Sitzung) 

f) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Frau Brahmst-Rock, Weiss 
(München) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zum Abbau der Wettbewerbsverzerrungen 
und zur Erhöhung der Wettbewerbsfähig-
keit der Deutschen Bundesbahn (Bundes-
bahnsanierungsgesetz — BbSanG) 

— Drucksache 11/1789 — 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) 

— Drucksache 11/4090 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kohn 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 11/4108 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Purps 
Windelen 
Zywietz 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 65. Sitzung) 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 
der SPD 

Übernahme überhöhter Versorgungsla-
sten 

— Drucksachen 11/1515, 11/4072 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jobst 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dauberts-
häuser, Antretter, Bamberg, Ewen, Faße, 
Haar, Hasenfratz, Ibrügger, Kretkowski, 
Müntefering, Dr. Niese, Pauli, Purps, Roth, 
Scherrer, Steinhauer, Toetemeyer, Dr. Vo-
gel und der Fraktion der SPD 

DB-Strecke Ruhr-Sieg/Rhein-Sieg 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau 
Rock und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Ausbau und Verbesserung der Ruhr-Sieg- 
und Rhein-Sieg-Strecke 

—Drucksachen 11/2694, 11/3072, 11/4092 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Jung (Limburg) 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Weiss (München), Frau Rock und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Vorschläge der Koalitionsarbeitsgruppe 
Bahn zur Sanierung der Deutschen Bundes-
bahn 

— Drucksachen 11/3162, 11/4093 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kohn 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Weiss (München), Frau Rock und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Verstoß gegen § 5 Bundesbahngesetz 
durch den Deutschen Bundestag 

— Drucksachen 11/3648, 11/4183 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Niese 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Weiss (München), Kreuzeder und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
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Ausbau der Bundesbahnstrecke München-
Mühldorf—Freilassing 

— Drucksachen 11/3973, 11/5269 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Bamberg 

ZP2 Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Weiss 
(München), Frau Rock und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

FCKW (Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe) in 
den ICE-Triebköpfen der Deutschen Bundes-
bahn 

— Drucksachen 11/4439, 11/5959 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Richter 

(Aufruf mit TOP 3) 

Zu Tagesordnungspunkt 3 j liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/5960 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
gemeinsame Beratung dieser Tagesordnungspunkte 
vier Stunden vereinbart. — Ich sehe auch dazu keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun-
desminister für Verkehr. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister für Verkehr: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich danke zunächst für das Verständnis der Fraktio-
nen, daß ich der Debatte nicht ganz beiwohnen kann, 
weil eine Kabinettssitzung angesetzt ist, die von heute 
vormittag wegen des Trauerakts für Herrhausen auf 
heute nachmittag verschoben werden mußte und die 
die Anwesenheit sämtlicher Mitglieder des Kabinetts 
unbedingt erfordert. Ich bitte um Verständnis für die 
Ausnahme, daß ich aus diesem Grunde die Debatte 
eröffne. 

Zunächst möchte ich auf die zahlreichen Pressemel-
dungen eingehen, die sich heute mit dem Bericht der 
Deutschen Bundesbahn beschäftigen. Das ist ein Be-
richt der Bundesbahn an die Bundesbahnkommission 
— nichts anderes — , der auch mir erst gestern abend 
auf den Tisch gekommen ist. Die Institution Bundes-
bahn schildert in dem Be richt an die Bundesbahnkom-
mission, die über ihre Zukunft entscheiden soll, ihre 
Lage natürlich nicht in den rosigsten Farben — wofür 
man Verständnis haben muß. Aber zu einer solchen 
Schwarzmalerei, wie sie dort zum Teil angestellt wird, 
ist trotzdem, wie ich meine, kein Anlaß. 

Die Deutsche Bundesbahn war ein Schwerpunkt 
der Verkehrspolitik in den 80er Jahren und wird es 
für diese Bundesregierung auch bleiben. Mit der Öff-
nung der innerdeutschen Grenzen und der Sektoren-
grenzen in Berlin wird die Verkehrspolitik in eine 
neue Phase eintreten. Der Bahn werden sich neue 
Chancen bieten, und sie wird sich dieser Herausfor-
derung zu stellen haben. 

Welche Bedeutung der Bahn nach wie vor zu-
kommt, hat sich in den vergangenen Tagen gezeigt: 
Es hat ein Ansturm von DDR-Besuchern stattgefun-
den. Allein in einer einzigen Woche hat die Deutsche 
Bundesbahn 100 Züge im Fernverkehr und 470 Züge 
im grenznahen Verkehr zusätzlich eingesetzt. Das ge-
schah in unmittelbaren Absprachen mit den Haupt-
verwaltungen der Bahnen, aber auch auf örtlicher 
Ebene mit Hilfe von Standleitungen zwischen Eisen-
bahndirektionen in beiden Teilen Deutschlands. Das 
war eine bemerkenswerte Aktion, die weithin ohne 
Beachtung geblieben ist. Ich darf hier ausdrücklich 
sagen, daß sich nicht nur auf kurze, sondern auch auf 
längere Sicht eine intensive Zusammenarbeit mit der 
DDR entwickelt. 

Für diesen Winterfahrplan und auch schon für den 
nächsten — 1990/1991 — haben wir konkrete Abspra-
chen getroffen. In diesem Winterfahrplan haben wir 
55 Schnellzugpaare im Fernreiseverkehr und 28 Zug-
paare im grenznahen Verkehr. Für den nächsten Win-
ter haben wir zusätzlich 35 weitere Zugpaare verein-
bart. 

Bundesbahn und Reichsbahn haben diesen Reise-
verkehr mit einem bemerkenswerten Einsatz von Per-
sonal und Mate rial bewältigt. Dafür ist allen, die viele 
Überstunden geleistet haben, Dank zu sagen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich glaube sagen zu können, daß die Bundesregie-
rung in den letzten Jahren die Weichen für eine at-
traktivere und leistungsfähigere Bahn gestellt hat, die 
natürlich längst nicht über den Berg ist. Das konnte 
auch niemand erwarten. Unser Ziel ist, aus dem Wett-
bewerb der Verkehrsträger eine Zusammenarbeit der 
Systeme mit dem Ziel zu machen, daß jeder Verkehrs-
träger seine Leistungsstärke in die Transportkette ein-
bringt. 

Der wirtschaftliche Aufschwung der vergangenen 
sieben Jahre hat das Verkehrsaufkommen zusätzlich 
ansteigen lassen. Die guten Aussichten der deutschen 
Wirtschaft auch in den 90er Jahren im Binnenmarkt 
werden unausweichlich ein weiteres Ansteigen des 
Verkehrs mit sich bringen. Das bedeutet für die Bahn: 
Sie muß sich wieder einen wachsenden Anteil an die-
sem Markt sichern. Das wollen wir auf marktwirt-
schaftliche Weise, also ohne Dirigismus erreichen. Die 
im Vorgriff auf eine EG-Regelung von der Bundesre-
gierung beschlossene Straßenbenutzungsgebühr für 
schwere LKWs ist ein marktwirtschaftliches Instru-
ment, um faire Wettbewerbsbedingungen zu schaf-
fen. 

Bei der Bahn müssen wir Produktivität, Leistungsfä-
higkeit und Wettbewerbsfähigkeit steigern. Die Bahn 
muß in den 90er Jahren diese ihr zugedachte Rolle 
übernehmen, und dafür ist einiges geschehen. Wir 
haben mit dem Bundesverkehrswegeplan von 1986 
bis 1995 einen neuen Weg eingeschlagen. Mit einem 
Volumen von 50 Milliarden DM haben wir in diesem 
Zeitraum die Investitionen in die Schiene an den Stra-
ßenbau und an die Investitionen dort angeglichen. 
Man darf nicht übersehen — das muß man in aller 
Deutlichkeit aussprechen, meine Damen und Her-
ren — : 50 Jahre lang ist nichts in den Neu- und Aus- 
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bau des Fernverkehrsnetzes der Schiene investiert 
worden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

50 Jahre lang! 

1991 wird in der Bundesrepublik Deutschland das 
ICE-Zeitalter beginnen. Nicht nur bei uns, in ganz 
Europa werden die Bahnen im Personen- und Güter-
verkehr schneller. Die Bahn wird ihre Systemvorteile, 
die Beförderung über lange Distanzen schnell durch-
zuführen, in vollem Umfang nutzen können. Es gibt 
signifikante Zeichen für einen neuen Run, was die 
Bahnen anbetrifft: Der Kanaltunnel zwischen Frank-
reich und Großbritannien ist ein Eisenbahntunnel. 
Der Brenner-Basis-Tunnel auf der Strecke München

-

Verona ist ein Eisenbahntunnel. Die Schweiz plant 
zwei Transversalen, Lötschberg, Gotthard; es sind Ei-
senbahntunnels. Die skandinavischen Länder setzen 
über den Großen Belt auf die Schiene. Der Brücken-
bau hat begonnen. In den 90er Jahren wird ein 
Schnellbahnnetz Paris—Brüssel—Köln, Amsterdam—
Frankfurt, aber auch Paris—Ostfrankreich—Südwest-
deutschland verbinden. Schnelligkeit wird dann ein 
Markenzeichen der Bahn sein. In den nächsten 
10 Jahren wird in der Bundesrepublik Deutschland 
ein Netz von 2 000 km Neu- und Ausbaustrecken für 
Durchschnittsreisegeschwindigkeiten von 250 km/h 
entstanden sein. Die neuen Strecken werden auch für 
den Güterverkehr richtig liegen. Diese sichere und 
umweltfreundliche Bahn wird damit zur wichtigsten 
Alternative zum überlasteten Luft- und Straßenver-
kehr. 

Ein neues Stichwort heißt kombinierter Verkehr. 
Kombinierter Verkehr Schiene — Straße hat Zukunft. 
Für den Aus- und Neubau von Umschlagbahnhöfen 
hat die Bundesregierung im Rahmen des gerade ge-
nannten Bundesverkehrswegeplanes bis 1995 Investi-
tinszuschüsse von mehr als 700 Millionen DM vorge-
sehen. Die beförderte Gütermenge ist bei diesem Ver-
kehr von 1980 bis 1988, also innerhalb von acht Jah-
ren, von 11 auf 20 Millionen Tonnen verdoppelt wor-
den. Die Prognosen der Bundesbahn gehen davon 
aus, daß wir im kombinierten Verkehr nächstes Jahr 
23 Millionen Tonnen und im Jahre 2000 45 Millionen 
Tonnen jährlich haben werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Das alles ist durchaus anerkennenswert, glaube ich 
schon. Trotzdem ist mit Geld allein der Bahn nicht 
gedient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine Bahn mit der Technologie des 20. Jahrhun-
derts kann nicht mit der überkommenen Struktur 
„100 Jahre Bahn" geführt werden. Die Bahn muß Lei-
stungen erbringen, die der Markt heute und morgen 
verlangt, konkrete Maßnahmen vorsehen, die das Un-
ternehmen in seiner Struktur, in seiner Produktions-
weise und in seiner Absatzpolitik an die Markterfor-
dernisse heranführt und die seine Ertragsschwäche 
beseitigen. Das ist ein ungeheuer hochgestecktes Ziel. 
Das wissen auch wir. 

Man hat früher eine andere Methode angewandt. 
Im Zeitraum zwischen 1970 und 1982 sind die jährli-
chen Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt um 
rund 10 Milliarden DM, von 4 Milliarden DM auf  

14 Milliarden DM, gestiegen. Diese Mittel haben we-
der die steigende Verschuldung noch das Anwachsen 
der Jahresfehlbeträge verhindern können. Die Ver-
kehrsleistungen sind in dieser Zeit kaum erhöht wor-
den. Das heißt: Erhaltungssubventionen sind ebenso 
wie dirigistische Maßnahmen ein untaugliches Mittel, 
um Unternehmen zu sanieren, 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

wenn die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen 
nicht getroffen werden. 

Wir haben deshalb mit den Leitlinien zur Konsoli-
dierung der Bundesbahn vom 23. November 1983 fol-
gerichtig mit einer Strategie begonnen, die auf An-
passung der Kapazitäten und des Personals an den 
Strukturwandel setzt und den unternehmerischen 
Handlungsspielraum der Deutschen Bundesbahn be-
tont. Dieser Ansatz zeitigt Erfolge, wenn auch noch 
nicht den totalen Durchbruch. Dieser Ansatz hat im 
wesentlichen bei gleichbleibenden Bundesleistungen 
die Jahresfehlbeträge auf 4 Milliarden DM stabilisiert 
und den Anstieg der Verschuldung gegenüber frühe-
ren pessimistischen Prognosen erheblich gebremst. 
Wenn wir von der Deutschen Bundesbahn unterneh-
merisches Handeln fordern, meine Damen und Her-
ren, so müssen wir auch die Voraussetzungen schaf-
fen, damit sie wie ein modernes Dienstleistungsunter-
nehmen operieren kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit sich die Bundesbahn den neuen Aufgaben 
widmen und entsprechend planen kann, war eine 
Konsolidierung der Finanzen der Bahn notwendig 
geworden. Mit den Kabinettsbeschlüssen vom 1. Fe-
bruar dieses Jahres hat die Bundesregierung Grund-
lagen für die Finanzstruktur und die Versorgungsla-
sten des Unternehmens geschaffen. Im Haushaltsjahr 
1991 werden die nach dem Stand von 1972 festgestell-
ten Altschulden der Bahn in Höhe von 12,6 Milliarden 
DM vom Bund übernommen. Dadurch wird die Bilanz 
des Unternehmens entscheidend entlastet. Ab 1989 ist 
die Abgeltung für überhöhte Versorgungslasten, für 
die die Bahn bisher schon Zahlungen erhalten hat, auf 
den Betrag festgesetzt worden, der 31 % der Aktivbe-
züge der Beamten übersteigt. Eine Wettbewerbsver-
zerrung der Bahn ist also insoweit nicht mehr ge-
geben. 

Des weiteren wird der Kreditrahmen der Bahn so 
bemessen, daß alle wirtschaftlichen Maßnahmen un-
ter Einschluß der Zukunftsinvestitionen durchgeführt 
werden können. Allerdings verlangt das Gebot der 
finanziellen Solidität, daß sich die Bahn bei ihren übri-
gen Sachausgaben an der Ertragskraft des Unterneh-
mens orientiert. 

Schließlich sollen nach dem Kabinettsbeschluß der 
Bund und die übrigen öffentlichen Hände Beiträge zu 
den Fahrwegausgaben leisten. Über den Umfang die-
ser Beträge wird entschieden, sobald der Be richt der 
Kommission vorliegt. Das ist etwas, was dann für alle 
Zukunft den Anteil der öffentlichen Hände an der 
Bahn festschreiben wird. Deswegen ist das eine 
Sache, die nicht über das Knie gebrochen werden 
kann. 
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Ich weiß, meine Damen und Herren, daß bei der 
Übernahme der Finanzverantwortung für den Fahr-
weg durch den Bund unsere Vorstellungen auseinan-
dergehen. Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion verla-
gert die finanzielle Verantwortung für den Fahrweg in 
vollem Umfang auf den Bund. Damit läge auch die 
Aufgabenverantwortung beim Bund. Der Unterneh-
mensleitung der Bundesbahn bliebe kaum noch 
Handlungsspielraum. Sie gestatten, daß ich es ganz 
deutlich sage: Das wollen wir nicht. Wir wollen keine 
partielle oder sogar ganze Übernahme von Kompeten-
zen des Vorstands der Bundesbahn auf den Bund. 

Wesentliche Voraussetzung für eine moderne Bahn 
ist ein Instrumenta rium zur Führung, Steuerung und 
Kontrolle der Unternehmensbereiche. Dafür benötigt 
die Bahn ein den bet riebswirtschaftlichen Grundla-
gen entsprechendes Rechnungswesen. Es muß ein 
differenziertes Rechnungswesen sein. Auch hier ha-
ben wir am 1. Februar die Weichen gestellt. Ende 
nächsten Jahres muß die Deutsche Bundesbahn eine 
Spartenerfolgsrechnung für ihre Produktbereiche IC-
Verkehr, kombinierter Verkehr und Intercargo ent-
wickeln, 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Hat sie jetzt 
schon vorgelegt!) 

die die Beurteilung ihrer Wirtschaftlichkeit ermöglicht 
und damit bessere Grundlagen für Entscheidungen 
über bereichsbezogene Leistungsangebote liefert. 
Wenn die Bahn es früher als bis Ende 1990 tut, kann 
ich nur sagen: um so besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie muß eine separate Fahrwegrechnung erarbeiten, 
die die Aufwendungen, die sich dem Wegebereich 
zurechnen lassen, sachgerecht von den übrigen be-
trieblichen Leistungen abgrenzt. Und sie muß Strek-
kenrechnungen für jede einzelne Strecke aufbauen, 
die den Fahrwegaufwand nach der in Anspruch ge-
nommenen Kapazität differenziert. Das wird verlangt. 
Diese Instrumente sind weit wichtiger als der vorder-
gründige Ausdruck „Rechenwerk". Sie tragen zu der 
für unternehmerisches Handeln unverzichtbaren Ko-
sten- und Ertragstransparenz in allen Einzelbereichen 
der Bahn bei. 

Das neue Instrumenta rium soll den Entscheidungs-
trägern auf allen Ebenen der Deutschen Bundesbahn 
bis hinunter zur letzten Dienststelle vor Augen führen, 
was sie zum Gesamtunternehmenserfolg beitragen. 
Damit werden nicht nur Wirtschaftlichkeitsschwach-
punkte klar erkennbar; auch die Motivation der Mit-
arbeiter und ihr Beitrag zum Unternehmenserfolg 
werden größer. Die Rechnungen dienen auch der 
Transparenz nach außen in der Beziehung zwischen 
Unternehmen und anderen. Künftig wird deutlich 
werden und in Zahlen meßbar sein, was es kostet, 
wenn von der Bahn ganz bestimmte Leistungen gefor-
dert werden. 

Neben der Finanzstruktur muß sich auch das Unter-
nehmen selbst ändern. Die Bundesregierung hat des-
halb eine unabhängige Kommission aus Wirtschaft, 
Gewerkschaften, Wissenschaft und Banken von Bund 
und Ländern eingesetzt, die Vorschläge für ein Unter-
nehmenskonzept für die Deutsche Bundesbahn erar-
beiten soll. Das ist ein weiterer Schritt für eine tiefgrei-

fende Strukturreform der Bahn und ihre Rolle im Zu-
sammenspiel mit anderen Verkehrsträgern im natio-
nalen wie im künftigen europäischen Verkehrsmarkt. 
Ihre Rolle muß durchaus neu definiert werden. 

Eine der Hauptaufgaben der Regierungskommis-
sion ist es, zur Klärung des Zielkonflikts zwischen 
unternehmerischem Anspruch und gemeinwirtschaft-
licher Verpflichtung beizutragen. Das ist ein weiterer 
ganz wesentlicher Punkt. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Kommission muß eine Bahnstruktur entwickeln, 
die sich auf lange Sicht im Wettbewerb behaupten 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie soll darüber hinaus die aus Gründen des Gemein-
wohls von der Deutschen Bundesbahn auf Dauer zu 
übernehmenden Aufgaben festlegen helfen. Zugleich 
wird im gemeinwirtschaftlichen Bereich zu klären 
sein, welche Leistungen beispielsweise im Schienen-
personennahverkehr langfristig vom Bund übernom-
men werden sollen und inwieweit regionale Körper-
schaften an der Lastenverteilung beteiligt werden 
müssen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Jetzt kommt ein absoluter Schlüsselsatz. Den 
möchte ich zweimal unterstreichen. Er lautet: Wer 
Leistungen, die nicht kostendeckend erbracht werden 
können, fordert, hat dann auch für die Unterdeckung 
zu bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Das ist wichtig!) 

— Natürlich! Das gilt natürlich auch für den Bund. 

(Zuruf von der SPD: Dann machen Sie es 
doch!) 

Aber es gilt nicht nur für den Bund. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das gilt auch für die 
GRÜNEN) 

Obwohl viele dieser Maßnahmen erst in den 90er 
Jahren ihre volle Wirkung entfachen werden, haben 
wir erreicht, daß seit 1982 die Bundesbahn ihre Pro-
duktivität steigern konnte, wobei 1989 ein besonders 
erfreuliches Jahr zu werden verspricht. 

Erfolgreich war auch die Personalanpassung bei 
der Bundesbahn, die sozialverträglich, ohne Entlas-
sungen und jeweils unter Anpassung an aktuelle Er-
fordernisse vollzogen worden ist. Ich danke allen, die 
daran beteiligt waren, vom Vorstand bis zu den Bahn-
gewerkschaften. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es war keine Selbstverständlichkeit, daß das ohne 
tiefgreifende Friktionen so abgelaufen ist. 

Dennoch möchte ich nicht verschweigen, daß es in 
Ballungsgebieten und in einigen betriebswichtigen 
Funktionen, z. B. bei den Lokführern, zu Engpässen 
gekommen ist. Grund dafür ist die Konkurrenzsitua-
tion auf dem Arbeitsmarkt, die zu Schwierigkeiten bei 
der Gewinnung von Nachwuchskräften geführt hat. 
Wir haben die notwendigen Maßnahmen eingeleitet, 
um neue qualifizierte Mitarbeiter für die Bahn zu ge- 
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winnen. Wir haben die Attraktivität verschiedener Be-
rufe bei der Bundesbahn gesteigert, indem wir die 
Bezahlung von Nachwuchskräften für die Lokführer-
laufbahn verbessert haben, eine Fahrentschädigung 
für Lokführer und Zugbegleiter gewährt haben, für 
Mehrleistungen einen Ausgleich in Geld anstelle von 
Dienstbefreiung bef ristet eingeführt haben, um nur 
einige Beispiele zu nennen. Ich bin sicher, daß diese 
Maßnahmen bis Ende 1990 zu einer wesentln beitra-

gen werden.

ichen Ent-
spannung der Personalsituation bei der Bah 

 

Meine Damen und Herren, das Fundament für die 
Bahn der Zukunft ist mit den Leitlinien von 1983 ge-
legt worden. Die Kabinettsbeschlüsse vom 1. Februar 
dieses Jahres haben wichtige Weichen gestellt im 
Hinblick auf die kurz- und mittelfristigen Erforder-
nisse. Der schwierige Umstrukturierungsprozeß von 
der Staatsbahn hin zu einem modernen Dienstlei-
stungsunternehmen geht weiter. Er wird durch die 
Vorschläge der Regierungskommission — so hoffe ich 
zuversichtlich — weitere wichtige Impulse erhalten. 
Bundesregierung und Vorstand der Deutschen Bun-
desbahn werden konsequent und zielstrebig an der 
Aufgabe weiterarbeiten, einen umweltfreundlichen 
und energiesparsamen Verkehrsträger zu schaffen, 
der einen höheren Anteil am Verkehrswachstum zu 
wirtschaftlichen Bedingungen erreicht. 

Wenn wir hierbei in den zurückliegenden Jahren 
und Monaten ein Stück weiter gekommen sind, dann 
rechtfertigt das auch unseren Optimismus, daß die 
Bundesbahn nach den entscheidenden nächsten zehn 
Jahren am Ende dieses Jahrhunderts anders, besser, 
moderner, leistungsfähiger, marktgerechter dastehen 
wird als heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Daubertshäuser. 

Daubertshäuser (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei der letzten Bahndebatte vor gut 
einem Jahr hat meine Fraktion gegenüber der Bun-
desregierung, aber auch gegenüber den Koalitions-
fraktionen ein Angebot gemacht, wie Sie sich erin-
nern werden: fraktionsübergreifende Zusammenar-
beit in der Verkehrs- und insbesondere in der Bahn-
politik. Dieses Angebot, Herr Kollege Pfeffermann, 
haben Sie nicht aufgegriffen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
Heute werden Sie wider besseres Wissen unsere 
Bahngesetze ablehnen. Sie, die Verkehrspolitiker der 
Koalitionsfraktionen, haben Ihren Fachverstand, der 
ohne Zweifel vorhanden ist, an der Garderobe abge-
geben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Unglaublich!) 

Sie machen sich damit nur zum Büttel der von Ihnen 
getragenen Bundesregierung 

(Zuruf des Abg. Hinsken [CDU/CSU]) 
— hören Sie zu, Herr Hinsken! — , „einer Bundesre

-

gierung", so schreibt der Verkehrswissenschaftler 
Professor Seidenfus am 2. Dezember in der DVZ, „die 

die Verkehrspolitik sträflichst vernachlässigt und an-
deren Regierungsinteressen untergeordnet hat".  

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Sie haben wir 
für sachkundig gehalten!) 

Drei Verkehrsminister innerhalb von sieben Jahren 
unterstreichen die dauerhafte Vernachlässigung, ja 
Verlotterung der Verkehrsprobleme. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das glauben Sie 
doch selbst nicht!) 

Es ist doch so, daß man bereits bei der Berufung von 
Herrn Dr. Zimmermann zum Verkehrsminister wußte, 
daß auch er nur ein Verkehrsminister auf Abruf ist. 
Daran sehen wir doch, welchen Stellenwert die Ver-
kehrspolitik bei Ihnen überhaupt genießt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Unglaublich!) 

Weder national noch europaweit wurde eine konse-
quente und vorausschauende Verkehrspolitik von Ih-
nen betrieben. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das ist auch in dieser Legislaturperiode von diesem 
Verkehrsminister nicht mehr zu erwarten. 

Der europäische Verkehrsmarkt steht vor einer ge-
waltigen Umbruchsituation. Was ist denn da für ein 
Handlungskonzept von der Bundesregierung bisher 
geboten worden, was haben Sie denn eben in dieser 
Rede für ein Handlungskonzept gehört, frage ich Sie? 
Die Bundesregierung steht mit absolut leeren Händen 
da, und die Verkehrspolitik dieser Bundesregierung 
ist doch ein einziger großer Reparaturbetrieb. Mehr ist 
es doch nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bahnleitlinien, die eben hier so gelobt wur-
den — — 

(Hinsken [CDU/CSU]: Richtungsweisende 
Aussagen waren das!) 

— Die Bahnleitlinien waren wirklich richtungswei-
send, Herr Kollege Hinsken; die haben nämlich dem 
Bahnmanagement den Schwarzen Peter zugespielt. 
Die Änderungen der politischen Rahmenbedingun-
gen wurden als zusätzlicher Flankenschutz angebo-
ten. Das ist großmäulig angekündigt worden, aber es 
ist hinsichtlich des politischen Flankenschutzes über-
haupt nichts getan worden. Der Kollege Jobst, der im 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundesbahn ist, hat in 
der letzten und vorletzten Sitzung dies in den Vorla-
gen des zuständigen Vorstandsmitgliedes doch lesen 
können. Ihre Bahnleitlinien sehen doch die Bundes-
bahn in erster Linie als ein Haushaltsproblem; Sie 
haben die Bahn bis zum heutigen Tage nicht als ein 
unverzichtbares Instrument für ein zukunftsgerechtes 
Gesamtverkehrssystem erkannt. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Haben Sie die Rede 
jetzt gehört oder nicht?) 

Die Bahnleitlinien, Herr Kollege Hinsken, haben 
— das ist unbest ritten — zu einer personellen und 
materiellen Erschöpfung der Bahninfrastruktur ge-
führt. 
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Was ist denn die reale Lage? Die reale Lage der 
Bahn ist: über sechs Millionen Überstunden bei den 
Bediensteten, Personalmangel bei den Lokomotiv-
führern, Personalmangel bei den Rangierern, und es 
fehlt das Wagenmaterial. Das Ergebnis ist: Die Güter 
müssen tagelang auf ihren Transport warten, Perso-
nen- und Fernverkehrszüge sind überfüllt und wenig 
attraktiv, 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Und unpünkt

-

lich!) 

und die Defizitentwicklung erklimmt neue Rekordhö-
hen. Der Kollege Weiss hat Zeitungsartikel vor sich 
liegen, die heute — überall in der deutschen Presse — 
zutreffend die Entwicklung beschreiben. Man kann 
sich hier nicht einfach hinstellen und sagen, da wird 
ein Horrorgemälde gemalt, und dann ist es okay. Die 
Zahlen sind nun mal so, die können Sie nicht einfach 
wegdiskutieren. 

(Rauen [CDU/CSU]: Weil ihr in den 70er Jah-
ren nicht investiert habt!) 

Sie haben mit diesen Bahnleitlinien den Schrumpf-
kurs verordnet. Ich sage Ihnen: Diese Bahnleitlinien 
sind endgültig gescheitert. 

Ihre Politik hat dazu geführt, daß dieses konkur-
renzlos umweltschonende Verkehrsmittel dank Ihrer 
famosen Planung kaum noch Kapazitätsreserven hat. 
Wir hatten in diesem Jahr Zuwachsraten von 2 bis 5 %; 
diese Zuwachsraten kann die Bahn noch nicht einmal 
verkraften. Hier zeigt sich doch: Schiene statt Straße, 
das war bestenfalls in den Sonntagsreden des jeweili-
gen Verkehrsministers vorgesehen, aber dies hat es 
nicht im realen Handeln gegeben. 

Wenn Sie jetzt das Bahnmanagement wegen der 
steigenden Neuverschuldung und wegen der mangel-
haften Attraktivität auf den Verkehrsmärkten kritisie-
ren, so wird da wahrhaftig Ursache und Wirkung auf 
den Kopf gestellt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Mit den von Ihnen vorgegebenen Rahmenbedingun-
gen sind keine offensiven Strategien zu betreiben, um 
die nationalen und die europaweiten Chancen zu nut-
zen, d. h. Ihre Bahnleitlinien waren von Anfang an auf 
Schrumpfen angelegt, und deshalb sollten Sie nun 
nicht scheinheilig nach anderen Schuldigen suchen. 
Dann müßten Sie sich auch dazu bekennen. Sie haben 
das Unternehmen stranguliert, und Sie treiben es von 
Tag zu Tag stärker aus den Verkehrsmärkten heraus. 
Sie haben die Deutsche Bundesbahn dazu gebracht, 
daß sie in ihrem heutigen Zustand eben keine zu-
kunftsgerechte Rolle spielen kann. 

Wo haben Sie denn als Eigentümer die Rahmenbe-
dingungen geschaffen, die es der Bahn erlauben, eu-
ropaweit logistische Systeme anzubieten, was haben 
Sie denn getan, um die Schnittstellenproblematik zu 
lösen? Die Bahn ist unter Ihrer Knute heute allen an-
deren Verkehrsträgern weit unterlegen. Weil dies so 
ist, kann sich die Bahn nicht als Unternehmen profi-
lieren, das frühzeitig gesellschaftliche Strömungen 
und Tendenzen erkennt und dann auch auf sie rea-
giert. Ihr Schrumpfkurs hat dazu geführt, daß der 

Spruch von der Renaissance der Bahn ein schönes 
Märchen ohne realen Hintergrund ist. 

(Rauen [CDU/CSU]: Man kann nicht so 
schnell ändern, was in dreizehn Jahren ver

-

säumt worden ist! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die heutige Bahn mit veralteten Organisationsformen 
hat keine Chance, Herr Dr. Jobst. Großvaters Eisen-
bahn, die Sie offensichtlich wollen, ist nicht die zeit-
gemäße Antwort auf die heutigen Verkehrsprobleme. 
Wenn Sie wirklich eine neue Bahn wollen, die eine 
souveräne Führungsrolle in einem Gesamtverkehrs-
konzept spielen kann, wenn Sie eine wirkliche Re-
naissance wollen, dann müssen Sie die Normen end-
lich der Wirklichkeit anpassen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das wollen wir wahr

-

lich!) 

Dann müssen Sie, Herr Dr. Jobst, unsere Gesetzent-
würfe annehmen, und dann müssen Sie diese schnell 
und wirkungsvoll umsetzen. Dann helfen Sie, eine 
Renaissance herbeizuführen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Herr Kollege Oswald, ich vermute, Sie haben noch 
nicht mal die Gesetzentwürfe gelesen. Ihre genaue 
Unkenntnis der Dinge ist schon beeindruckend; das 
muß ich Ihnen sagen. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: So etwas können 
Sie im Unterbezirk erzählen, aber nicht hier! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Unsere These Nummer eins: Nötig ist ein integrier-
tes Gesamtverkehrskonzept, und zwar national und 
europaweit. Die jahrelangen Versäumnisse der Ver-
kehrspolitik und das sektorale Denken und Handeln 
der Verkehrsträger haben die notwendigen Neuord-
nungen des Verkehrswesens zu einem integrierten 
und optimierten Gesamtsystem ganz einfach ver-
schlafen. Sie haben isolierte Entwicklungen der ein-
zelnen Verkehrsträger sogar begünstigt. Es ist aber 
Allgemeingut, das kein Verkehrsträger allein im-
stande ist, die Anforderungen an ein wirklich rationel-
les Verkehrssystem zu erfüllen. Weder national noch 
europäisch ist das möglich. 

(Roth [SPD]: Weiß doch jeder!) 

Wer ein lebensfähiges Gesamtverkehrssystem für 
Europa schaffen will, der muß die Eisenbahninfra-
struktur wiederbeleben. 

(Roth [SPD]: Eben!) 

Ich finde, es ist ein Treppenwitz: Die Indust rie hat 
Lokomotiven und Güterwagen für Hochleistungsver-
kehre entwickelt. Diese müssen aber überall an den 
Grenzen wegen anderer Stromsysteme ausgewech-
selt werden. 

(Roth [SPD]: Ist ja unglaublich!) 

Die Zollformalitäten nehmen Stunden in Anspruch. 
Jeder kocht hier sein nationales Süppchen. Das ist der 
entscheidende Grund, weswegen der Bahnanteil im 
internationalen Verkehr noch rascher sinkt als im In-
land. Überzogene Bürokratie, Papierkrieg, formalisti-
sche Behandlung der Transporte sind Schranken und 
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Hemmnisse für den europäischen Schienenverkehr, 
die schleunigst abgebaut werden müssen. Da muß 
selbstverständlich die Politik ran. 

Jeder Verkehrsträger hat seine arteigenen Vorzüge 
im Hinblick auf die Umwelt, auf die Transportökono-
mie, auf die Sicherheit, auf den Energieverbrauch 
usw. Die müssen voll zum Tragen kommen, d. h. die 
Einzelsysteme müssen deshalb mit ihren jeweiligen 
Stärken zu optimalen Transport- und Beförderungs-
ketten verknüpft werden. 

Unsere zweite These ist: Eine leistungsfähige Infra-
struktur ist unabdingbare Voraussetzung für jeden 
Verkehrsträger. Das heißt, der Wettbewerb der 
Systeme geschieht nicht im luftleeren Raum. Alle 
Systeme sind auf dieses Komplementärgut Infrastruk-
tur angewiesen. Nur, diese Infrastruktur ist nicht über 
den Markt produziert und verteilt worden. Sie ist auf 
Grund politischer Entscheidungen von uns allen pro-
duziert worden. 

Wir wissen, daß nach dem Kriege einschließlich der 
S-Bahnen nicht einmal 1 000 km Schienenstrecken 
neugebaut wurden. Aber gleichzeitig sind über 
150 000 km Straßen neu entstanden. Mit diesen Bau-
maßnahmen hat das Verkehrssystem Straße eine För-
derung erhalten, die ordnungspolitisch nicht umfas-
sender und wirkungsvoller hätte sein können. Das ist 
in Beton gesetzte Ordnungspolitik, die die Produk-
tionsstrukturen des Verkehrssystems Straße konkur-
renzlos und die des Verkehrssystems Schiene chan-
cenlos gemacht hat. Dies muß man erkennen. 

Dann sieht man auf der anderen Seite, daß der Indi-
vidualverkehr und der Güterverkehr auf der Straße 
explodieren. Die Folgen sind verstopfte Straßen und 
Städte. Dieser drohende Verkehrsinfarkt kann nur 
verhindert werden, wenn die Verkehrspolitik an 
Haupt und Gliedern neu positioniert wird. Wenn wir 
diese Arbeit nicht leisten, können Sie alles andere ver-
gessen. 

Ich sage Ihnen auch: Nicht die Fiskalisten dürfen 
die Vekehrspolitik dominieren. Die Verkehrspolitik 
muß selbstbewußt ihre eigenständigen Ziele definie-
ren und dann auch entsprechend handeln. 

Der letzte Verkehrsminister, der in Sachen Bahn 
handelte, war Volker Hauff mit der Bahn-Novelle. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Alle Verkehrsminister nach ihm verdrängten das Pro-
blem und haben sich zur Dienstreise in den Schlafwa-
gen begeben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Wenn die Bundesregierung nicht aufwacht, wird die 
Bahn bald an der Endstation stehen. Und ich sage 
Ihnen: dann nicht nur die Deutsche Bundesbahn, son-
dern das gesamte deutsche Verkehrswesen; denn im 
künftigen europäischen Wettbewerb wird kein Ver-
kehrsträger zu Lasten des anderen profitieren. Der 
Partnerschaftsgedanke muß auch hier endlich ver-
innerlicht werden. 

(Zuruf des Abg. Hinsken [CDU/CSU]) 

Die Schiene hat einen großen Investitionsnachhol-
bedarf, Herr Hinsken. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Weil Sie da

-

mals nicht investiert haben!) 

Das Schienennetz muß leistungsfähig für Hochlei-
stungsverkehre ausgebaut werden. Unabdingbar ge-
hört hierzu auch ein erheblicher Neu- und Ausbaube-
darf im Bereich des grenzüberschreitenden Schie-
nenverkehrs. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Sie haben da

-

mals nicht investiert!) 

Die bisher unter nationalen Aspekten geplanten 
Hochleistungsverkehrsnetze der europäischen Bah-
nen müssen miteinander verknüpft werden. Das euro-
päische Hochleistungsschienennetz läuft übrigens in 
allen Nachbarländern mit hoher Geschwindigkeit auf 
seine Vollendung zu. Aber die notwendigen politi-
schen Entscheidungen über die Neubaustrecken der 
Deutschen Bundesbahn stehen immer noch aus. Es ist 
doch ein Trauerspiel, daß wir im Bundesverkehrswe-
geplan 1985 eine Trasse Rhein/Main—Rhein/Ruhr 
ausgewiesen haben und bis zum heutigen Tag noch 
keine endgültige Entscheidung gefallen ist. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Nächste Wo

-

che!) 

Unsere Bahnstrecken, Herr Kollege Jung, sind zum 
Flaschenhals im europäischen Netz geworden. Das 
können Sie nicht bestreiten. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist wahr!) 

Feierliche Absichtserklärungen allein werden die 
europäische Integration der Bahn nicht verbessern. 
Die Bundesregierung hat es doch bis heute versäumt, 
den notwendigen Druck auszuüben, was das europäi-
sche Hochleistungsschienennetz angeht. Sie hat nicht 
nur nicht gedrückt, sie sitzt sogar im Bremserhäus-
chen. Wir sind im Hochleistungsverkehr nämlich we-
der die ersten noch die besten. Aber gerade bei unse-
rer Problemlage als Kern- und Transitland Nummer 
eins sollten wir den Ehrgeiz im Interesse unserer Men-
schen und unserer Umwelt auf jeden Fall haben. 

Unsere These drei: Problemlösungen im Güterver-
kehr bedürfen der Kooperation der Verkehrsträger. 
Sie wissen: Der Güterverkehr stellt uns vor immer grö-
ßere Probleme. Diese Probleme sind in dem Umfang 
gewachsen, in dem die Eisenbahn ihr Transportauf-
kommen verloren und der Straßengüterverkehr hohe 
Zuwächse verzeichnet hat. 

Mit dem wachsenden Lkw-Verkehr werden wir 
schon jetzt kaum noch fertig. Die negativen Aspekte 
des Straßengüterverkehrs werden immer deutlicher. 
Es droht bereits eine neue Lkw-Lawine; denn im Zuge 
des EG-Binnenmarktes, aber auch durch den Um-
bruch in Osteuropa und in der DDR wird der Straßen-
güterfernverkehr erneut zunehmen. Das gilt insbe-
sondere bei uns für den Transitverkehr. Die Men-
schen sind immer weniger bereit, mit den Lärm- und 
Abgasemissionen der europäischen Transportfahr-
zeuge zu leben. 
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die Spitze des Eisberges. 

(Beifall bei der SPD) 

In anderen Ländern wird es ähnliche Entwicklungen 
geben. Die Bundesregierung täte gut daran, sich dar-
auf einzustellen und nicht mit Vergeltungsmaßnah-
men zu reagieren, sondern mit Konzepten, die allen in 
Europa helfen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sie hat gute Kon

-

zepte!) 

Wir müssen den Güterfernverkehr, Herr Kollege 
Hinsken, auf die Schiene umsteuern. Hierzu gibt es 
auch seriöse Alternativen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Straßennetz können und dürfen wir nicht mehr 
ungezügelt ausbauen. Die Bundesbürger wollen in 
ihren Wohn- und Lebensbereichen nicht mehr, sie 
wollen weniger Verkehrslärm und weniger Verkehrs-
belastung. 

(Gries [FDP]: Aber sie wollen auch mit dem 
Auto fahren!) 

Ich glaube, das können Sie doch nachvollziehen. Der 
Zeit- und Energieverlust, der auf Grund von Straßen-
staus in der EG entsteht, liegt jährlich bei über 
200 Milliarden DM. Die Antwort darauf kann nicht 
mehr Straßenbau sein. Die Antwort der Vernunft ist: 
Ausbau und Förderung des umweltfreundlichen 
Schienenverkehrs. 

(Beifall bei der SPD) 

Die bisherigen Wettbewerbsstrukturen können ein 
Umsteuern auf die Schiene nicht leisten. Im Gegen-
teil: Sie begünstigen sogar den Lkw-Fernverkehr. 
Deswegen müssen wir darangehen und das Steuersy-
stem ändern; denn bisher steht das Steuersystem un-
serem Ziel entgegen, das verkehrspolitisch erreicht 
werden soll, nämlich Güter über große Entfernungen 
verstärkt auf die Schiene zu bringen und das Sammeln 
und Verteilen der Güter als Aufgabe des Lkws zu 
sehen. 

Im Nahverkehr wird es keine Alternative zum Lkw 
geben. Aber im Fernverkehr müssen wir dies auf je-
den Fall bewerkstelligen. Ich sage: Notwendig ist des-
halb auf jeden Fall eine europaweite Erhöhung der 
Mineralölsteuer. Wir müssen den Energieverbrauch 
auf der Straße verteuern. 

Wann jedoch eine europäische Lösung möglich sein 
wird, ist völlig ungewiß. Deshalb müssen wir mit na-
tionalen Maßnahmen vorangehen. Wir haben vor vier 
Jahren die Idee der Schwerverkehrsgebühr geboren. 
Sie haben vier Jahre gebraucht, um sie nun endlich in 
einen Kabinettsbeschluß einmünden zu lassen. Wir 
begrüßen das. Nur, diese Schwerverkehrsgebühr 
kommt vier Jahre zu spät. Es ist wertvolle Zeit durch 
Ihr Zögern vertan worden. 

(Beifall bei der SPD — Hinsken [CDU/CSU]: 
Warum wurde das zu Ihrer Zeit nicht ge

-

tan?) 

Unsere These vier: Das integrierte Verkehrssystem 
bedarf leistungsfähiger Verknüpfungspunkte. Wenn 
Sie sich die Schnittstellen heute anschauen, wissen 

Sie, daß gerade sie die entscheidenden Schwach-
stellen sind. Wir müssen sie zu leistungsfähigen und 
attraktiven Verknüpfungspunkten ausbauen, weil 
erst dadurch die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Verkehrsträger im Rahmen von Transportketten er-
möglicht wird. 

Wir müssen hier auch die organisatorischen Mängel 
abbauen. Nötig ist ein Datenaustausch. Nötig sind 
garantierte Transportzeiten. Die nationalen Kombi-
verkehrsgesellschaften müssen ihre Zusammenarbeit 
intensivieren. Sie müssen auch eine schlagkräftige 
Tarifpolitik entwickeln. Nötig ist ein europaweites 
Netz von Terminals für diesen kombinierten Ver-
kehr. Wir müssen uns danach richten, wo die Regio-
nen mit einem hohen Verkehrsaufkommen sind. Zwi-
schen diesen Terminals muß der Transport mit durch-
gehenden Ganzzügen und ohne Rangieraufenthalte 
erfolgen. 

(Oswald [CDU/CSU]: Da gibt es keinen Wi

-
derspruch!) 

— Wenn es dort keinen Streit gibt, warum wird das 
denn nicht getan? 

(Oswald [CDU/CSU]: Wird gemacht!) 

Die konzeptionelle Grundstruktur liegt doch vor. Es ist 
ja nicht so, als müßte das erst erarbeitet werden. Hier 
werden vom Verkehrsminister doch wiederum Ursa-
che und Wirkung auf den Kopf gestellt. Hier wird die 
Bahn kritisiert, die Haushaltsmittel für den kombinier-
ten Ladeverkehr seien nicht abgerufen worden. Aber 
das Ausbau- und das Standortkonzept liegt seit Mona-
ten beim Bundesverkehrsminister vor. Statt unverzüg-
lich zu entscheiden und mit einem Beschleunigungs-
programm, wie wir es in der Haushaltsdebatte gefor-
dert haben, in die Realisierung zu gehen, blockiert 
Herr Dr. Zimmermann doch die Aktivitäten der 
Bahn. 

Der Grund ist wirklich schon fast skandalös: Einer-
seits will er das Konzept öffentlichkeitswirksam vor-
stellen, andererseits kann er aber wieder einmal kei-
nen Termin finden. Herr Minister, Sie sollten weniger 
über PR-Gags und Schaueffekte nachdenken, Sie soll-
ten endlich verkehrspolitisch handeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten dann Ihre Nachlässigkeiten und Versäum-
nisse auch nicht anderen in die Schuhe schieben. Da 
kann man nicht den Schwarzen Peter dem Manage-
ment zuspielen. 

Unsere Bevölkerung und auch die Wirtschaft sind 
auf eine leistungsfähige und gesunde Bahn angewie-
sen. Wir alle kennen die Vorteile der Bahn. Deshalb 
braucht diese Bahn dringend eine neue Struktur unter 
Berücksichtigung der geänderten ökonomischen und 
ökologischen Rahmenbedingungen. Sie braucht auf 
jeden Fall faire Chancen. Sie braucht die gleichen 
Bedingungen wie ihre Konkurrenten. Der Staat muß 
deshalb wie bei den Straßen die Kosten für den Bau 
und die Erhaltung des Schienenwegenetzes überneh-
men, Herr Dr. Zimmermann. Selbstverständlich wird 
die Bahn dann Gebühren entsprechend dem Umfang 
der Schienennutzung zahlen, ähnlich wie das der 
Straßenverkehr über die Mineralölsteuer tut. Der 
Staat muß selbstverständlich die Verluste der Bahn 
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tragen, die auf Grund von Aufgaben erwachsen, die 
ihr der Staat im Interesse der Allgemeinheit auferlegt 
hat. 

Das ist unser Konzeptansatz, so wie er in unseren 
Bahngesetzen und in unserem Antrag dargestellt ist. 
Diese existentiellen Probleme der Bahn dürfen nicht 
weiter auf die lange Bank geschoben werden. Es ist 
doch seit Jahren offenkundig, welche Maßnahmen 
nötig sind, um der Bahn endlich die Wettbewerbsbe-
dingungen zu geben, die ihre Konkurrenten schon 
lange haben. Regierungshandeln ist hier überfällig. 

Eine zukunftsgerechte Verkehrspolitik benötigt 
eine grundlegend neue Orientierung. Unser Ansatz 
ist, daß man die Verkehrsträger und die Verkehrsun-
ternehmen mit den notwendigen Beförderungs- und 
Transportaufgaben so ausgestaltet, daß sie ökono-
misch sinnvoll und menschen- und umweltgerecht zu 
leisten sind. Hierfür hat die Verkehrspolitik nun ein-
mal die notwendigen Strukturen zu schaffen. 

Das Verursacherprinzip muß stärker Geltung er-
halten. Das gilt bis in den Kostenbereich hinein, bis zu 
den externen Kosten, die sich adäquat dann auch in 
Preisen niederschlagen müssen. Auf diese Weise wird 
doch die von Ihnen viel gerühmte dynamische Funk-
tion des Marktes auch endlich in den Dienst der Ver-
kehrspolitik gestellt. 

Wir wollen die Lenkungsfunktion des Marktes 
durch eine sinnvolle Ordnungspolitik stärken. Weil 
der Markt nun einmal gesellschaftspolitische Erfor-
dernisse nicht berücksichtigt, muß der Staat die Rah-
menbedingungen setzen. 

Wir sagen schließlich: Die Investitionen müssen ge-
nutzt werden als direkte Steuerungsmöglichkeiten für 
eine ökonomische, ökologische und humane Ver-
kehrspolitik. Der gezielte Einsatz dieser drei Elemente 
—staatliche Rahmenbedingungen, marktwirtschaftli-
che Anreize über den Preis und gezielte Investitionen 
—führt zu einer neuen und gesamtwirtschaftlich bes-
seren Kombination der einzelnen Verkehrsträger und 
Verkehrsleistungen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Genau das machen 
wir!)  

Die Verknüpfung der einzelnen Verkehrsträger zu 
einem ökologisch und ökonomisch intelligenten Ge-
samtsystem wird doch, Herr Kollege Hinsken, erst 
dadurch möglich; diese Grundstruktur müssen wir 
schaffen. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, wir beschrei-
ben nicht nur Probleme, sondern wir haben auch die 
Lösungen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Aber warum kom

-

men die Lösungen so spät?) 

Die Bahn gehört, obwohl sie über 150 Jahre auf dem 
Buckel hat, Herr Kollege Jobst, noch lange nicht zum 
alten Eisen. In ihr stecken ganz gewaltige Innova-
tionspotentiale. Aber diese Innovationspotentiale 
müssen endlich zum Nutzen unserer Gesellschaft er-
weckt werden. Dafür ist Handeln notwendig. Wir war

-

ten schon seit Jahren auf dieses Handeln, obwohl alle 
Vorschläge auf dem Tisch liegen. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Bei aller Pole-
mik, auf die in einer solchen Debatte nicht verzichtet 
werden kann, muß doch, glaube ich, eines vorausge-
stellt werden. Wir sind uns alle weitestgehend einig in 
der Zielsetzung der Bahnpolitik. Wir wollen eine lei-
stungsfähige, eine moderne, eine attraktive Bahn. 

Lieber Herr Kollege Daubertshäuser, ich beschei-
nige Ihnen gerne verkehrspolitischen Sachverstand. 
Aber ich muß sagen, ich habe von Ihnen schon eine 
weitaus bessere Rede gehört als heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Es war offenbar eine vorgezogene Wahlkampfrede. 

(Börnsen [Bönstrup] [CDU/CSU]: Pflicht

-

übung!) 
Aber lassen Sie sich versichern: Wir werden auch 
nach 1990 den Bundesverkehrsminister stellen, so daß 
Sie sich nicht so anstrengen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Sie wollten ja mit Ihrer Polemik heute die Versäum-
nisse überdecken, die in Ihrer Regierungsverantwor-
tung entstanden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Unter Ihrer Verantwortung ist die Bundesbahn an den 
Rand des Abgrunds gefahren worden. Wir haben die 
Bahn davon wieder weggebracht, und aufs richtige 
Gleis gesetzt. Wir haben sie wieder aus dem Sack-
bahnhof herausgeholt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Rauen 
[CDU/CSU]: Das weiß auch Herr Dauberts

-

häuser!) 
Wir stimmen dem verkehrspolitischen Konzept der 

Bundesregierung zu. Wir danken dem Bundesver-
kehrsminister für seine verkehrspolitischen Initiati-
ven. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir danken ihm für den Einsatz und auch für die Vor-
gaben — gerade in der Bahnpolitik. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Welche Vorga

-

ben denn? Der läuft doch immer nur hinter

-

her!) 
Die Verkehrspolitik steht vor einer großen Heraus-

forderung. Wir führen die verkehrspolitische Debatte 
heute vor dem Hintergrund gewaltiger Umwälzungen 
in Deutschland, in den Ostblockländern. Die Öffnung 
der Grenzen schafft neue Dimensionen, neue Per-
spektiven, neue Aufgaben im Verkehr. Sie bringt aber 
auch eine gewaltige finanzielle Herausforderung in 
der Verkehrspolitik. Damit die Menschen in Ost und 
West zusammenkommen, damit der Warenaustausch 
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stärker vorankommen kann, brauchen wir gute Ver-
kehrsverbindungen. Bisher waren die Verkehrsinve-
stitionen in erster Linie in Nord-Süd-Richtung ge-
plant; entsprechend wurde gebaut. Jetzt müssen wir 
Ergänzungen in Ost-West-Richtungen haben. Dazu 
brauchen wir bessere Straßen, die zur DDR, zu den 
Ostblockstaaten führen. 

Aber eine zentrale Aufgabe kommt der Bahn zu. 
Berlin muß mit neuen Magistralen angebunden wer-
den, bestehende Strecken müssen verbessert werden. 
Ich bin der Meinung, daß Osteuropa in das europäi-
sche Hochgeschwindigkeitsnetz eingebunden wer-
den muß. Der Verkehrswegeplan muß überprüft wer-
den. Die Investitionen, die erforderlich sind, werden 
nicht an der Grenze von uns haltmachen dürfen, son-
dern müssen nach meiner Überzeugung darüber hin-
ausgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Weiss  [München] [GRÜNE]: Weiß der Wai

-
gel, was Sie hier alles erzählen?) 

Wir stehen vor einer großen Herausforderung. 

Ich möchte den Eisenbahnern, auch namens meiner 
Fraktion, herzlich Dank sagen für ihren Einsatz bei 
der Bewältigung des Besucherstromes aus der DDR. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Eisenbahner haben zusammen mit anderen 
Organisationen Vorbildliches geleistet. 

(Rauen [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Die Bundesbahn ist unverzichtbar. Dieser Satz hat 
allgemeine Gültigkeit erlangt. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das ist eine all

-

gemeine Phrase: ohne Bedeutung, ohne 
Konsequenzen!) 

— Ihre Phrasen können Sie für sich behalten, Herr 
Kollege Weiss.  — 

(Dr.  Rüttgers [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Bahn ist nötiger denn je. Sie ist für uns kein Aus-
laufbetrieb. Die Bahn ist das Verkehrsmittel, das in 
der Zukunft dringend benötigt wird. Sie ist eigentlich 
die einzige Alternative zu dem völlig überforderten 
Straßennetz und zu dem überforderten Luftverkehr. 
Der Verkehrsinfarkt auf der Straße und in der Luft ist 
nahezu schon eingetreten. Die Verstopfung unserer 
Straßen in den Großstädten, die Staus auf den Auto-
bahnen, die erheblichen Verspätungen im Luftver-
kehr, die ich gestern wieder persönlich erlebt habe, 
sind Alarmzeichen. 

Wir wissen natürlich, daß auch die Bundesbahn ihre 
Probleme hat. Wir wissen, daß sie Schwierigkeiten bei 
der Bewältigung des Betriebes hat. Wir haben Sorge, 
daß sie den Weihnachtsverkehr vernünftig abwickeln 
kann; äußerste Anstrengungen sind notwendig. Und 
wir haben natürlich auch große Sorgen um die Finanz-
entwicklung bei der Bahn. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Sorgen allein 
reichen nicht!) 

Auf die Bahn kommen schon aus diesem Grunde ge-
wichtige Aufgaben zu. 

Mit dem Verkehrsmittel Schiene sind Begriffe wie 
Sicherheit, Umweltschutz, Energiesparen, Zuverläs-
sigkeit verbunden. Und mit dem Begriff Zuverlässig-
keit hat es bei der Bahn, glaube ich, eine besondere 
Bewandtnis: Wenn es bei der Bahn 10 Minuten Ver-
spätung gibt, dann gibt es helle Aufregung. Wenn 
man auf den Flughäfen stundenlang warten muß, 
dann ist das heute zur Selbstverständlichkeit gewor-
den. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Man regt 
sich aber dennoch auf!) 

Wir sind uns in der Zielsetzung hinsichtlich der 
Bahn einig: Eine leistungsfähige, attraktive, aber 
auch eine bezahlbare Bahn ist erforderlich. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Die Mobilität der Menschen wird weiter zunehmen. 
Es wird mehr Wohlstand, mehr Freizeit, mehr Freiheit 
im Osten geben. Die Entwicklung des Verkehrs ist nur 
zu bewältigen, wenn alle verfügbaren Verkehrssy-
steme integriert werden. Wir brauchen die Bahn, wir 
brauchen die Straße, die Binnenschiffahrt und den 
Luftverkehr. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Zukunft im Verkehr, insbesondere im europäi-
schen Verkehr, liegt nicht in der Konkurrenz der ver-
schiedenen Verkehrsträger, sondern in einer sinnvol-
len Kombination der Verkehrsträger. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich sage auch hier im Rahmen der Bahn-Debatte: 
Eine autofeindliche Politik ist irreal. Unsere Gesell-
schaft ist auf das Auto angewiesen. Wir können auf 
das Auto nicht verzichten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

In der Fläche sind Pkw und Lkw nicht zu ersetzen. Die 
Entwicklung der ländlichen Räume wäre ohne die 
Straße, ohne Pkw und Lkw nicht möglich gewesen. 
Die Konsequenz wäre eine Abwanderung in die Bal-
lungsräume mit der Folge gewesen, daß dort ganz 
gewaltige Aufgaben entstanden wären. 

Die Aufgaben der Verkehrswirtschaft und die Her-
ausforderungen in der Verkehrspolitik werden grö-
ßer. Ich bin der Überzeugung, daß der Transrapid 
— die Magnetbahntechnik — , wenn er einsatzfähig, 
wenn er serienreif ist, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Wenn!) 

bei steigendem Verkehr im nächsten Jahrhundert als 
Ergänzung des Schienen- und des Luftverkehrs Be-
deutung erlangen wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Vorwürfe der Opposition, die sie uns heute ge-
macht hat, waren zu erwarten. Aber, lieber Herr Kol-
lege Daubertshäuser, das Eis für die Schiene haben 
wir gebrochen. Das war doch Folge unserer Politik. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der FDP 
— Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Was ist denn in den 70er Jahren, in der Zeit, als Sie 
Verantwortung trugen, geschehen? Wann sind denn 
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die meisten Autobahn-Kilometer gebaut worden? Von 
1966 bis 1980 sind die meisten Autobahnen in unse-
rem Lande gebaut worden. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Welcher Etat 
wird im nächsten Haushaltsjahr erhöht: 

Schiene oder Straße?) 

Wir haben es wieder möglich gemacht, daß die 
Bahn Zukunftsinvestitionen tätigen kann. Sie haben 
der Bahn und den Eisenbahnern nur große Verspre-
chungen gemacht. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Über Verspre

-

chungen sind Sie doch auch nicht hinausge

-

kommen!) 

Die Politik der Bundesregierung unter Helmut Kohl 
hat den dringenden Nachholbedarf der Bahn erkannt, 
und sie hat dazu beigetragen, daß die Bahn wieder 
aufholen konnte. Die Bahn hat unter unserer Verant-
wortung auch den politischen Rückhalt für ihre Inve-
stitionsmaßnahmen bekommen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Mehr als 40 Milliarden DM wurden bzw. werden 
von 1983 bis 1990 in die Zukunft der Bahn investiert. 
Das ist eine gewaltige Summe, an deren Realisierung 
— da schließe ich Sie mit ein, meine Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD — 1982 viele kaum zu glauben 
wagten. Für das Haushaltsjahr 1990 sind wieder 
Bruttoinvestitionen in Höhe von 5,3 Milliarden DM 
vorgesehen. Hierfür wird ein Bundeszuschuß in Höhe 
von 4 Milliarden DM gewährt. Neben dem Strecken-
ausbau und der Modernisierung vorhandener Strek-
ken sind 41 neue ICE-Züge mit jeweils zwölf Mittel-
wagen zu erwähnen, durch die der Personenfernver-
kehr noch mehr an Attraktivität gewinnen wird. 

Von den 25 Milliarden DM, die der Verkehrshaus-
halt, den wir in der letzten Woche verabschiedet ha-
ben, umfaßt, werden 13,7 Milliarden DM für die Bahn 
zur Verfügung gestellt. Wenn Sie das auf 61 Millionen 
Einwohner in unserem Lande umrechnen, dann ent-
fallen auf jeden Einwohner 224 DM. Der Vorwurf der 
Opposition, der Bund tue nicht genügend für die 
Bahn, ist eine grobe Irreführung. 

Aber, wichtig ist auch: Die Bahn darf nicht unbe-
zahlbar werden. Die Bahn befindet jetzt in einer Über-
gangsphase. Sie muß sich schnell und mit großer 
Energie auf die Veränderung in der Wirtschaft und im 
Verkehr einstellen. Die Versäumnisse der 70er Jahre, 
die Sie von der SPD zu verantworten haben, hängen 
ihr noch schwer am Bein. 

Die Bahn hat in den letzten Jahren große Leistun-
gen im Bereich der Modernisierung und Rationalisie-
rung erbracht. Das wird dankbar anerkannt. Diese 
Arbeit muß weitergehen. Die Bahn hat in den letzten 
Jahren in einem schwierigen Umfeld viel getan, um 
ihre Attraktivität zu steigern, und zwar bei erhöhtem 
Preisdruck und obwohl die Massenguttransporte ei-
nen Rückgang erfahren haben. 

Die Bahn hat ihren Personalbestand von über 
400 000 Mitarbeiter auf rund 240 000 Mitarbeiter re-
duziert. Dies ist eine gewaltige Leistung bei steigen-
dem Verkehrsaufkommen und ohne Entlassung. 
Ohne diese Tat wäre die Bahn heute nicht mehr be-

zahlbar. Dem Vorstand, den Eisenbahnern, den Perso-
nalräten und den Gewerkschaften gelten unser Dank 
und unser Respekt. 

Hinter diesen Zahlen verbergen sich große Bela-
stungen. Ich nenne nur notwendige Umsetzungen, 
den Einsatz weit entfernt vom Wohnort, enttäuschte 
Erwartungen beim beruflichen Aufstieg, Überstun-
den, Urlaubsrückstände. 

Wir wissen, daß wir heute Engpässe in einigen 
Dienstzweigen haben, insbesondere in den Ballungs-
räumen. Wer mit der Bahn fährt, weiß, daß es auch in 
der Betriebsabwicklung Schwierigkeiten gibt. Wir sa-
gen ja zur Rationalisierung; sie muß weitergehen. Wir 
meinen aber auch, daß sich die Bahn nicht kaputtspa-
ren darf. Das erforderliche Personal, insbesondere das 
qualifizierte Personal, muß zur Verfügung stehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir sind dafür, daß die Überstunden so weit wie 
möglich durch finanzielle Abgeltung ausgeglichen 
werden. Im Prinzip meinen wir aber, daß der Freizeit-
ausgleich beibehalten werden sollte. Die Bahn hat zu 
allen Zeiten befähigte, einsatzbereite und treue Mit-
arbeiter gehabt. Dies ist ein wertvolles Kapital für das 
Unternehmen. Diese wichtige Basis muß bei der Bahn 
erhalten bleiben. 

Die Leitlinien der Bahn von 1983 waren richtig. Die 
wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten Jahren 
konsolidiert. Leider konnte die Bahn nicht saniert 
werden. Zu sehr waren die überholten und kosten-
trächtigen Strukturen festgefahren. Die Horrorzahlen 
aber, die die SPD an die Wand gemalt hat, indem sie 
von einer Verschuldung von 80 Milliarden, 90 Milliar-
den DM und von einem Defizit von 10 Milliarden DM 
gesprochen hat, sind nicht eingetreten. Wir wissen, 
daß es ohne Geld nicht geht. Finanzielle Leistungen 
sind nötig. Aber ich stimme dem Bundesverkehrsmi-
nister zu: Geld alleine hilft nicht. Die Strukturen müs-
sen sich ändern. 

(Zuruf von der SPD: Ändern Sie sie doch!) 

Entscheidend sind bei der Bahn die Steigerung der 
Produktivität, die Verbesserung der Marktstellung 
und die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bahn kann nicht wettbewerbsfähig sein — das 
sage ich auch — , wenn ihr gemeinwirtschaftliche Lei-
stungen aufgebürdet werden, die nicht oder nur zum 
Teil abgegolten werden. Diese Frage muß von uns 
stärker aufgegriffen werden. 

Die Bahn hat Zukunft, wenn sie eine Eisenbahn der 
Zukunft ist, wenn sie den modernen Herausforderun-
gen gewachsen ist. Die GRÜNEN wollen die Eisen-
bahn mit ihren Anträgen konservieren. Die bisherigen 
Schutzgesetze haben der Bahn nicht geholfen. Viel 
Verkehr ist an der Bahn vorbeigefahren. Die Bahn der 
Großväter hat keine Zukunft. Wir brauchen das Hoch-
geschwindigkeitsnetz. Darauf ist mit allem Nach-
druck hinzuwirken. Wir brauchen die maßgebliche 
und wichtigste ICE - Strecke Köln—Frankfurt. 

(Daubertshäuser [SPD]: Warum entscheidet 
ihr denn nicht?) 
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Die Entscheidung muß umgehend herbeigeführt wer-
den. 

(Zurufe von der SPD) 
Aber es darf keine Vorortstrecke gebaut werden. Wir 
brauchen eine Schnellstrecke. Die schnellste, die wirt-
schaftlichste und die umweltfreundlichste Trasse muß 
gebaut werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Haar? 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Bitte schön, Herr Kollege 
Haar. 

Haar (SPD): Herr Kollege Jobst, Sie haben eben for-
muliert, die Frage der Abgeltung gemeinwirtschaftli-
cher Leistungen der Bahn — das wüßten Sie und Ihre 
Fraktion — müsse stärker aufgegriffen werden. Ich 
frage Sie, was Sie unter „stärker aufgreifen" verste-
hen und wann die Regierungskoalition die Entschei-
dungen darüber herbeiführen will? 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Kollege Haar, Sie wis-
sen, daß jetzt eine Regierungskommission eingesetzt 
wurde, der auch Sie angehören, und daß zu dieser 
Frage von dort auch Antworten kommen. 

Die DB muß ihre arteigenen Vorteile besser nutzen. 
Knotenpunktverkehr, kombinierter Verkehr müssen 
besser entwickelt werden, Transportketten müssen 
noch stärker eingesetzt werden. Wichtig ist für uns 
— darauf werden noch Kollegen eingehen — , daß die 
Voraussetzungen geschaffen werden, um einen gro-
ßen Teil des Alpentransitverkehrs auf der Schiene 
abwickeln zu können. 

(Abg. Haar [SPD] meldet sich zu einer weite

-

ren Zwischenfrage) 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Präsident, wenn Sie mir 
die Zeit gutschreiben, dann bin ich bereit, die Zwi-
schenfrage zuzulassen. 

Vizepräsident Westphal: Ich schreibe sie gut. — 
Herr Kollege Haar. 

Haar (SPD): Herr Dr. Jobst, darf ich aus der Antwort 
auf meine Frage schließen, daß die Regierungskoali-
tion überhaupt nicht daran denkt, von sich aus tätig zu 
werden, sondern abwartet, bis die Regierungskom-
mission „Bundesbahn" Ende 1991 oder gar erst 1992 
sozusagen verhandlungsreife Vorschläge in dieser 
Frage unterbreitet? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unfug!) 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Kollege Haar, Sie wis-
sen, die Entscheidungen für die Bahn im Jahr 1990 
ergeben sich aus dem Haushalt. Die darüber hinaus-
gehenden wichtigen und weitreichenden Entschei-
dungen werden auf der Grundlage des Berichtes die-
ser Regierungskommission zu treffen sein. 

Neue Chancen für die Bahn wird der Ost-West-Ver-
kehr bringen. Eine entscheidende Bewährungsprobe 
für die Bahn wird auch der EG-Binnenmarkt bringen. 
Der grenzüberschreitende Verkehr ist bisher an der 
Bahn im wesentlichen vorbeigefahren. Hier liegen  

große Chancen. Ich meine, die Eisenbahn muß euro-
päische Gestalt annehmen: in der Bet riebsführung 
und im Marketing. Attraktive Transportketten müs-
sen über die Grenzen hinweg geschaffen werden. Die 
Flughäfen müssen an das ICE-Netz angebunden wer-
den. 

Aber ich sage auch: Die modernen Züge dürfen an 
den ländlichen Regionen nicht vorbeifahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier müssen Anschlußverbindungen zu den ICE-Kno-
ten geschaffen werden. Die Bahn hat ihre Aufgaben 
auch im Nahverkehr und das nicht nur in den Bal-
lungsräumen. Deshalb darf es einen Rückzug aus der 
Fläche nicht geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das besagt nicht, daß die Bahn dort nicht das moder-
nere, das bessere Verkehrsmittel einsetzen und mit 
anderen Verkehrsträgern kooperieren kann. 

Im ländlichen Raum sind Lkw und Pkw weiter not-
wendig. Sie haben ihre Bedeutung. Ihre Politik der 
massiven Verteuerung des Benzins, Herr Kollege 
Daubertshäuser, die Sie hier vertreten haben, ist eine 
Kriegserklärung an den ländlichen Raum. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Schröpfungspolitik gegenüber unseren Bürgern 
und Autofahrern ist unsozial, und sie ist grenzland-
feindlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Politik ist doppelzüngig und heuchlerisch. 
Wenn vor Ort die SPD-Vertreter mehr Straßenbau, 
mehr Mittel für den Straßenbau fordern, aber hier in 
Bonn massive Kürzungsanträge stellen, dann ist das 
eine doppelzüngige Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Doppezüngig ist auch, wenn das Lied von der Bahn 
hier gesungen wird, vor Ort aber Neubau-, Ausbau-
vorhaben der Bahn blockiert werden. Ich denke nur 
an den Rangierbahnhof in München. 

Die Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage der 
DB ist in den letzten Jahren durch gewaltige Anstren-
gungen der Unternehmensführung und der Mitarbei-
ter der DB gelungen. Diese Leistungen werden auch 
in den nächsten Jahren erforderlich sein. 

Mit dem Kabinettsbeschluß vom 1. Februar 1989 hat 
die Bundesregierung eine Weichenstellung für die 
Bahn vorgenommen. Über 20 Jahre lang wurde die 
Übernahme der Altschulden der DB vom Bund gefor-
dert. Ich erinnere mich noch an die großen Wahl-
kampfversprechungen des damaligen Kanzlerkandi-
daten Brandt von 1965. Jetzt haben wir dies erreicht. 
Die Altschulden werden der Bahn weggenommen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Er hat wenig

-

stens 1972 die Zinsen für diese Schulden 
übernommen!) 

Der Bund wird sich an den Fahrwegkosten der Bahn 
beteiligen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
dies ist ein Bekenntnis des Eigentümers Bund an seine 
Bahn. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Die Bundesregierung hat damit dokumentiert, daß sie 
bei ihren Zukunftsplänen auf die Bahn setzt. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Ein Lippenbe

-

kenntnis!) 
Ich darf hinzufügen: Die Koalitionsgruppe Bahn hat 

dazu eine wichtige Vorarbeit geleistet. Der Einsatz 
der Bahnkommission hat ihren Sinn. Wir wollen, sehr 
verehrter Herr Kollege Daubertshäuser, die Verkehrs-
politik auch nach 1990 verantwortlich gestalten. Wir 
wollen sie nicht in falsche Hände geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die Bahn der Zukunft braucht mutige Entscheidun-
gen. Wir brauchen einen breiten Konsens in unserem 
Lande, um die Grundprobleme der Bahn zu bereini-
gen. Wir brauchen auch ein neues Eisenbahnbewußt-
sein, das von alten, überholten Vorstellungen Ab-
schied nimmt. 

Ich freue mich, daß Sie, Herr Kollege Haar, in die-
sem Gremium mitarbeiten. 

Die Unternehmensstruktur der Bahn stammt aus 
dem Jahre 1951. Die Bahn braucht eine neue Organi-
sationsstruktur, die den gesamten verkehrswirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Verhältnissen 
Rechnung trägt. Der Vorstand benötigt vor allem eine 
größere unternehmerische Handlungsfreiheit und 
dazu die entsprechenden Führungsinstrumente. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu den 
von der SPD-Fraktion vorgelegten Gesetzentwürfen 
und zu den Anträgen der GRÜNEN ist zu sagen: Nach 
unserer Auffassung wird das Bundesbahngesetz 
sicherlich zu ändern sein. Aber diese vielfältigen Aus-
wirkungen auf die gesamte Verkehrswirtschaft müs-
sen bedacht werden. Die umfassende Novellierung, 
die auch nach unserer Auffassung durchaus erforder-
lich ist, muß von einem breiten gesellschaftlichen 
Konsens getragen werden. Die eingesetzte Bahnkom-
mission muß dazu die erforderlichen Vorarbeiten lei-
sten. Sorgfalt geht hier vor Schnelligkeit. Die Koali-
tionsarbeitsgruppe Bahn hat dieser Kommission ge-
wisse Vorgaben gemacht, die in die Beschlußempfeh-
lung zur Bundestagsdrucksache 11/4093 eingeflossen 
sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Eisenbahner wissen, daß die CDU/CSU hinter der 
Vorwärtsstrategie der Deutschen Bundesbahn steht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Sie wissen auch, daß wir nicht die leeren Verspre-
chungen machen, die von 1966 bis 1982 gemacht wur-
den. Die Bundesbahn ist unsere Bahn. Sie ist und 
bleibt ein wichtiger Faktor als Verkehrsträger für die 
Bevölkerung und für die Wirtschaft. Ich möchte schlie-
ßen: Die Deutsche Bundesbahn ist ein Hoffnungsträ-
ger im Verkehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Weiss. 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Während sich die Bundes-
regierung weigert, die notwendigen Schritte zur Sa-
nierung der Deutschen Bundesbahn jetzt zu unter-

nehmen, und dringend notwendige Entscheidungen 
auf die Zeit nach der nächsten Bundestagswahl ver-
tagt, sind im Alltag der Bahn die negativen Auswir-
kungen der Leitlinien der Bundesregierung zur Kon-
solidierung der Bahn aus dem Jahre 1983 deutlich zu 
spüren. Am Ende des Jahres, zu dessen Beginn der 
damalige Verkehrsminister Dr. Warnke angekündigt 
hat, es werde das Jahr der Bahn, müssen wir feststel-
len: Die Bahn steht vor dem finanziellen Ruin. Das ist 
das Ergebnis von sechs Jahren Leitlinien der Bundes-
regierung. 

Die Pünktlichkeit der Züge hat nachgelassen. Im-
mer häufiger treten Bet riebsstörungen oder Fahr-
zeugschäden auf, die erhebliche Verspätungen der 
Züge nach sich ziehen. Verspätungen von bis zu einer 
Stunde im Personenverkehr oder von bis zu sechs 
Stunden im Güterverkehr sind keine Seltenheit mehr. 
Aber das ist die Folge der Vorgaben seitens der Bun-
desregierung, die die Bahn in ihren Leitlinien ver-
pflichtet hat, jedes Jahr 10 000 Arbeitsplätze von 
Eisenbahnerinnen und Eisenbahnern abzubauen. 

Heute fehlt es an qualifiziertem Personal vor allem 
bei Lokomotivführern und Rangierern. Die Bahn hat 
es versäumt, rechtzeitig neues Personal einzustellen, 
so daß die jetzige katastrophale Situation entstanden 
ist. 

Die Überstunden bei der Bahn häufen sich. Die Lok-
führer haben im Schnitt derzeit etwa 13 Arbeitstage 
Überstunden. Ein Freizeitausgleich für die geleisteten 
Überstunden ist nicht in Sicht. 

Die Situation der Bahn wird immer kritischer. Wenn 
nicht bald Abhilfe geschaffen wird, dann wird die 
Politik der Einsparungen und des Personalabbaus 
demnächst nicht nur Auswirkungen auf die Zuverläs-
sigkeit der Eisenbahn haben, sondern auch auf die 
Sicherheit des Bahnbetriebes. 

Dennoch sieht die Bundesregierung keinen Anlaß 
zu handeln. Der Bundesbahnvorstand legt im Rahmen 
einer Krisensitzung einfach per Beschluß fest, daß es 
die überall deutlich sichtbare Krise bei der Bahn ein-
fach nicht gibt. 

(Kohn [FDP]: Das ist doch Unsinn!) 

Auch die wirtschaftliche Situation der Bundesbahn 
wird sich in den nächsten Jahren dramatisch zuspit-
zen. Der Jahresfehlbetrag müßte in diesem Jahr ei-
gentlich bei 4,5 Milliarden DM, also um 0,6 Milliarden 
DM höher als im Vorjahr, liegen. Er wird allerdings 
auf Grund der vielen Immobilienverkäufe der Bahn in 
diesem Jahr, vor allem auf Grund des Verkaufs des 
Industrieparks in München, formal 850 Millionen DM 
niedriger sein und nur bei 3,7 Milliarden DM liegen. 
Immobilienverkäufe in dieser Höhe sind wohl nur ein-
malig im Jahr vor der Bundestagswahl zum Zweck der 
kosmetischen Verschleierung der sich dramatisch 
verschlechternden Finanzlage der Bahn möglich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsinn!) 

Dementsprechend wird dann auch nach den derzei-
tigen Prognosen der Bahn der Jahresfehlbetrag 1990, 
der dann ja erst nach der Bundestagswahl festgestellt 
werden wird, bei 4,9 Milliarden DM, also 1,2 Milliar-
den DM höher als 1989, liegen. Bis zum Jahre 2000 
wird sich nach den derzeit vorliegenden Prognosen 
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die Verschuldung der Bahn von 43 Milliarden DM in 
diesem Jahr auf 71,8 Milliarden DM erhöhen. Das 
Eigenkapital der Bahn wird dann längst aufgebraucht 
sein. Im Klartext: Die Bahn fährt mit Volldampf in die 
Pleite, und die Bundesregierung schaut zu. 

Der Bundesbahnvorstand hat Presseberichten zu-
folge erklärt, daß die Bahn alleine auch bei weiteren 
Sparmaßnahmen keine Möglichkeit sieht, den fina-
ziellen Ruin zu verhindern. Dennoch glaubt die Bun-
desregierung, das Problem weiter „aussitzen" und die 
Lösung der Probleme weiter vertagen zu können. 

Die Enttäuschung bei den Eisenbahnerinnen und 
Eisenbahnern ist deshalb groß. Sie haben nämlich in 
den letzten Jahren viele Unannehmlichkeiten und Er-
schwernisse hinnehmen müssen: weitere Anfahrts-
wege durch die Auflösung von Dienststellen, Über-
stunden und vieles mehr. Die Eisenbahnerinnen und 
Eisenbahner haben damit ihren Teil zur Konsolidie-
rung des Unternehmens Deutsche Bundesbahn gelei-
stet. Sie erwarten deshalb jetzt mit Recht, daß endlich 
auch der Eigentümer, also der Bund, seinen Beitrag 
leistet. Die Bundesregierung weigert sich jedoch, ih-
ren längst überfälligen Beitrag jetzt zu leisten und die 
notwendigen Schritte zu einer Bahnsanierung endlich 
einzuleiten. 

Die Beschlüsse des Bundeskabinetts vom 1. Fe-
bruar dieses Jahres stellen keinerlei Fortschritt in der 
Bahnpolitik dar. Reduziert man diese Beschlüsse näm-
lich auf ihren wesentlichen Inhalt, so sieht man, daß 
im wesentlichen nur beschlossen worden ist, daß in 
dieser Legislaturperiode nichts, aber auch wirklich 
gar nichts zur Verbesserung der Situation der Deut-
schen Bundesbahn geschehen soll. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Zur Verschleierung dieser Untätigkeit hat dann die 
Bundesregierung eine Kommission eingesetzt. Aber 
ich frage mich: Was soll diese Kommission eigentlich 
erarbeiten? Alle Fragen, deren Beantwortung die 
Bundesregierung der Kommission aufgegeben hat, 
können schon heute klar beantwortet werden. Es liegt 
das Bundesbahnsanierungsgesetz der GRÜNEN vor, 
es liegen die Gesetzentwürfe der SPD-Fraktion vor, 
und es liegt das Papier der Koalitionsarbeitsgruppe 
„Bahn" vor. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das ist alles nicht hilf

-

reich!) 

Legt man diese Papiere nebeneinander, so kann 
man feststellen, daß es zahlreiche Maßnahmen gibt, 
deren Notwendigkeit und Richtigkeit von allen Frak-
tionen des Bundestages festgestellt worden ist. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Es wäre besser gewe

-

sen, Sie wären für den Bau des Rangierbahn

-

hofs München eingetreten!) 

In vielen Fragen gibt es eine breite Übereinstimmung 
zwischen allen Fraktionen des Bundestages. Was soll 
da eine Kommission noch klären? 

Der Grund für die Einsetzung der Kommission liegt 
deshalb auch nicht in der Notwendigkeit, Dinge noch 
klären zu müssen. Der wahre Grund liegt darin, daß 

die Bundesregierung nicht bereit ist, in dieser Legis-
laturperiode etwas für die Bahn zu tun. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Daher ist eine Kommission mit Alibicharakter notwen-
dig, auf die die Bundesregierung im bevorstehen-
den Bundestagswahlkampf verweisen und damit ihr 
Nichtstun kaschieren kann. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Die Übernahme der 
Altschulden verschweigen Sie!) 

Der Zusammenhang mit dem Wahltermin wird beson-
ders deutlich, wenn man sieht, daß die Kommission 
ihre Ergebnisse nach dem Willen der Bundesregie-
rung im März 1991, also drei Monate nach der Wahl, 
vorlegen soll. 

Neben der Einsetzung der Kommission hat das Bun-
deskabinett am 1. Februar nämlich nur Ankündigun-
gen beschlossen. Es handelt sich ausschließlich um 
Ankündigungen, die erst nach der Bundestagswahl 
erfüllt werden müssen. Es muß aber ernsthaft bezwei-
felt werden, ob es die Bundesregierung mit ihren Ver-
sprechen ernst meint; denn in der Finanzplanung des 
Bundes sind keine Gelder vorgesehen, mit denen die 
Ankündigungen in der nächsten Legislaturperiode 
dann tatsächlich erfüllt werden sollen. 

So hat das Kabinett beschlossen, daß sich ab 1992 
die öffentlichen Hände an der Finanzierung der Fahr

-

wegkosten der Bahn beteiligen sollen. Das Kabinett 
hat es aber vermieden, sich auf die Höhe der Beteili-
gung festzulegen. Mit der Formulierung „die öffentli-
chen Hände", wie es im Kabinettsbeschluß heißt, ist 
auch eine klare Festlegung vermieden worden, daß 
sich dann der Bund selber an den Fahrwegkosten 
beteiligen wird. 

Weiterhin hat die Bundesregierung versprochen, 
daß im Jahr 1991 der Bund die sogenannten Altschul-
den der Bahn in Höhe von 12,6 Milliarden DM über-
nehmen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, das tut er 
doch!) 

Selbst wenn dieses Versprechen tatsächlich eingelöst 
werden sollte, wird es keinen nennenswerten Beitrag 
zur Verbesserung der finanziellen Situation der Deut-
schen Bundesbahn leisten. Denn der Bund hat so-
wieso bereits seit 1972 die Zinsen für diese Altschul-
den getragen. Die Altschulden haben deshalb das 
Wirtschaftsergebnis der Bahn überhaupt nicht bela-
stet. Wenn die Altschulden nunmehr vom Bund über-
nommen werden und vorher keine Belastung da war, 
kann dann auch keine Entlastung eintreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Sind Sie also dagegen?) 

— Ich möchte hier nicht mißverstanden werden: Ich 
bin durchaus der Auffassung, daß es richtig ist, daß 
der Bund diese Altschulden übernimmt; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

denn bei diesen Altschulden handelt es sich nicht um 
Bahnschulden im eigentlichen Sinne, sondern um 
Kriegsfolgelasten, die von Anfang an vom Bund und 
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nicht von der Bahn hätten getragen werden müs-
sen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum kritisieren 
Sie das dann?) 

Ich halte es jedoch für ein plumpes Täuschungsmanö-
ver, wenn die Bundesregierung versucht, diese Alt-
schuldenübernahme als Durchbruch in der Bahnpoli-
tik oder gar als Einstieg in die Sanierung der Bahnfi-
nanzen zu verkaufen. Denn die Jahresfehlbeträge der 
Bahn werden sich durch die Altschuldenübernahme 
nicht um eine einzige Mark verringern. 

Im übrigen muß festgestellt werden, daß die Über-
nahme der Altschulden auch keine nachhaltige Ver-
ringerung der Verschuldung der Bahn mit sich brin-
gen wird. Wenn tatsächlich die Altschulden der Bahn 
im Jahre 1991 vom Bund übernommen werden soll-
ten, so wird die Verschuldung im Jahr 1995 wieder 
genauso hoch sein wie im Jahr 1990, also im Jahr vor 
der Altschuldenübernahme. 

Es sind also zusätzliche Maßnahmen seitens des 
Eigentümers der Bahn, des Bundes, notwendig. Drin-
gend notwendig, und zwar jetzt und nicht erst im 
Jahre 1992, ist die Übernahme der Finanzverantwor-
tung für den Fahrweg, das Schienennetz, durch den 
Bund. Das ist schon deshalb dringend erforderlich, 
weil sonst mit Inbetriebnahme der Neubaustrecken 
Hannover—Würzburg und Mannheim—Stuttgart auch 
der Fernverkehr der Bahn in die roten Zahlen ab-
rutscht. Die Neubaustrecken werden nämlich, wenn 
sie 1991 in Betrieb genommen werden, das Wirt-
schaftsergebnis der Bahn verschlechtern und nicht, 
wie so oft fälschlicherweise behauptet wird, verbes-
sern. Ich will Ihnen das kurz erläutern. Die Neubau-
strecken werden, wenn sie 1991 in Bet rieb gehen, 
14 Milliarden DM gekostet haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Höhere Abschrei

-

bung!)  

Von diesem Zeitpunkt an müssen sie abgeschrieben 
werden. Das belastet die Jahresrechnung jährlich mit 
350 Millionen DM. 

Die Einnahmen der Bahn im Intercity-Bereich lie-
gen jedoch nur bei 200 Millionen DM im Jahr. Selbst 
wenn 50 % Steigerung auf den Neubaustrecken er-
reicht werden sollten — die Bahn rechnet selber nur 
mit 30 % —, werden die Einnahmen aus dem Intercity

-

Verkehr nicht einmal reichen, um damit die Abschrei-
bung für die Neubaustrecken zu erwirtschaften. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also lassen wir 
alles sein!) 

Angesichts dieser Zahlen ist zu überlegen, ob die 
hohen Ausgaben für die Neubaustrecken überhaupt 
gerechtfertigt sind. Sie sind es nach meiner Auffas-
sung jedenfalls dann nicht, wenn ins übrige Strecken-
netz der Bahn nichts investiert wird. Das kann man 
auch einmal an einer Rechnung vergleichen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hätte man die 14 Milliarden DM statt in nur zwei 
Strecken in das gesamte Streckennetz der Bahn mit 
28 000 km gesteckt, wären auf jeden Streckenkilome-
ter eine halbe Million DM entfallen. Damit hätte sich 
das gesamte Schienennetz der Bahn modernisieren 

lassen, und die kumulierten Fahrzeitgewinne wären 
mindestens ebenso hoch gewesen wie diejenigen 
durch die beiden Neubaustrecken. Dies zeigt, daß die 
Neubaustrecken letztlich eben doch auf Kosten eines 
flächendeckenden Bahnverkehrs gehen, 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Ein unglaublicher Blödsinn!) 

da sie jene finanziellen Mittel auffressen, die dann für 
einen attraktiven Eisenbahnverkehr auch außerhalb 
der Hauptstrecken dringend erforderlich wären. Da-
her ist es nicht gerechtfertigt, derart hohe Summen in 
teure Neubaustrecken zu stecken, wenn gleichzeitig 
das übrige Schienennetz vernachlässigt wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Jobst [CDU/ 
CSU]: Sie haben ja keine Ahnung! Wen kri

-

tisieren Sie jetzt eigentlich?) 
Die Eisenbahn muß sich endlich dazu bekennen, daß 
sie ein flächendeckendes Verkehrsunternehmen ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Weiss (München) (GRÜNE): Wenn es nicht ange-
rechnet wird. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Kollege Weiss, dür-
fen wir Ihren Einlassungen entnehmen, daß Sie damit 
die Begründung für Ihren Widerstand — Ihren wahr-
scheinlichen Widerstand — gegen die Neubaustrek-
ken der Bundesbahn in der Zukunft jetzt schon argu-
mentativ vorbereiten? 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Es ist doch 
bekannt, daß wir gegen diesen Unsinn 

sind!) 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Kollege, Sie wol-
len mich offensichtlich bewußt mißverstehen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nein, überhaupt 
nicht!) 

Auf der einen Seite habe ich mich nicht grundsätzlich 
gegen neue Bahnstrecken ausgesprochen, weil es si-
cher notwendig sein wird, daß wir zusätzliche Kapa-
zitäten benötigen. Auf der anderen Seite verlange ich 
aber auch von der Bahn, daß sie dabei Umweltge-
sichtspunkte entsprechend berücksichtigt. Aber was 
ich als völlig verfehlte Investitionspolitik bezeichne, 
ist, wenn man sich auf ganz wenige Strecken konzen-
triert und dabei das übrige Streckennetz vernachläs-
sigt. Das halte ich in der Tat für falsch verwendete 
Gelder. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Neubaustrecken sind sicher in vielen Bereichen sinn-
voll. Aber das Geld darf nicht da abgezogen werden, 
wo anderer Verkehr stillgelegt werden muß, womit 
man zu einer Verschlechterung der Verkehrsverhält-
nisse beiträgt. 

Vizepräsident Westphal: Sind Sie bereit, eine wei-
tere Zwischenfrage zu beantworten? 

Weiss (München) (GRÜNE): Ja. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 181. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1989 	13943 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Kollege Weiss, wer-
den Sie sich also, um konkret zu werden, mit für die 
Neubaustrecke Köln—Frankfurt einsetzen? 

Weiss (München) (GRÜNE): Ich halte es für not-
wendig und richtig, daß eine neue Strecke gebaut 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat er schon un

-

terschrieben!) 
Ich kann Ihnen aber nicht sagen, daß ich mich mit 
jeder Planung der Bahn und mit jeder Vorgabe, unab-
hängig davon, wie sie aussieht, identifizieren werde. 
Ich akzeptiere durchaus, daß eine neue Strecke not-
wendig ist, ganz einfach deshalb, weil die Kapazität 
der Rheinstrecken demnächst erschöpft sein wird und 
wir tatsächlich eine neue Strecke brauchen. Das ak-
zeptiere ich. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wenn es konkret 
wird, sagen Sie nein!) 

Meine Damen und Herren, die Eisenbahn muß sich 
dazu bekennen, ein flächendeckendes Verkehrsmit-
tel zu sein. Der Schienenpersonennahverkehr 
— auch in der Fläche — ist nämlich nicht der große 
Defizitbringer der Bahn, wie oft fälschlicherweise be-
hauptet wird. Das ergibt sich aus den neuen Zahlen, 
welche die Bahn jetzt vorgelegt hat. Sie hat jetzt eine 
Spartenerfolgsrechnung vorgelegt. Darin wird ange-
geben, daß die Einnahmen der Bahn im Schienenper-
sonennahverkehr — einschließlich der Bundeslei-
stungen gemäß EG-Verordnung 1191/69 — in diesem 
Jahr 5,663 Milliarden DM betragen werden. Die 
Selbstkosten im Schienenpersonennahverkehr ohne 
Fahrweg werden in diesem Jahr bei 4,124 Milliarden 
DM liegen, so daß sich — ohne Berücksichtigung der 
Fahrwegkosten — nach den neuesten Zahlen der 
Bahn eine Kostenüberdeckung im Schienenpersonen-
nahverkehr von 1,539 Milliarden DM ergeben wird. 
Da die Bundesbahn jedoch nicht eineinhalb Milliar-
den DM pro Jahr für die Unterhaltung der Fahrwege 
im Nahverkehr ausgibt, folgt daraus, daß der Schie-
nenpersonennahverkehr der Bahn letztlich einen po-
sitiven Kostendeckungsbeitrag zum Wirtschaftser-
gebnis der Bahn liefert. Ein flächendeckender Schie-
nenpersonennahverkehr ist entgegen sonst immer 
wieder geäußerten Vorurteilen auch nicht unbezahl-
bar. Auch das können Sie an einer kurzen Modell-
rechnung sehen: 

Die Bahn betreibt heute im Schienenpersonennah-
verkehr 21 000 km Strecken. Würden Sie auf diesen 
21 000 km Strecke täglich 14 Züge in beiden Richtun-
gen fahren lassen, dann kämen Sie auf 214 Millionen 
Zugkilometer im Jahr. Wenn Sie mit modernen Fahr-
zeugen rechnen und 6 DM pro Zugkilometer anset-
zen, wären das 1,3 Milliarden DM. 

Auch der Güterverkehr in der Fläche muß nicht 
unbedingt defizitär sein. Die Bahn setzt hier mit ihrem 
Rückzug aus der Fläche, also mit der Auflösung von 
Tarifpunkten im Wagenladungsverkehr mit der Ver-
lagerung von Bahntransporten in der Fläche auf den 
Lkw auf die falsche Strategie. Die nicht bundeseige-
nen Eisenbahnen demonstrieren täglich, daß es mög-
lich ist, Güterverkehr in der Fläche zu betreiben, der 
weit höhere Kostendeckungsgrade erreicht als der der 
Deutschen Bundesbahn. 

Ich bin davon überzeugt, daß der wahre Grund für 
die Politik der Streckenstillegungen und der Bahn-
hofschließungen nicht in den schlechten Erträgen der 
Bahn im Personen- und Güternahverkehr liegt, son-
dern in dem Interesse der Bahn, die Bahnhöfe und 
Grundstücke möglichst gewinnbringend zu veräu-
ßern. Ich gewinne mehr und mehr den Eindruck, daß 
es sich bei der Bahn gerade im Nahverkehr nicht mehr 
um ein Verkehrsunternehmen, sondern eher um eine 
Immobilienhandelsgesellschaft handelt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn ich mir so ansehe, wie die Bahn im Schienen-
verkehr in der Fläche vorgeht, kann ich daraus eigent-
lich nur den Schluß ziehen, daß man in manchen Fäl-
len sagen muß: Wer für die Eisenbahn ist, muß gegen 
die Deutsche Bundesbahn sein. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sie sind doch fürs 
Radfahren in der Fläche!) 

Nötig ist, daß Bundesregierung und Bundesbahn 
endlich akzeptieren, daß ihre Aufgaben auch und ge-
rade im Schienenpersonennahverkehr liegen. Wir 
wissen, daß die Bahn intern unter dem Titel „SPNV 
2000" derzeit die möglichen Strategien für die zu-
künftige Gestaltung des Schienenpersonennahver-
kehrs diskutiert. Dabei hat die Bahn selbst eine mög-
liche Strategie entwickelt, mit der es möglich ist, ohne 
Erhöhung der heute für den Schienenpersonennah-
verkehr gewährten Bundesleistungen in Höhe von 
3,2 Milliarden DM pro Jahr bis zum Jahr 2000 einen 
flächendeckenden Schienenpersonennahverkehr mit 
Taktverkehr auf allen Strecken ohne weitere Strek-
kenstillegungen zu schaffen. Dennoch wird diese als 
Variante I bezeichnete Strategie von der Bahn nicht 
offensiv vertreten. In der Bahn selbst, auch im Bahn-
vorstand, gibt es immer noch zahlreiche Verfechter 
der sogenannten Variante III, einer „Crash"-Vari-
ante, deren Ziel die konsequente Zerschlagung des 
Schienenpersonennahverkehrs außerhalb der Bal-
lungsräume ist. 

Wenn die Bahn selbst ihre Aufgabe nicht in der Rea-
lisierung eines flächendeckenden Schienenverkehrs 
sieht, und lieber Strecken stillegt als Züge fahren zu 
lassen, dann ist es eigentlich überfällig, daß der Bun-
desverkehrsminister von seiner Aufsichtsfunktion Ge-
brauch macht. Eigentlich müßte sich das Bundesver-
kehrsministerium jetzt einmischen und der Bundes-
bahn auferlegen, die Va riante I, also den Ausbau, mit 
allem Nachdruck zu verfolgen und die Va riante III, 
also den Abbau, nicht weiterzuverfolgen. Dem „Aus-
laufminister" Zimmermann scheint es aber völlig egal 
zu sein, daß die Bahn auf immer mehr Strecken zum 
sogenannten Auslaufbetrieb übergeht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Probleme der Deutschen Bundesbahn können 
nicht unabhängig von der übrigen Verkehrspolitik 
gesehen werden. Dabei hat die Bundesregierung die 
Bahn im Regen stehen lassen. Die verkehrspoliti-
schen Rahmenbedingungen haben in den letzten Jah-
ren den Hauptkonkurrenten der Bahn, den Autover-
kehr, begünstigt. Während die Bahn gezwungen war, 
ihre Preise laufend zu erhöhen, sind die Benzinpreise 
in den letzten Jahren — trotz Mineralölsteuererhö-
hung — insgesamt um etwa 20 % gesunken. Das Stra- 
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ßennetz wurde immer weiter ausgebaut, und die Au-
tos wurden immer schneller. Einschränkungen für 
den Autoverkehr hat die Bundesregierung zum Wohle 
der Automobilindustrie immer entschieden abge-
lehnt. Damit aber hat sie gleichzeitig der Bahn ge-
schadet. 

Ich will hierfür das Beispiel Tempolimit anführen. 
Es gibt Untersuchungen, die belegen, daß ein Tempo-
limit von 100 km/h auf Autobahnen, wenn durch eine 
kontinuierliche Überwachung eine Einhaltequote von 
85 % sichergestellt werden würde, zu einer Verdoppe-
lung der Anzahl der Bahnreisenden im Fernverkehr 
führen würde. So wäre ein Tempolimit ein einfaches, 
aber wirkungsvolles Mittel zur Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage der Bahn, das nicht einmal Geld 
kosten würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Bei der Kontrolle sind Sie dann 
dagegen wegen Datenschutz! — Fischer 
[Hamburg] [CDU/CSU]: Verbieten Sie doch 

das Auto!) 

Aber wenn die Bundesregierung zwischen dem 
Wohl der Eisenbahn auf der einen Seite und den Inter-
essen der Automobilindustrie auf der anderen Seite 
abzuwägen hat, entscheidet sie allemal gegen die 
Bahn und für das Auto. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Den Interessen 
der Bürger! — Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wir 

sind doch kein Zwangsstaat!) 

Das gilt gleichermaßen für den Güterverkehr. Die 
Bundesregierung hat kritiklos alle Erleichterungen 
für den Straßengüterverkehr umgesetzt, die von der 
EG gefordert wurden. 

In der Frage des Alpentransits macht sich der Bun-
desverkehrsminister offen zum Sprecher der Lkw

-

Lobby. Die Chancen für die Eisenbahnen, die in der 
restriktiven Haltung der Alpenländer liegen, will Zim-
mermann offensichtlich nicht nutzen. 

Als besonderen Gipfel der Unverschämtheit ange-
sichts dieser Politik seitens des Bundesverkehrsmini-
steriums gegenüber der Bahn empfinde ich es, wenn 
— wie vor 14 Tagen geschehen — seitens des Bun-
desverkehrsministeriums öffentlich Vorwürfe gegen 
die Deutsche Bundesbahn erhoben werden, die es 
angeblich versäumt habe, Zuwächse im Güterverkehr 
zu erreichen. Genau dieses Bundesverkehrsministe-
rium, das jetzt Vorwürfe gegen den Bahnvorstand er-
hebt, hat ja maßgeblich die verkehrspolitischen Rah-
menbedingungen bestimmt, die die Straße vor der 
Schiene eindeutig bevorzugen. 

Die Bahn ist nach wie vor das sicherste und umwelt-
verträglichste unter den motorisierten Verkehrsmit-
teln. Leider gibt es aber auch bei der Bahn zahlreiche 
Umweltprobleme, deren Lösung vorangetrieben wer-
den muß. Hinsichtlich der Verwendung von Fluor-
Chlor-Kohlenwasserstoffen in den ICE-Triebköpfen 
wurde ja bereits eine Lösung erreicht. Die Lösung für 
die FCKW in den Klimaanlagen der Züge steht leider 
noch aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommt auch!) 

Es gibt jedoch weitere Umweltprobleme bei der 
Bahn, deren Lösung überhaupt noch nicht in Sicht ist. 
Ich führe dazu drei Beispiele an: 

Erstens: Das Problem des Lärmschutzes an Bundes-
bahn-Altstrecken. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Während bei den Neubaustrecken der Deutschen 
Bundesbahn Lärmschutzmaßnahmen eine Selbstver-
ständlichkeit sind, weigert sich die Bahn schon auf-
grund der finanziellen Rahmenbedingungen, auch an 
bestehenden Strecken Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung vor Lärm durchzuführen, obwohl sich an 
einigen Strecken in den letzten Jahren die Belästi-
gung durch höhere Zugzahlen und höhere Fahrge-
schwindigkeiten drastisch erhöht hat. Hier ist eigent-
lich die Bundesregierung gefordert, der Bahn geson-
derte finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

damit die Bahn ein Programm zur lärmtechnischen 
Sanierung der Altstrecken durchführen kann. 

Das zweite Umweltproblem bei der Bahn: Chemi-
sche Aufwuchsbekämpfung. Noch immer versprüht 
die Deutsche Bundesbahn zur Verhinderung einer 
Verkrautung des Schotterbettes jedes Jahr Tausende 
Tonnen chemischer Pflanzenvernichtungsmittel auf 
ihre Gleisanlagen. Diese Gifte können ins Grundwas-
ser gelangen. Mittlerweile sind Fälle bekannt gewor-
den, in denen Trinkwassergewinnungsanlagen durch 
Pflanzenschutzmittel der Bahn kontaminiert worden 
sind. 

Dabei gäbe es die Alternative des „Abflämmens". 
Ich halte es für dringend erforderlich, daß die Bundes-
bahn möglichst bald auf solche alternativen Metho-
den umsteigt, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

schon im eigenen Interesse der Bahn. Denn es kann 
nicht im Interesse eines Unternehmens liegen, das mit 
seiner hohen Umweltverträglichkeit Werbung macht, 
daß es als „Brunnenvergifter" an den Pranger gestellt 
wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Drittes Problem: Altlastensanierung. Bis heute gibt 
es im Bereich der Deutschen Bundesbahn zahlreiche 
Altlasten. Die Böden vieler Bundesbahngrundstücke 
sind kontaminiert. Bis heute sind diese Altlasten noch 
nicht einmal erfaßt und analysiert. Über Konzepte zur 
Sanierung der Altlasten hat die Bahn wohl bis heute 
nicht ernsthaft nachgedacht. Auch die Lösung dieses 
Problems sollte schnellstmöglich in Ang riff genom-
men werden. 

Das sind drei Probleme. 

Ich betone, daß ich die Deutsche Bundesbahn trotz 
dieser Umweltprobleme für das umweltverträglichste 
unter den motorisierten Verkehrsmitteln halte. Den-
noch darf man auch vor diesen Problemen nicht die 
Augen verschließen. Es muß trotzdem alles getan wer-
den, damit die Bahn künftig einen größeren Anteil am 
Verkehrsmarkt erhält. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege! 
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Weiss (München) (GRÜNE): Einen Satz noch! 

Vizepräsident Westphal: Sie haben doch sowieso 
dank Ihrer Redegeschwindigkeit mehr als das Dop-
pelte dessen untergebracht, was andere reden. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Weiss (München) (GRÜNE):: Ja. — Denn die Bahn 
ist unsere einzige Chance, den wachsenden Straßen-
verkehr und die mit ihm verbundenen Beeinträchti-
gungen für Menschen und Umwelt durch Straßenbau, 
Schadstoffemissionen und Lärm zurückzudrängen. 
Ich habe allerdings ernsthafte Zweifel, ob diese Bun-
desregierung eine solche Verbesserung unserer Um-
welt tatsächlich will. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! Wir werden in diesen Wochen 
Zeugen eines atemraubenden historischen Prozesses 
in Mitteleuropa. Bundesaußenminister Hans-Dietrich 
Genscher hat vor diesem Hintergrund — wie ich 
meine, zu Recht — ein neues Denken auch bei uns im 
Westen gefordert. 

Dies gilt auch für die Verkehrspolitik. Wir können 
nicht einfach business as usual betreiben. Wir müssen 
auf das reagieren, was sich in Mitteleuropa voll-
zieht. 

Die heutige Bundesbahn-Debatte gibt Anlaß und 
eine Chance, auf diese Situation zu reagieren. Der 
Bundeshauptausschuß meiner Partei z. B. hat am Wo-
chenende einen Sofortplan zur Ergänzung des Bun-
desverkehrswegeplans vorgeschlagen. Das ist richtig 
und vernünftig, aber es reicht nicht aus. 

Ich glaube, daß es jetzt eine strategische Chance für 
eine Revitalisierung des Schienenverkehrs in West-
Ost-Richtung gibt. Der Schienenverkehr kann jetzt — 
ich betone: jetzt — gegenüber dem Straßenverkehr in 
der Ost-West-Richtung einen Vorsprung gewinnen. 
Diese Chance, so denke ich, sollten wir nutzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich schlage deshalb vor, meine sehr verehrten Da-

men und Herren, daß der Zehn-Punkte-Plan des Bun-
deskanzlers von der vergangenen Woche insofern von 
uns aufgegriffen wird, als er in Ziffer 2 die Intensivie-
rung der wirtschaftlichen und wirtschaftlich-technolo-
gischen Zusammenarbeit vorsieht und den Hinweis 
enthält, daß die grundsätzliche Bedeutung einer Revi-
talisierung des Verkehrs mit der DDR als Teil eines 
funktionsfähigen europäischen Verkehrsnetzes von 
uns erkannt werden muß. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Haar? 

Kohn (FDP): Herr Kollege Haar, Sie wissen, daß ich 
Ihnen jederzeit eine Zwischenfrage gestatte. Aber er-
lauben Sie mir bitte jetzt, diesen Punkt im Zusammen-

hang vorzutragen. Danach können Sie gerne eine 
Zwischenfrage stellen. 

Ich will an dieser Stelle in Übereinstimmung mit 
meinem Fraktionsvorsitzenden Wolfgang Mischnick, 
der die zehn Punkte des Bundeskanzlers als Arbeits-
grundlage für die nächste Zeit vorgeschlagen und 
dargestellt hat, Ihnen eine „Aktion Ost-West

-

Schiene" vorschlagen. Diese Aktion besteht aus den 
folgenden Elementen, die rasch in einer Konferenz 
zwischen den Verkehrsministern der Bundesrepublik 
und der DDR sowie den Chefs der beiden Bahngesell-
schaften besprochen werden müssen: 

1. Lösung der aktuellen Transportprobleme zwi-
schen der Bundesrepublik und der DDR, die sich auf-
grund der historisch bedeutsamen Entscheidung des 
gestrigen Tages zur Herstellung der vollständigen 
Reisefreiheit zwischen den beiden deutschen Staaten 
ergeben werden. Dazu gehören bis in Details hinein 
etwa die Information der Bürger durch Abdruck des 
Kursbuchs der jeweils anderen Seite. 

2. Reaktivierung der alten Ost-West-Schienenstrek-
ken, wie der auch vom Bundeskanzler angesproche-
nen klassischen Linie Moskau—Warschau—Berlin—Pa-
ris, wobei, wie ich denke, drei Korridore besonders 
wichtig sind, nämlich der Korridor Hannover—Magde-
burg und Abzweig Berlin bzw. Halle—Leipzig—Dres-
den, der Südkorridor Saarbrücken—Rhein/Main-
Fulda—Halle—Leipzig—Berlin—Dresden und der Ost-
korridor Hamburg—Berlin—Leipzig—Nürnberg—Mün-
chen. Für diese Vorschläge kann wohl eine breite 
Zustimmung gefunden werden. 

3. Verwirklichung eines leistungsfähigen Eisen-
bahndreiecks Hamburg—Berlin—Hannover als beson-
ders vordringlich, so, wie es Wolfgang Mischnick wie-
derholt gefordert hat. 

4. Schaffung der Voraussetzungen für die Einbezie-
hung der DDR in das hochwertige Personenfernver-
kehrsnetz der Deutschen Bundesbahn mit Intercity 
und Interregio, unter anderem durch Schließung der 
Elektrifizierungslücken. — Wir haben heute vormittag 
im Verkehrsausschuß darüber gesprochen. 

5. Neben der Bereitstellung öffentlicher Mittel für 
die Zusammenarbeit zwischen Bundesbahn und 
Reichsbahn müssen auch innovative, neue deutsch-
deutsche Finanzierungsmodelle für diese wichtigen 
Verkehrsinfrastrukturaufgaben entwickelt werden. 
Es geht also um die Frage: Wie kann man p rivates 
Kapital dafür mobilisieren? 

6. Schaffung der Voraussetzungen dafür, daß die 
Reichsbahn der DDR in der Gemeinschaft der euro-
päischen Eisenbahnen mitarbeiten kann. — Auch hier 
darf Europa nicht an dem rostenden Eisernen Vor-
hand enden. 

7. Eine gemeinsame Initiative der Bundesrepublik 
und der DDR zur Einberufung einer Konferenz mit 
dem Ziel, ein gesamteuropäisches Hochgeschwindig-
keitsnetz aufzubauen. 

Diese „Aktion Ost-West-Schiene " ist ein konkreter 
Vorschlag, der Signalwirkung für die künftige Zusam-
menarbeit zwischen den beiden deutschen Staaten in 
einem zusammenwachsenden Europa haben kann 
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und der dabei das Selbstbestimmungsrecht der Men-
schen in den beiden deutschen Staaten respektiert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich wäre sehr dankbar, wenn wir eine öffentliche Dis-
kussion über diesen Vorschlag jetzt rasch beginnen 
könnten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, sind 
Sie jetzt bereit, die Zwischenfrage des Abgeordneten 
Haar zu beantworten? — Bitte schön, Herr Haar! 

Haar (SPD): Herr Kollege Kohn, Sie haben im Zu-
sammenhang mit dem Sieben-Punkte-Katalog darauf 
hingewiesen, daß der Hauptausschuß der FDP einen 
Beschluß dahin gehend gefaßt hat, in Ergänzung des 
bestehenden Verkehrswegeplans auch für Schienen-
verbindungen eine solche Wegeplanung fortzuschrei-
ben. Ist das richtig? 

(Kohn [FDP]: Dies ist korrekt!) 
Dann könnten Sie heute als Fraktion in logischer 
Folge dieses Beschlusses unserer Gesetzesvorlage zu-
stimmen. 

(Daubertshäuser [SPD]: Das müssen Sie, 
wenn Sie glaubwürdig bleiben wollen!) 

Würden Sie das dann tun?  

Kohn (FDP): Herr Kollege, wir haben bei uns immer 
eine enge Kooperation zwischen Partei und Fraktion. 
Das gilt ganz besonders in diesem Fall. Aber da es sich 
hierbei, wie Sie ganz genau wissen, um erhebliche 
finanzielle Folgewirkungen handelt, kann dieses erst 
beschlossen werden, wenn wir in der Fraktion ge-
meinsam mit den Haushaltspolitikern und den 
Finanzpolitikern eine solide Finanzierung dieser 
Maßnahmen erarbeitet haben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Zuruf von der FDP: Das 

macht die SPD nie!) 
Ich will zum Abschluß dieses Teils noch den Eisen-

bahnern, und zwar sowohl denen der Bundesbahn als 
auch den Eisenbahnern der Reichsbahn, für die Ar-
beit, die Mehrarbeit, die sie in den letzten Wochen seit 
Öffnung der innerdeutschen Grenze erbracht haben, 
danken. Ich glaube, hier haben sie gezeigt, daß auch 
die Mitarbeiter in einer behördenmäßig organisierten 
Struktur, wenn sie ein begeisterndes politisches Ziel 
haben, zu besonderen Leistungen fähig sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zustimmung des Abg. Becker [Nienberge] 

[SPD]) 
In der heutigen Debatte gibt es Gelegenheit, noch 

einmal die grundsätzliche Position der Liberalen zur 
Entwicklung der Deutschen Bundesbahn vorzutra-
gen. Die Verkehrspolitiker der FDP in den Landesver-
bänden, in den Landesfachausschüssen für Verkehr 
und im zuständigen Bundesfachausschuß sowie in 
den Landesparlamenten und im Bundestag haben 
dieses Konzept, das ich hier vortrage, gemeinsam ent-
wickelt. Wir lassen uns dabei von der grundsätzlichen 
Maxime leiten: Umwandlung der Behörde Deutsche 
Bundesbahn zu einem modernen Verkehrsdienstlei-
stungsunternehmen. Wichtige Schritte auf diesem 

Weg sind durch den beharrlichen Einfluß der FDP 
gemacht worden, aber manches steht noch aus. 

Wir Liberalen wollen als erstes eine Strukturre-
form. Das bedeutet, daß der Schienenweg als staatli-
che Infrastrukturaufgabe anerkannt und durch Über-
tragung der Finanzverantwortung für das Schienen-
netz auf den Staat neu geordnet wird. 

(Daubertshäuser [SPD]: Also Zustimmung zu 
dem Gesetz!) 

Die Deutsche Bundesbahn, oder wer auch immer auf 
diesem Schienennetz fährt, hat dafür ein nutzungsab-
hängiges Entgelt zu entrichten. Ich sage an dieser 
Stelle ganz klar: Es ist eine staatliche Aufgabe, ein 
leistungsfähiges Schienennetz vorzuhalten, aber es ist 
keine staatliche Aufgabe, ein Transportunternehmen 
zu betreiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Neben der eben beschriebenen staatlichen Auf-

gabe gibt es eine gemeinwirtschaftliche Aufgaben-
stellung für den Eisenbahnverkehr. Da dieser Bereich 
kraft Definition nicht mit einem bet riebswirtschaftlich 
positiven Ergebnis rechnen kann, müssen diejenigen, 
die solche gemeinwirtschaftlichen Dienstleistungen 
bestellen, diese auch voll abgelten. Das bedeutet z. B. 
im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs die 
Mitheranziehung der kommunalen Gebietskörper-
schaften, gegebenenfalls unter Mitwirkung des be-
treffenden Bundeslandes zur Finanzierung des öffent-
lichen Personennahverkehrs in einem regionalisierten 
System. Entscheidend ist dabei auch aus verkehrspo-
litischer Sicht: Die Entscheidung über das Angebot 
und die Finanzverantwortung gehören in eine Hand, 
und sie müssen vor Ort getroffen werden. Daß in die-
sem Zusammenhang der unterschiedlichen Finanz-
kraft kommunaler Gebietskörperschaften durch ent-
sprechende finanzpolitische Überlegungen Rechnung 
getragen werden muß, versteht sich von selbst, und 
als Liberaler füge ich hinzu: Dies ist für mich auch ein 
Ausfluß der liberalen Grundsatzposition: Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie nochmal eine Zwischenfrage? 

Kohn (FDP): Herzlich gern. 

Haar (SPD): Herr Kollege Kohn, können Sie uns 
erklären, warum Sie dann auch heute nach diesen 
letzten Ausführungen dem Sechsten Änderungsge-
setz zum Bundesbahngesetz, vorgelegt von der SPD-
Bundestagsfraktion, Ihre Zustimmung verweigern 
wollen? 

Kohn (FDP): Herr Kollege Haar, ich werde im 
Schlußteil meiner Rede ganz präzise auf diesen Punkt 
eingehen. 

(Frau Faße [SPD]: Also weicht er wieder 
ab!) 

Neben dem staatlichen Bereich Fahrweg und dem 
soeben beschriebenen gemeinwirtschaftlichen Auf-
gabenbereich gibt es einen eigenwirtschaftlichen Be-
reich der Deutschen Bundesbahn. In diesem Bereich 
muß ein positives Ergebnis erzielt werden, d. h. es 
müssen schwarze Zahlen geschrieben werden. Und 
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dies ist die Herausforderung, der sich das Manage-
ment der Bundesbahn dann zu stellen haben wird. 

Zu dieser Strukturreform gehört deshalb auch der 
Abbau politischer Durchgriffsmöglichkeiten auf Un-
ternehmensentscheidungen sowie der Umbau der 
Deutschen Bundesbahn zu einem modernen Konzern. 
Ich fordere deshalb das Bundesverkehrsministerium 
und den Vorstand der Bahn dazu auf, die geplante 
Holding-Struktur als einen wichtigen Schritt auf die-
sem Wege zügig voranzutreiben. 

(Beifall bei der FDP) 

Zu diesem Umstrukturierungsprozeß gehören eine 
Reihe weiterer Punkte, so beispielsweise die Umge-
staltung des Verwaltungsrates der Deutschen Bun-
desbahn in einen Aufsichtsrat. Und um Ihnen, Herr 
Kollege Haar, die Frage zu ersparen, warum die FDP-
Fraktion Ihrem entsprechenden Gesetzentwurf nicht 
zustimmen werde, sage ich an dieser Stelle ganz deut-
lich: weil er den Giftzahn der paritätischen Mitbestim-
mung enthält. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer wesentli-
cher Punkt, der hier hineingehört, ist die Forderung an 
die Bahn, die vorhin auch der Verkehrsminister hier 
ausgesprochen hat, die Arbeiten am neuen Rech-
nungswesen zügig zu vollenden. Das ist ein ganz zen-
traler Punkt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch die 
Frage des Hauptprüfungsamtes der Deutschen Bun-
desbahn ansprechen. Ich habe im Juni 1985 in einer 
Rede vor diesem Hause in meinem damaligen 10- 
Punkte-Programm eine Überprüfung und Neuord-
nung des Prüfungsdienstes für die Deutsche Bundes-
bahn gefordert. Es hat zugegebenermaßen lange Zeit 
gedauert, bis dieses auf den Weg gebracht wurde. Das 
zeigt Ihnen aber auch, meine Damen und Herren, daß 
der Roland Kohn kein Kurzstreckenläufer, sondern 
ein Marathonläufer ist. 

Deswegen sage ich: Die FDP, die seit langem darauf 
gedrängt hat, dieses Prüfungswesen zu ändern und 
neuzuordnen, geht davon aus, daß der Gesetzentwurf, 
der diese Prüfung dem Bundesrechnungshof über-
trägt, entsprechend der Zusage der Bundesregierung 
bis März nächsten Jahres umgesetzt wird. Sie dürfen 
sicher sein, daß mein Fraktionskollege Wolfgang 
Weng und ich gemeinsam darauf achten werden, daß 
diese Zusage auch ganz präzise eingehalten wird. 

Meine Damen und Herren, ich will noch einen letz-
ten Bereich ansprechen, der zu diesen Strukturrefor-
men gehört. Es ist die Diskussion in der Öffentlichkeit, 
die häufig unter falschen Voraussetzungen geführt 
wird, als wollten wir, die wir eine stärkere unterneh-
merische Gestaltung des Unternehmens DB wollen, 
damit etwa Kritik an Beamten nach dem Motto üben, 
sie seien nicht leistungsfähig und nicht motiviert. Das 
ist nicht der Punkt. Ich habe in den vielen Jahren, in 
denen ich mich mit der Deutschen Bundesbahn aus-
einandersetze, sehr viele nicht nur leistungsfähige, 
sondern auch hochmotivierte Mitarbeiter des Unter-
nehmens DB kennengelernt, die Beamte sind, die im 
öffentlichen Dienst sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was wir aber tun müssen, ist diesen Menschen, die 
wollen, die Fesseln abzustreifen, damit sie so produk-
tiv und so optimal arbeiten können, wie dies unter den 
Bedingungen eines privatwirtschaftlichen Unterneh-
mens der Fall ist. Das ist das Ziel, für das wir kämp-
fen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Bindig [SPD]: Die Fesseln legt ihnen aber die 

Bundesregierung an!) 

Ein weiteres wesentliches Element der neuen Bahn 
muß ein konsequentes Innovationsmanagement sein, 
das die Marktchancen der Bahn auf den ganz unter-
schiedlich strukturierten Verkehrsmärkten voll aus-
schöpft. Herr Kollege Jobst hat vorhin bereits auf die 
Veränderung etwa im Bereich des Güterverkehrs

-

marktes hingewiesen, den drastischen Rückgang der 
Massengüter und das Wachstum jener Güter, die man 
als Kaufsmanngüter bezeichnet. Darauf mit dem Pro-
duktionssystem Rad/Schiene zu reagieren, ist schwie-
rig, zumindest nicht einfach. Aber es ist möglich. Man 
muß bereit sein, dafür die erforderlichen Vorausset-
zungen zu schaffen. Besonders wichtig ist dabei aus 
unserer Sicht der konsequente Ausbau des kombi-
nierten Ladungsverkehrs. Ich bin nicht der Auffas-
sung, daß wir technologisch und organisatorisch be-
reits optimale Lösungen für die gebotene Zusammen-
arbeit Straßen/Schiene erreicht haben. Aber diese Zu-
sammenarbeit wird in Zukunft immer wichtiger wer-
den, wie die Probleme im Zusammenhang mit dem 
alpenquerenden Verkehr deutlich gezeigt haben. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt ist der Aufbau ei-
nes europäischen Schienennetzes. Hier wird mein 
verehrter Kollege Ekkehard G ries nachher die Posi-
tion der FDP vortragen. 

Mit den Kabinettsbeschlüssen der Bundesregierung 
vom November 1983 und vom Februar 1989 sind aus 
unserer Sicht wesentliche Positionen entwickelt wor-
den: 1983 die Rückenstärkung für das Unternehmen 
Deutsche Bundesbahn, nach unternehmerischen Ge-
sichtspunkten zu handeln — ein ganz wesentlicher 
Punkt —; jetzt, im Februar 1989, mit der Übernahme 
der Altlasten in Höhe von 12,6 Milliarden DM — eine 
Forderung, die alle Verkehrspolitiker, Herr Kollege 
Weiss, in den letzten Jahrzehnten erhoben haben. Je-
der Verkehrspolitiker wäre glücklich gewesen, wenn 
er von diesem Rednerpult aus die Erfüllung dieser 
Forderung hätte verkünden können. 

Wir als Liberale sind schon ein bißchen stolz darauf, 
daß wir hieran maßgeblich mitwirken konnten. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Was bringt's 
denn der Bahn?) 

— Dieses ist nicht der Punkt, Herr Kollege Weiss. Der 
entscheidende Punkt ist — das werden Sie feststellen, 
wenn Sie die Kabinettsvorlage und den Beschluß der 
Bundesregierung vom Februar 1989 lesen —, daß dort 
erstmals der Einstieg des Staats in die Finanzverant-
wortung für den Fahrweg festgeschrieben wird. Je-
der, der auch nur eine ganz kleine Ahnung davon hat, 
was es bedeutet, eine solche Forderung gegenüber 
einem Finanzminister, wie immer er auch heißt, 
durchzusetzen, weiß, daß wir hier einen Meilenstein 
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in der Verkehrspolitik der Bundesrepublik Deutsch-
land zuwege gebracht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Weiss  [München] [GRÜNE]: Keine müde 

Mark mehr haben Sie lockergemacht!) 

Die Bundesregierung hat eine Bahnkommission 
eingesetzt, die die Aufgabe hat, bis 1991 — so die 
zeitliche Zielvorstellung — die Maßnahmen zu ent-
wickeln, die dann in diesem Parlament umgesetzt 
werden sollen. Ich brauche mich an dieser Stelle nicht 
zu verbiegen. Ich habe im Vorfeld dieser Entschei-
dung intern und öffentlich gesagt, daß ich kein Freund 
der Einsetzung einer solchen Kommission bin; nicht 
etwa, weil ich der Auffassung wäre, daß das nicht 
relevant sein könnte. Die FDP nimmt das sehr ernst 
und hat deshalb einen hochqualifizierten und angese-
henen Verkehrswissenschaftler in diese Kommission 
entsandt. 

Nein, ich habe die Gefahr gesehen, daß wichtige 
Entscheidungen nicht zeitgerecht getroffen werden 
könnten. Das ist ein Problem. Dieses Problem sehe ich 
auch heute und sage deshalb, daß wir mit der Einset-
zung der Bahnkommission durch die Bundesregie-
rung die Hoffnung auf eine grundsätzliche Neuord-
nung der Bahnpolitik in der Bundesrepublik Deutsch-
land verbinden. 

Die Rechtfertigung für diese Kommission kann nur 
sein, daß sie die Grundlagen erarbeitet, die in diesem 
Hause von allen politischen Kräften in der Zielsetzung 
mit getragen werden können. Wir alle wissen, daß es 
einen Konsens zwischen den Verkehrspolitikern über 
Fraktionsgrenzen hinweg gab und gibt. Wenn wir 
aber ehrlich sind, müssen wir auch zugeben, daß die-
ser Konsens nicht notwendigerweise über den Bereich 
der Verkehrspolitiker hinausreichte. 

Unter diesem strategischen Aspekt, Herr Kollege 
Haar, trage ich diese Kommission mit und hoffe, daß 
sie ein positives Ergebnis in dem Sinne vorlegen wird, 
wie wir es nachher in der Beschlußempfehlung des 
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestags zur 
Vorlage der Koalitionsarbeitsgruppe Bahn beschlie-
ßen werden. 

Die Menschen in Deutschland und in Europa erwar-
ten von uns Verkehrspolitikern Antworten auf die 
wachsende Dynamik des Verkehrsmarkts in Europa. 
Sie erwarten Antworten auf die wachsenden ökologi-
schen Probleme, die der Verkehr in der Bundesrepu-
blik, in Europa mit sich bringt. Sie erwarten — ich 
denke: mit Recht — , daß wir der Verkehrspolitik end-
lich den Stellenwert in der Gesamtpolitik einräumen 
und verschaffen, der ihr gebührt. So, wie im 19. Jahr-
hundert List mit seiner Schienen-Konzeption zum Zu-
sammenwachsen der damaligen deutschen Teilstaa-
ten beigetragen hat, genauso können wir mit einer 
vernünftigen Konzeption heute zu einem Zusammen-
wachsen der Staaten in Europa beitragen. Schienen 
können verbinden. Wir Freien Demokraten werden 
jedenfalls mit ganzer Kraft an der Lösung dieser gro-
ßen Aufgaben weiterarbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Rauen. 

Rauen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn über Bundesbahn 
gesprochen wird, dann habe ich immer so ein bißchen 
den Eindruck, als wenn nicht in dieser Deutlichkeit 
gesprochen würde, wie man es eigentlich tun müßte, 
wenn man einem Unternehmen, das über viele Jahre 
hinaus planen muß, wirklich helfen will. Als ich vor 
zweieinhalb Jahren zum erstenmal bet riebswirt-
schaftliche Daten des Unternehmens Bundesbahn 
sah, bin ich zutiefst erschrocken. Daß die Personalko-
sten eines Unternehmens jahrelang höher sind als die 
Erträge, die das Unternehmen hat, habe ich bis dahin 
nicht für möglich gehalten. Bei der Deutschen Bun-
desbahn ist dies der Fall. Nicht nur in der Vergangen-
heit war es so, nach den eigenen Berechnungen der 
Bundesbahn wird dies auch mittelfristig so bleiben. 
21,3 Milliarden DM Personalkosten — für 1990 ge-
schätzt — stehen lediglich Erträge aus Personen- und 
Güterverkehr von 14,5 Milliarden DM gegenüber. 
Hinzu kommen andere Erträge in Höhe von etwa 
2,4 Milliarden DM. Das heißt, die Personalkosten lie-
gen um 4,4 Milliarden DM höher als alle Erträge, die 
das Unternehmen hat, bet riebswirtschaftlich eine Ka-
tastrophe! 

Dieses Grundübel wird weder mit den mir bisher 
bekannten Konzepten und Forderungen der Bundes-
bahn, noch durch die verschiedensten Anträge und 
Forderungen von Gesetzesvorschlägen, die heute hier 
beraten werden, beseitigt. 

(Haar [SPD]: Wie sonst?) 

Selbst wenn der Bund mit einem Schlag alle Schulden 
der Bundesbahn in Höhe von zur Zeit 47,3 Milliarden 
DM übernehmen würde und nicht nur, Herr Weiss, die 
12,6 Milliarden DM Altschulden, selbst wenn der 
Bund alle Kosten der Schienenwege übernehmen 
würde, selbst wenn er alle Sachausgaben der Bundes-
bahn und Investitionen in Schienenwege voll finan-
zieren würde, so würde dieses Unternehmen dennoch 
aus dem eingangs geschilderten Sachverhalt heraus 
Jahr für Jahr neue Milliardenverluste machen. Die 
Bundesbahn ist mit diesen Wahrheiten ein Grab für 
Steuermilliarden. 

Ich halte es für wichtig, diese unbequemen Wahr-
heiten klar anzusprechen, weil sonst der Eindruck 
bestehen bleibt, dem Unternehmen sei mit Detaillö-
sungen wie z. B. Übernahme bestimmter Altschulden, 
konsequente Trennungsrechnung der Wegekosten 
mit Übernahme der Kosten aus den gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen der Bundesbahn bzw. Über-
nahme der Investitionskosten für neue Schienenwege 
bereits entscheidend geholfen mit dem Ziel, Zukunft 
zu gewinnen. 

Das Grundübel liegt an der miserablen Ertragskraft 
der Bundesbahn. An dieser Stelle muß politisch und 
unternehmerisch angesetzt werden, um zu erreichen, 
daß die Deckungslücke zwischen Einnahmen und 
Ausgaben Jahr für Jahr nicht größer, sondern endlich 
vielleicht einmal kleiner wird, 

(Bamberg [SPD]: Deshalb muß man politisch 
handeln!) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 181. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1989 	13949 

Rauen 
eine Deckungslücke, lieber Schorsch, die heute bei 
17,5 Milliarden DM liegt und nach eigenen Berech-
nungen der Bundesbahn sich bis zum Jahr 2000 auf 
26,17 Milliarden DM erhöhen soll. Bei 14 Milliarden 
DM Bundesleistungen pro Jahr wie z. B. in diesem 
Jahr, darunter 1989 9,6 Milliarden DM als erfolgs-
wirksame Bundesleistungen und ca. 4,4 Milliarden 
DM Investitionszuschüsse, hat dies zur Folge, daß sich 
dieses Unternehmen Jahr für Jahr mit steigender Ten-
denz neu verschuldet. So kann es nicht weiterge-
hen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Rauen (CDU/CSU): Ja, bitte schön; aber ich habe 
nur neun Minuten. Deshalb bitte ich, das nicht anzu-
rechnen. 

Haar (SPD): Herr Kollege, angesichts dieser Wahr-
heiten stelle ich die Frage an Sie: Warum bringen Sie 
mit Ihrer Fraktion heute nicht den Antrag ein, die Bun-
desbahn aufzulösen? 

(Lachen bei der SPD) 

Rauen (CDU/CSU): Diese rheto rische Frage steht 
eigentlich nicht zur Debatte. Überlegen Sie einmal: es 
geht um ein Unternehmen, bei dem von der Entschei-
dung über Investitionen bis zu deren Fertigstellung 
z. B. in Schienenwegen 13 bis 15 Jahre vergehen. Aus 
diesem Zusammenhang wird deutlich, daß in der Zeit, 
in der Sie Mitverantwortung hatten, Entscheidungen 
hätten getroffen werden müssen, die bewirkt hätten, 
daß heute nicht diese katastrophalen bet riebswirt-
schaftlichen Ergebnisse zu konstatieren sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, das Unternehmen muß 

mehr leisten, die Verkehrsleistungen und damit die 
Einnahmen entscheidend steigern. An der Zunahme 
der Verkehrsleistungen in den letzten 30 Jahren hat 
die Deutsche Bundesbahn praktisch nicht partizipiert. 
Während sich die Verkehrsleistungen in diesem Zeit-
raum auf der Straße fast verdreifacht, bei der Binnen-
schiffahrt fast verdoppelt und im Luftverkehr verzehn-
facht haben, liegt die Zunahme der Verkehrsleistun-
gen, in Personen- und Tonnenkilometern gemessen, 
bei der Bundesbahn in diesen 30 Jahren lediglich bei 
10 %. Die Eisenbahn des 19. Jahrhunderts hat die 
Herausforderungen des 20. Jahrhunderts nicht be-
standen. 

Trotz allem: Ich bin überzeugt, daß die Schiene als 
Verkehrsträger in der Zukunft wachsende Bedeu-
tung bekommt. Der europäische Binnenmarkt und die 
Entwicklung in den Ländern Osteuropas werden ei-
nen gewaltigen Anstieg der Verkehrsleistungen nach 
sich ziehen. Wie sollen diese bewältigt werden? Der 
Luftraum über Deutschland ist weitestgehend zu, die 
meisten Autobahnen sind überlastet und heute schon 
oft verstopft. Neue Straßen unter Umweltgesichts-
punkten durchzusetzen wird — für alle erkennbar — 
immer schwieriger. 

Auf einen umweltfreundlichen Verkehrsträger wie 
die Schiene kommen damit neue Herausforderungen 
und Chancen zu. Wenn man aber respektiert, daß den 
Menschen die freie Wahl der Verkehrsmittel zuge-

standen wird, dann kann die Zukunft der Schiene 
nicht darin liegen, durch dirigistische Maßnahmen 
andere Verkehrsmittel zu verteuern, sondern die 
Schiene und damit auch die Bundesbahn müssen ihre 
Chancen dort suchen, wo sie unzweideutig liegen: 
erstens bei schnellen Personenfernfahrten zwischen 
den Ballungsräumen; zweitens beim schnellen Trans-
port  von Warenladungen und Massengütern zwi-
schen Verkehrszentren über weite Entfernungen und 
drittens bei der Kombination der Systemvorteile der 
Bahn mit denen anderer Verkehrsmittel, z. B. im kom-
binierten Ladungsverkehr, Containerverkehr, Hucke-
packverkehr, wo ja in der Zukunft zweifellos, auch 
von der Bundesbahn erkannt, große Chancen lie-
gen. 

Damit die Bahn wirk lich Geld verdienen kann, sind 
jedoch einige Dinge grundsätzlich zu überdenken. Es 
ist ein Anachronismus, daß die Bundesbahn für den 
Güterverkehr 25 000 Kilometer Schiene zur Verfü-
gung hat, die wesentlichen Güterverkehrsleistungen 
aber auf nur 5 000 Kilometern davon stattfinden. Im 
Personenverkehr ist dies nicht viel anders. Mit ande-
ren Worten: Dort, wo sie Geld verdienen könnte, so-
wohl im Güter- als auch im Personenverkehr, fehlen 
ihr die Schienenwege. Dort, wo sie Transportwege 
hat, fehlen ihr Fahrgäste und Güter. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das ist nach 
den neuesten, von der Bahn vorgelegten 

Zahlen eindeutig falsch!) 

—Das ist nicht falsch. Vor wenigen Tagen noch haben 
Vertreter des Bundesbahnvorstandes dies exakt be-
stätigt. 

(Zuruf des Abg. Weiss [München] [GRÜNE]) 

—Herr Weiss, es rächt sich heute, daß, von der letzten 
Hälfte der 80er Jahre einmal abgesehen, in den 60er 
und 70er Jahren zuwenig in die Zukunft der Bahn 
investiert wurde. Am Ende steht die alte Erkenntnis, 
daß Erhaltungssubventionen genauso wenig wie diri-
gistische Maßnahmen ein Mittel sind, um Unterneh-
men zu sanieren. 

Zur Bewältigung der Verkehrsprobleme in der Zu-
kunft brauchen wir die Schiene und brauchen wir ein 
gesundes Unternehmen Bundesbahn. Wechselseitige 
Schuldzuweisungen zwischen Bahn und Bund lösen 
die Probleme jedoch nicht. 

Meiner Auffassung nach sind vier Dinge wichtig, 
die heute erkannt und getan werden müssen, damit 
die Bundesbahn vielleicht in zwei Jahrzehnten ein 
gesundes Unternehmen wird. 

Erstens. Politik und Bahn müssen respektieren, daß 
sich der Mensch in der Fläche individuell für das Auto 
entschieden hat. Die Schiene hat in der Fläche zu-
künftig kaum mehr eine Chance. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Also, das ist ein 
großer Irrtum, Herr Kollege!) 

Zweitens. Die Bundesbahn muß ihre Marktanteile 
an den Verkehrsleistungen gewaltig steigern, um die 
Ertragskraft zu verbessern. Statt weitere Personal-
reduzierungen vorzunehmen, ist zu überprüfen, ob 
das Verhältnis der Kosten für Verwaltung zu den Ko-
sten für die aktiv Arbeitenden zu rechtfertigen ist. Die 
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beste Verwaltung nützt nichts, wenn z. B. Lokführer 
fehlen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renger) 

Drittens. Der EG-Binnenmarkt erfordert eine wirk-
samere Kooperation der bisher weitestgehend natio-
nal operierenden Eisenbahnen. 

Viertens. Der Eigentümer des Unternehmens muß 
mehr als bisher in neue Schienenwege und moderne 
Umschlagbahnhöfe investieren. Um dies tun zu kön-
nen, ist zu prüfen, ob die gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtung der Bundesbahn in dem Maße aufrechter-
halten werden kann, in dem dies zur Zeit noch der Fall 
ist. 

Meine Damen und Herren, ich weiß sehr wohl, daß 
die Politik hier in einem Zielkonflikt steht. Wem, wie 
mir, jedoch an dem Verkehrsträger Schiene sehr gele-
gen ist und wer redlich bemüht ist, das Unternehmen 
Bundesbahn mit seinen 240 000 Mitarbeitern in eine 
Zukunft mit Perspektive zu führen, der wird nicht 
umhin kommen, unbequeme Wahrheiten deutlich 
auszusprechen und diesen Zielkonflikt zu lösen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bamberg. 

Bamberg (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wie wahr, wenn mein Vor-Vor-
redner ausführt: Die Menschen erwarten endlich Ant-
worten, und wenn mein Vorredner Zahlen nennt, die 
in der Tat gravierend und bedrückend sind. Nur, das 
höre ich, seitdem ich hier bin. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Wann war 
denn das? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Hier muß aber doch die Frage nach dem Warum und 
nach der Verantwortung gestellt werden. 

In der Zeit, in der ich hier bin, habe ich allerdings 
dreierlei gelernt — die Debatte heute hat mich darin 
bestätigt — : Erstens. Die Unterschiede zwischen dem, 
was hier in diesem Hohen Hause — je nach Standort 
des Betrachters — angekündigt, versprochen, einge-
schätzt oder verteidigt wird, wird draußen von nie-
mandem mehr ernst genommen. Früher haben sich 
die Menschen darüber geärgert; heute ignorieren sie 
uns. Das hat zweitens mit zu dem zunehmenden Bür-
gerverdruß, zur Glaubwürdigkeitslücke und bei man-
chen zu einer Art Verdrossenheit beigetragen, die uns 
noch viel Kopfzerbrechen bereiten wird. Die gegen-
seitigen, manchmal selbstgefälligen und die, wenig 
Bereitschaft, Argumente aufzunehmen, zeigenden 
Schuldvorwürfe — die „Erblast" auf der einen Seite, 
wir haben nichts anderes gehört, und die Vorwürfe, es 
bestehe ein Handlungsdefizit, auf der anderen Seite 
— , kotzen die Menschen draußen im Grunde genom-
men an. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Na! 
Was ist das für ein Ausdruck?) 

— Solch einen Ausdruck sollte man nicht verwenden, 
aber ich glaube, er ist in dem Fall angebracht. In Bay

-

ern würde man sagen: Das haben wir doch immer 
schon so gemacht. 

Diese Verdrossenheit wird meiner Meinung nach 
spürbar. Sie bezieht sich vor allem auf die Verkehrs-
politik, bei der die Menschen täglich aktiv oder passiv 
erleben, wie eklatant die Politik — ich sage bewußt: 
die Politik; das sind wir alle, Regierung und Parla-
ment, die wir immer so hohe Ansprüche stellen — ver-
sagt. Wir stellen auf der einen Seite mit Stolz heraus, 
daß wir fast das beste Straßennetz Europas haben — 
wenn es um das Bild in der Zeitung anläßlich von 
Straßenfertigstellungen geht, stehen beim Durch-
schneiden des Bandes alle einträchtig beisammen, um 
auch ja ins Fernsehen zu kommen; bei uns gibt es fast 
32 000 km Landstraßen, 8 000 km Autobahnen; wir 
verfügen über ein geschlossenes Straßennetz —, wäh-
rend wir auf der anderen Seite schamhaft und selbst-
gerecht den Preis hierfür verdrängen. 

Ist Verkehrspolitik denn nicht Umweltpolitik? Das 
heißt: Geht es nicht auch um die ökonomische und 
ökologische Situation in den Alpen und darüber hin-
aus um Alpenschutzkonventionen, Nachtfahrverbote, 
Transit, grenzüberschreitenden Verkehr? 

Der Herr Dr. Jobst hat hier vom Verzicht auf die 
Straße gesprochen. Niemand fordert doch den Ver-
zicht auf die Straße. Aber der Preis, den wir hierfür zu 
zahlen haben, ist hoch. Die Bundesrepublik ist übri-
gens noch das einzige Land, wo nach dem Motto 
„Freie Fahrt für freie Bürger" gefahren wird. Irgend 
jemand hat gesagt, dies sei die Freiheit des Dschun-
gels, diese unlimitiert ablaufende Verkehrspolitik. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es vergeht kaum 
ein Wochenende ohne schwere und schwerste Un-
fälle. Halten wir es uns immer wieder vor Augen, 
wenn wir die „Freie Fahrt für freie Bürger" fordern. 
Allein im letzten Jahr verunglückten 42 706 Kinder im 
Straßenverkehr; davon verunglückten 359 tödlich, 
während 11 731 Kinder schwer- und schwerstverletzt 
wurden. Hauptursache für diese Unfälle ist zu hohe 
und — wie bei uns das Rasen so schamhaft umschrie-
ben wird — unangepaßte Geschwindigkeit. Dürfen 
wir ob dieser Zahlen andere Argumente überhaupt 
noch zur Kenntnis nehmen? — Bitte schön, Herr 
Jobst! 

Vizepräsidentin Renger: Sie haben das Wort, Herr 
Kollege Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Kollege Bamberg, wür-
den Sie uns dann aber auch sagen, wo diese Unfälle 
passiert sind? Sind sie auf Autobahnen passiert, oder 
sind sie dort passiert, wo bereits ein Tempolimit ver-
hängt worden ist? 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: In der In

-

nenstadt von Rosenheim war es!) 

Bamberg (SPD): Herr Dr. Jobst, diese Argumente 
sind für mich im Grunde genommen uninteressant. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
— Moment mal, ich hoffe, es wird mir nicht auf die 
Redezeit angerechnet, Frau Präsidentin. 

Vizepräsidentin Renger: Nein. 
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Bamberg (SPD): Im Grunde genommen, wenn wir 
ehrlich sind, ist es uninteressant. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
— Laßt mich halt ausreden, Ihr seid doch sonst ganz 
nette Leut. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Antwor

-

ten Sie doch auf die Frage!) 
Im Grunde genommen ändert man durch Geschwin-
digkeitsbegrenzungen Verhaltensweisen der Men-
schen. 

(Beifall bei der SPD) 
Es gibt Untersuchungen, die belegen: Überall dort, wo 
Geschwindigkeitsbegrenzungen eingeführt worden 
sind, haben sich die Verhaltensweisen der Menschen 
im Verkehr geändert. Wer in einem anderen Land, 
z. B. in Amerika, jemals Auto gefahren ist und zurück-
kommt, der meint, er ist in einem Irrenhaus. Es geht 
um das Grundsätzliche. Es tut mir furchtbar leid, daß 
wir immer wieder nach Argumenten suchen, wie wir 
es verhindern könnten. Nein, wir müssen die Verhal-
tensweisen ändern. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Die Lust am Regle

-

mentieren ist ungebrochen!) 
— Nein, das stimmt doch nicht. Das ist doch keine Lust 
am Reglementieren. Das sind doch Erkenntnisse. Herr 
Staatssekretär, Sie merken es doch auch. Sie können 
diese Politik im Grunde nicht gutheißen, wenn Sie 
diese Zahlen hören; das ist doch nicht möglich. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Dann müssen Sie 
Tempo 10 einführen!) 

Vizepräsidentin Renger: Geht es jetzt weiter im 
Text? 

Bamberg (SPD): Ja. — Ich habe vorhin gefragt, ob 
uns ob dieser Zahlen der toten Kinder andere Argu-
mente überhaupt noch interessieren dürfen, etwa das 
Argument, daß täglich 6 000 Lkw über die Inntalauto-
bahn donnern. Das ist dort, von wo ich herkomme. Ich 
habe das schon einmal gesagt, und ich stelle die Aus-
sage immer wieder in den Raum: 1,2 Millionen Lkw. 
Wenn man eine Kette dieser 1,2 Millionen Lkw auf 
dem Trampelpfad Europas ohne Zwischenraum zu-
sammenstellt, dann ist das eine Kette von Lissabon 
quer durch Europa bis Wladiwostok. Allein die Schad-
stoffmengen — daß paßt zu der Frage, Herr 
Dr. Jobst — , die in diesem relativ kleinen Bereich aus-
gestoßen werden, betragen übrigens immer noch 
800 t Kohlenmonoxid, 190 t Stickoxid und 130 t 
Schwefeldioxid, Blei und Quecksilber. Eine unbe-
zweifelbare Prognose, die nicht von der SPD stammt, 
besagt, daß sich diese Horrorzahlen für die Straße bis 
zum Jahr 2000 verdoppeln, wenn die Verkehrspolitik 
nicht geändert, umgestaltet wird. 

Daß wir überhaupt nicht mehr beachten, was mit 
den Anwohnern passiert, die ja alle vor der Straße da 
waren, gehört dazu. Im Rahmen einer Studie wurden 
100 000 untersucht. 67 % sind lärmgeschädigt. 38 
der Menschen, die in mittelbarer und unmittelbarer 
Umgebung der Autobahn wohnen, haben Schlafstö-
rungen; das nehmen wir kaum noch zur Kenntnis. 

Es geht weiter. Ich habe vor kurzer Zeit gelesen, 
und zwar nicht in einer Veröffentlichung der SPD  

— interessiert diese Frage etwa nicht? —, daß von den 
rund 3,27 Milliarden t Gütern, die in der Bundesrepu-
blik im Jahre 1989 befördert worden sind, entfallen 
2,66 Milliarden — das sind 80% — auf die Straße. 
Auch von dem 3%igen Zuwachs der Gütermenge, der 
in diesem Jahr als Folge des starken Wirtschafts-
wachstums zu verzeichnen ist und immerhin ein Be-
förderungsvolumen von mehr als 100 Millionen t aus-
macht, entfällt der Löwenanteil auf die Straße. Wäh-
rend die Bahn von dieser Menge ganze 5 Millionen t 
und die Binnenschiffahrt ganz bescheidene 8 Millio-
nen t befördern, muß die Straße 91 Millionen t, davon 
21 im Straßengüterfern- und 70 im Straßengüternah-
verkehr, verkraften. Das sind doch Feststellungen, das 
sind doch Zahlen. 

Das paßt doch nicht zu dem, was der Verkehrsmini-
ster, Dr. Zimmermann, eingangs zum grenzüber-
schreitenden Verkehr gesagt hat. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär, Herr Dr. Schulte, hat am 8. No-
vember auf eine entsprechende Anfrage eines Kolle-
gen gesagt, daß sich das Verkehrsaufkommen der 
Bahn seit 1980 um fast 15 % verringert, im Straßenver-
kehr aber um 45 % und im Luftverkehr um 50 % ge-
steigert hat. Das paßt doch nicht zu dem, was vorhin 
gesagt worden ist. Ist dies halt einfach so oder viel-
leicht politisch gewollt oder zumindest fahrlässig ver-
ursacht? Wenn es politisch gewollt ist, dann stelle ich 
mich hin und sage: Es wird doch etwas anderes von 
den Verantwortlichen gesagt. Meine Erfahrung sagt 
mir, daß kein halbwegs normaler Mensch mehr Ver-
ständnis für diese Art von politischem Handeln oder 
Unterlassen hat. Ich halte es für fast unvorstellbar, daß 
man die Folgen solchen politischen Handelns auch 
noch verteidigt. 

Nun fordern die Sozialdemokraten als Alternative: 
Güter auf die Schiene. Andere fordern es auch. Im 
Grunde fordern es alle. Die Frage ist nur, wie man es 
verwirklicht. Dabei ist dies offensichtlich gar nicht 
mehr möglich, und ich befürchte, das ist gewollt. 

Ich bringe wieder einen Ausdruck. Zu verlottert und 
politisch verludert scheint mir die Situation dieser 
Bahn zu sein. Ich habe mir überlegt, ob ich das sagen 
soll, aber es ist doch die Tatsache. 

Mir ist gestern folgende Anzeige in die Hände ge-
kommen — bezeichnenderweise aus dem sozialde-
mokratischen Magazin „Vorwärts". — Frau Präsiden-
tin, darf man das herzeigen, oder ist das nicht üb-
lich? — : 

Vizepräsidentin Renger: Lesen Sie es vor! 

Bamberg (SPD): 

Liebe Bahn, warum läßt du uns im Regen stehn? 
Mehr Güter von der Straße auf die Schiene. Viele 
sehen darin die Patentlösung aller Verkehrspro-
bleme. Tatsache ist, daß täglich Hunderte von 
Lastwagen vergeblich darauf warten, zum Zug zu 
kommen. Leider läßt du uns auf überfüllten Bahn-
höfen im Regen stehen, weil deine Kapazitäten 
auf den Huckepack-Strecken längst erschöpft 
sind. Du bist im Zugzwang und mußt einen Zahn 
zulegen. Wir können nicht lange auf dich warten, 
liebe Bahn. 
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Das schreiben die selbständigen Transportunterneh-
mer Gut, Fern, Schnell. 

Paßt das zu dem, was der Verkehrsminister vorhin 
gesagt hat? Soll eine solche Bahn, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, ein ernstzunehmender Konkurrent 
auf einem freien Verkehrsmarkt sein? Mitnichten. 
Merkt denn das Bahnmanagement eigentlich nicht, 
daß das politische Verschaukeln dazu führt, daß man 
sie als Konkurrent nicht einmal mehr ernst nimmt? Ich 
halte es für bitter, daß alle Anstrengungen, die das 
Management der Bahn unternommen hat, durch die 
Wirklichkeit ad absurdum geführt werden, weil die 
notwendige Rahmenbedingung, der politische Flan-
kenschutz, hierzu fehlt oder nicht ausreichend vor-
handen ist und weil die Chancengleichheit nicht da 
ist. Man konkurriert aus Sicht von Straßen- und Luft-
verkehr nicht mehr mit der Bahn. Man verspottet und 
verhöhnt die Bahn doch durch solche Anzeigen. Das 
paßt doch alles nicht in das, was hier von seiten der 
Verantwortlichen gesagt worden ist. 

Das Ergebnis ist das, was ich vorhin kurz versucht 
habe aufzuzeigen: Die Folge ist, daß das Personen-
verkehrsaufkommen gemessen am Gesamtverkehr 
unter 6 % stagniert und im Güterverkehr nicht einmal 
mehr 27 % mit der Bahn befördert werden. Von der 
wieder steigenden Verschuldung ganz zu schwei-
gen. 

Die langfristig bitterste Folge aber — ich wollte dies 
heute wiederholen — ist die Resignation der Eisen-
bahner. Ich weiß, wovon ich spreche. Ich bin 30 Jahre 
lang bei der Bundesbahn fast in allen Sparten be-
schäftigt gewesen. Selbst diejenigen aus dem Mittel-
management, die Referenten und die Dezernenten bei 
den Direktionen, kenne ich aus meiner Zeit als verant-
wortungsbewußt. Sie identifizierten sich mit ihrer 
Bahn, sie haben sie mit Klauen und Zähnen verteidigt. 
Die haben völlig resigniert, weil sie aus allgemeinem 
Personalmangel, aus Mangel an Lokführern, die stei-
gende, wenn auch wenig steigende Nachfrage nicht 
bewältigen können. 

In der letzten Debatte hat der Vorsitzende des Ver-
kehrsausschusses, Herr Dr. Jobst, dazwischengeru-
fen: So ist es nicht richtig! — Herr Dr. Jobst, so ist es 
richtig! Das Inserat bestätigt, daß es richtig ist. 

Trotz großer Bedenken sage ich es noch einmal in 
der Öffentlichkeit: Weil immer mehr Schrankenwär-
ter fehlen, müssen Züge oftmals offengebliebene 
Schranken mit Befehl, wie es in der Fachsprache 
heißt, schließen. Das ist nicht ganz ungefährlich. Fol-
genschwer ist der Mangel an Lokführern. Der Vor-
stand der DB hat diesen Tatbestand vor kurzer Zeit 
nach einer Krisensitzung öffentlich zu vertuschen ver-
sucht. Es ist möglicherweise gelungen. Aber inner-
halb der Bahn, der Betroffenen, ist das Ganze in Wut 
ausgeartet. Man könnte über den Umfang der Über-
stunden, die Lokführer heute machen müssen und die 
bis zu 40 Tage betragen, schwarz auf weiß berich-
ten. 

Dann stellt sich die Frage: Kann man denn alles das, 
was heute von seiten der Regierung gesagt worden ist, 
wirklich noch sagen? Will die Bundesregierung noch 
immer — ich muß die Anklage an diese Seite rich-
ten — das Bahnkonzept 1990 für richtig halten? Ich 
glaube, das ist nicht möglich. 

Andere Länder gehen seit Jahren erfolgverspre-
chend und konsequent einen ganz anderen Weg, z. B. 
die konservative Schweiz. Ich kenne den Schweizer 
Verkehrsminister aus anderen Gründen persönlich 
gut, konnte viele Gespräche führen. Er ist ein konser-
vativer Mensch, er sagt: Was ihr macht, ist völlig un-
denkbar. Wir gehen von dem 28-Tonnen-Korridor 
über den Gotthard nicht weg, weil wir ein Signal set-
zen wollen. Bei anderen Bahnen, ob es in Dänemark 
oder in den Niederlanden ist, wird viel gemacht. Sie 
können die steigende Nachfrage mit Ta rifen, die man 
nach unten korrigiert — nicht wie bei uns nach 
oben —, kaum mehr bewältigen. 

Es gibt Möglichkeiten, Menschen auf die Bahn zu 
bringen, und es gibt auch Möglichkeiten, Güter auf 
die Bahn zu bringen. Bis jetzt wird alles abgetan, 
wenn ich oder wenn wir Vorschläge machen, ob man 
nicht einmal wieder in die Richtung des Leber-Plans 
denken könnte. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Ist gar nicht so 
falsch!) 

Was in einer großen Koalition unter Kiesinger möglich 
war, müßte doch anderen ebenfalls möglich sein. 
Wenn ich den Vorschlag in bezug auf den Leber-Plan 
mache, weiß ich, daß man das sofort mit dem Dirigis-
musvorwurf wegdrückt. Das ist Dirigismus, und die 
Sozis haben doch nie etwas anderes gewollt, heißt es. 
Nur stellt sich die Frage: Ist es der Preis, den wir zah-
len, nicht wert, daß wir es probieren? Was möglich zu 
sein schien, aber von — wenn ich richtig liege — Mül-
ler-Hermann kaputtgemacht worden ist, das müßte 
doch in der Jetztzeit, nachdem sich die Probleme so 
sehr verstärkt haben, auch noch in diesem Zusam-
menhang möglich sein. 

Ich komme noch zum Nachtfahrverbot. Das Nacht-
fahrverbot in Österreich wurde verteufelt. Im übrigen 
gibt es auch eine verkehrte Lageeinschätzung. Ich 
war persönlich in der Nacht von Freitag auf Samstag 
in Kiefersfelden. Ich könnte viel berichten — aber ich 
habe keine Zeit mehr — , was die Lastkraftwagenfah-
rer dazu sagen. Sie sind sehr diszipliniert. Aber das 
war doch auch ein Signal in die richtige Richtung. Das 
Nachtfahrverbot ist doch auch nicht eingeführt wor-
den, weil der Partl in Tirol ein Sozialdemokrat ist; 
nein, das ist ein schlitzohriger Konservativer. Aber da 
haben die Menschen drüben den Stimmzettel zum 
Denkzettel gemacht, indem die Konservativen 16 To 
verloren haben. Darum wird an dem Nachtfahrverbot 
Gott sei Dank festgehalten. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Aber das Oberschlitz

-

ohr ist doch der österreichische Verkehrsmi

-

nister Schneider! Von welcher Partei ist der 
denn?) 

Gott sei Dank wird daran als Signal festgehalten. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär, ich rege noch ein-
mal an — ich habe es auch schon beim letztenmal 
gesagt — : Nehmen wir doch vielleicht das Signal 
auf! 

Ich könnte noch vieles sagen; ich bin lange nicht 
fertig geworden, weil mir vieles andere eingefallen 
ist. 

Ich wollte noch sagen, eine Politik, die Menschen 
Vorrang vor dem Verkehr einräumt, so wie es die 
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Österreicher und Schweizer machen, kann nicht so 
verkehrt sein. 

Dann möchte ich dem Bundesverkehrsminister 
Dr. Zimmermann noch einen Vorschlag machen. Herr 
Dr. Schulte, vielleicht überbringen Sie es ihm, weil er 
nicht da ist. Der Zimmermann und ich, wir sind beide 
in der gleichen Situation. Wir sind beide von unseren 
Parteien schnöde abserviert worden; 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das ist ja unerhört!) 
beide sagen, zu Unrecht. Jetzt brauchen wir im 
Grunde genommen keine Rücksicht auf unsere Par-
teien mehr zu nehmen. Wir könnten gemeinsam eine 
Verkehrspolitik ohne Rücksichtnahme auf Ideologie 
machen. Ich verbürge mich für meine Partei, daß sie es 
macht; der Zimmermann soll jetzt ebenfalls keine 
Rücksicht mehr nehmen. Dann bringen wir eine pfun-
dige Verkehrspolitik zustande, die Menschen Vor-
rang vor dem Verkehr einräumt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und des 
Abgeordneten Börnsen [Bönstrup] [CDU/ 

CSU]) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat jetzt der Ab-
geordnete Bauer. 

Bauer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men! Meine Herren! Ich möchte in dieser Debatte 
noch einmal den deutsch-deutschen Schienenverkehr 
aufgreifen. Denn zu einer so umfassenden Debatte 
über die Deutsche Bundesbahn gehört in dieser für 
unser deutsches Volk historischen, überwältigenden 
und schicksalhaften Zeit selbstverständlich auch der 
innerdeutsche Verkehr. 

Mit dem 9. November 1989, mit der Öffnung der 
innerdeutschen Grenze, ist der Reiseverkehr, vor al-
lem von Ost nach West, sprunghaft in die Höhe ge-
schnellt. Eine gesicherte Prognose über die weitere 
Entwicklung läßt sich zur Zeit nicht anstellen. Es wird 
mit 10 Millionen Reisenden pro Jahr gerechnet. 

Innerhalb dieser neuen Herausforderungen kommt 
der Deutschen Bundesbahn bzw. ganz allgemein dem 
gesamten Rad-Schiene-Verkehr nicht nur eine zu-
sätzliche, sondern auch eine hervorragende Aufgabe 
zu. Ich möchte noch einmal wiederholen, was vor al-
lem auch von meinem Kollegen Dr. Jobst bereits ge-
sagt worden ist, und allen Mitarbeitern sowohl der 
Deutschen Reichsbahn, als auch der Deutschen Bun-
desbahn für ihr großes Engagement in diesen Tagen 
besonders danken und ihnen ein herzliches Danke-
schön von dieser Stelle aus zurufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Wir alle haben die Bilder der zum Teil um 300 % 

überfüllten Züge gesehen. Allein schon aus diesem 
Umstand heraus ist zu schließen, daß wir auch in Zu-
kunft auf die Eisenbahnen als ein Massenverkehrs-
mittel nicht verzichten können. So hat allein die Deut-
sche Bundesbahn in einer Woche 100 Züge im Fern-
verkehr und 470 im grenznahen Verkehr zusätzlich 
eingesetzt. 

Auch für den Winterfahrplan 1989/90 sind zusätz-
lich 35 Zugpaare vereinbart worden. Davon entfallen 

auf den Fernreiseverkehr 20 und auf den grenznahen 
Verkehr 15. 

Es muß dringend versucht werden, die Grenzauf-
enthaltszeiten zu verringern und zunächst sowohl bei 
der Einreise als auch bei der Ausreise eine Verkür-
zung der Wartezeit von zur Zeit 40 Minuten auf weni-
ger als 25 Minuten zu erreichen. Das Ziel muß sein, 
daß Grenzkontrollen nur noch im fahrenden Zug statt-
finden. 

Ein Dankeschön gilt aber auch den Mitarbeitern der 
zuständigen Ministerien, die sich ebenfalls mit viel 
Engagement in diesen Tagen dieser neuen Aufgabe 
angenommen haben. 

Ein Dankeschön möchte ich auch unserem Bundes-
verkehrsminister sagen, der heute morgen einen Be-
richt über aktuelle Probleme der Verkehrsverbin-
dungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR dem Verkehrsausschuß des Bundesta-
ges vorgelegt hat. Alle für den innerdeutschen Ver-
kehr relevanten Probleme wurden angesprochen und, 
soweit möglich und nicht bereits schon geschehen, 
Lösungen vorgestellt. Der Bericht zeigt, daß auch 
außergewöhnliche Ereignisse von unserer Regierung 
kurzfristig, effektiv und in unbürokratischer Weise 
bewältigt werden. 

Ich möchte auf einige Probleme noch eingehen, auf 
Probleme, die auch Kollege Kohn schon angespro-
chen hat. Ein Teil der angesprochenen Probleme ist 
bereits im Be richt aufzufinden, und der andere Teil ist 
in der Diskussion heute morgen im Ausschuß eben-
falls schon angeklungen. 

Ich denke bei diesen Problemen vor allem an den 
von unserem Bundeskanzler geforderten Ausbau der 
Eisenbahnstrecke Hannover—Berlin. Hier muß vor-
dringlich und zügig weiter verhandelt werden. Dieses 
Vorhaben gewinnt im Hinblick auf das Reisendenauf-
kommen auch aus dem Ostteil Berlins eine besondere 
Bedeutung. Hierbei muß die Möglichkeit der Anbin-
dung weiterer Bahnhöfe, z. B. Magdeburg, einbezo-
gen werden. 

Grundsätzlich ist eine bedarfsgerechte Anpassung 
der notwendigen Eisenbahnverbindungen mit der 
DDR zu prüfen. Wichtige Elemente dabei sind die 
bereits in Bau befindlichen Ausbaustrecken Dort-
mund—Kassel und Frankfurt—Fulda. Darüber hinaus 
erfordern weitere konzeptionelle Überlegungen 
grundlegende neue Untersuchungen hinsichtlich 
Verkehrsprognose, Trassierung, Wirtschaft lichkeit 
und Finanzierung. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Schließung von 
Elektrifizierungslücken im innerdeutschen Schie-
nenverkehr. Hierzu gehören besonders die Strecken 
Helmstadt—Magdeburg, Bebra—Neudietendorf und 
Probstzella—Kramburg. 

Hinzu kommt, daß im Interesse einer quantitativen 
und qualitativen Verbesserung des innerdeutschen 
Verkehrs die Öffnung weiterer Grenzübergänge in 
die Überlegungen einzubeziehen sind. 28 Strecken 
sind durch die Grenzziehung unterbrochen. Ihre Be-
fahrbarkeit kann durch Investitionen für das Verlegen 
von Gleisen, für Brückenbauwerke, für eisenbahnbe- 



13954 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 181. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1989 

Bauer 
triebliche Sicherungseinrichtungen und anderes wie-
derhergestellt werden. 

Berücksichtigt man die Kapazität der im Grenzge-
biet überwiegend eingleisigen Strecken der Deut-
schen Reichsbahn, ist mit dem Vorschlag der DDR zu 
rechnen, den Betrieb zumindest auf folgenden Strek-
ken wieder aufzunehmen: Eichenberg—Ahrenshausen, 
Nierenberg—Bergen und Mellrichstadt—Meiningen. 

Langfristig muß eine umfassende Verkehrswege-
planung vorgenommen werden. Dies ist besonders 
auf die neuen Dimensionen des Ost-West-Verkehrs 
abzustellen. Innerhalb des europäischen Hochge-
schwindigkeitsnetzes sind die neuen Ost-West-Ver-
bindungen sinnvoll in die notwendigen Nord-Süd-
Verbindungen einzubinden. Hierbei darf nicht über-
sehen werden, daß zur Zeit der eigentliche Personen-
reiseverkehr noch im Vordergrund steht, während 
langfristig der Güterverkehr möglicherweise eine 
noch größere Bedeutung als der Personenreisever-
kehr erlangen wird. 

Meine Damen, meine Herren, eine Reihe von Maß-
nahmen stehen ins Haus. Gehen wir davon aus, daß 
außergewöhnliche Ereignisse auch außergewöhnli-
che Mittel erfordern, so werden wir für diese speziel-
len, außergewöhnlichen Mittel auch spezielle, und 
zwar zusätzliche, Finanzmittel benötigen. Ohne eine 
entsprechende Finanzausstattung ist die Infrastruk-
tur für unser endlich wieder zusammenwachsendes 
Deutschland nicht in der von uns gewünschten 
Schnelligkeit aufzubauen. Allerdings liegt die Beto-
nung hier auf „zusätzlich". Denn der Ausbau des in-
nerdeutschen Verkehrs darf nicht auf Kosten des Be-
darfs an Ausbaumaßnahmen innerhalb der Bundesre-
publik gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Der Ausbau muß parallel laufen, er muß sich ergän-
zen. Beide Verkehre sind letztendlich gleich wichtig 
und dann insgesamt in ein gesamteuropäisches Ver-
kehrsnetz einzubetten. 

Wir zeigen in der heutigen Debatte unserer Deut-
schen Bundesbahn und damit auch den Mitarbeitern 
unserer Bundesbahn neue Perspektiven auf. Hierzu 
gehört zwingend auch der innerdeutsche Verkehr, 
der auf die entsprechenden Schienenverbindungen 
nicht verzichten kann, der auf die Deutsche Bundes-
bahn nicht verzichten kann, auf den wiederum aber 
auch die Deutsche Bundesbahn nicht verzichten 
kann. Ich möchte ausdrücklich betonen, daß der deut-
sche Verkehr in seiner Gesamtheit weder aus gesamt-
deutschen noch aus Umwelt-, Auslastungs- und infra-
strukturellen Gründen auf den Schienenverkehr ver-
zichten kann. Für CDU-Politik gilt nach wie vor: Die 
Deutsche Bundesbahn ist für die Lösung der Ver-
kehrsprobleme auch in Zukunft unverzichtbar. 
— Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat Herr Abgeordneter Gries. 

Gries (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich meine, es gibt inzwischen 
nach vielfältigen verkehrspolitischen Debatten, die 
zunehmen — heute verfügen wir vielleicht sogar über  

ein Übermaß an Zeit — , einen großen Konsens zwi-
schen allen Fraktionen. 

Ich bin froh, daß ich 17 Minuten Redezeit habe. Eine 
Minute ist schon fast vorbei. Das geht hier immer sehr 
schnell. 

(Bamberg [SPD]: Zuviel!) 

— Nein, Schorsch, daß man endlich einmal in Ruhe 
und nicht in der Hektik, die man sonst hier an den Tag 
legen muß, über Dinge reden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich meine nämlich, daß wir uns z. B. darüber klar sind, 
daß der Zuwachs des künftigen Verkehrs praktisch 
nur noch über die Schiene und das Wasser — das wird 
hier immer vergessen — bewältigt werden kann. Die 
Straßen und auch der Luftraum sind nahezu erschöpft. 
Die Grenzen der dort noch möglichen Ausbaufähig-
keiten sind erreicht. Das heißt, es ist heute keine bloße 
Floskel mehr, sondern es ist Notwendigkeit, wenn wir 
sagen: Der Schiene gehört Vorrang. Das ist sowohl die 
Schiene im ÖPNV, im Nahverkehr der Ballungszen-
tren, wie über die weiten Strecken wie im europäi-
schen Verkehr. Das wollte ich hier einmal vorweg 
sagen. 

Das bedeutet, daß wir ein Interesse haben müssen, 
die Bundesbahn zu stärken. Wie das zu geschehen 
hat, darauf hat mein Kollege Roland Kohn schon hin-
gewiesen. Wir sind überzeugt, daß die FDP ein gutes 
Konzept hat, das umsetzbar ist, das sicher auch von 
der Kommission, die jetzt mit Geduld und großem 
Sachverstand arbeiten kann, übernommen wird. 
Wenn es in bestimmten Teilen verbessert wird, soll 
uns das recht sein. Wenn Sie uns gute Vorschläge 
machen, sind wir offen. 

Ich will auf ein paar andere Bemerkungen einge-
hen, zum Beispiel auf die Frage Bundesbahn, Schiene 
und Europa. Die Verkehrswege aller Art sind Lebens-
adern für die Menschen wie für die Wirtschaft. Dazu 
gehört in Europa in ganz besonderer Weise die 
Schiene. Hier sind wir nicht Spitze. Wir haben sogar 
den Weltrekord mit unserem ICE verloren, habe ich 
heute gelesen. Uns haben die Japaner z. B. mit ihrem 
Hochgeschwindigkeitszug zwischen Tokio und 
Osaka vorgemacht, wie die Bahn wettbewerbsfähig 
gemacht werden kann. Uns haben die Franzosen ge-
zeigt, wie schnell man Vernünftiges bauen und dabei 
sogar gewinnträchig im Wettbewerb bestehen kann, 
und zwar durch ihren TGV zwischen Paris und Lyon. 
Das waren ganz wichtige Ansatzpunkte und Anstöße 
zu der Überlegung, zu einem europäischen Schnell-
verkehrsnetz zu kommen. 

(Frau Weyel [SPD]: Aber so eine Landschaft 
haben wir nicht, Herr Gries!) 

Ich bin sehr froh, daß wir das aufgenommen haben 
und daß jetzt eine Gesamtkonzeption für eine Rah-
menplanung vorgelegt worden ist, die natürlich 25, 
30 Jahre in Anspruch nehmen wird, und zwar mit ei-
nem europäischen Gesamtnetz von etwa 30 000 km, 
auf dem etwa 200 km/h Geschwindigkeit gefahren 
werden kann. 

Die Bundesrepublik wird dabei eine Schlüsselrolle 
haben, nicht nur in der Planung, sondern schon von 
unserer geographischen Lage her. Das wird in dem 
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neuen, größer werdenden Europa noch wichtiger. Die 
Bundesrepublik wird auch in der Finanzierung eine 
Schlüsselrolle haben müssen. Insofern ist es gut, daß 
sich jetzt auch die EG engagiert. Die EG will nach den 
neuesten Meldungen die Strecke Brüssel—Amster-
dam—Aachen mit finanzieren. Ich halte das für einen 
ganz wichtigen Schritt und Fortschritt, weil ich meine, 
daß die Kooperation zwischen den europäischen Ei-
senbahngesellschaften — das sind in der Regel alles 
nationale und sehr prestigebehaftete Gesellschaften 
— viel besser werden muß, damit dann manches leich-
ter geht. 

Aber wenn man betrachtet, was in Wirklichkeit rea-
lisiert worden ist, dann sieht man eine trübe Bilanz. 
Ich habe mir die Zahlen aufschreiben lassen. Das Aus-
bauprogramm der Bundesbahn von 1970 hat bis 1985 
2 200 km vorgesehen. Ende 1991 werden wir etwa 
426 km erreicht haben. Man muß allerdings sehen: 
Wir haben einen anderen Anspruch an das, was wir 
bauen. Wir haben schwierigere geographische Vor-
aussetzungen. Wir haben — das spüren wir auch an 
anderer Stelle — ein Planungsrecht, das nicht gerade 
dazu geeignet ist, Investitionen, die notwendig und 
gewollt sind, schnell umzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Einzelne Betroffene — manchmal jedoch auch Nicht-
betroffene — sind in der Lage, solche Investitionsent-
scheidungen ganz wesentlich aufzuhalten. 

Ich gehe davon aus, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Schulte — der Minister ist ja heute entschul-
digt — , daß das jetzt ernst wird, daß die Bundesregie-
rung endlich die Entscheidung trifft, was unseren Teil 
des europäischen Schnellverkehrsnetzes bet rifft. Ich 
meine ganz konkret die Strecke Köln — Frankfurt. Das 
betrifft ja nicht nur die Verbindung zwischen Köln und 
Frankfurt; denn diese ist nur der deutsche Teil des 
europäischen Schienennetzes. Das muß man immer 
wieder dazusagen. Vielmehr handelt es sich um den 
Weg nach Paris, nach Brüssel und — durch den Tun-
nel — nach London. Und es ist die Fortsetzung über 
Mannheim und Stuttgart nach München. 

Ich sage ein bißchen mit Ungeduld, auch als Spre-
cher einer Koalitionsfraktion: Es wird höchste Zeit. 
Wir wissen, daß das nicht immer populäre Entschei-
dungen sein können. Aber sie müssen getroffen wer-
den. Sie sind bitter notwendig. Ich hoffe, daß das in 
der nächsten Woche geschieht 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und daß die Entscheidung über die Strecke Köln  — 
Frankfurt  dann zügig umgesetzt wird. 

Eine andere Entscheidung steht vor der Tür. Auch 
das möchte ich hier ansprechen. Sie hat im Augen-
blick vielleicht nicht die gleiche Priorität, aber doch 
die gleiche sachliche Begründung. Das ist die Strecke 
Saarbrücken — Mannheim. Diese ist notwendig, damit 
wir den Anschluß zur TGV-Est, zu unseren französi-
schen Freunden finden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auch das ist notwendig. 

(Roth [SPD]: Eine bemerkenswert gute Rede! 
Das muß ich schon sagen!) 

Ich bin mir sicher, daß im Ministerium darüber nach-
gedacht wird. Nun sollte die Regierung schnellstens 
entscheiden. Wir mindern unsere Chancen in Europa 
durch das Verzögern der Entscheidungen, die nur wir 
zu treffen haben. 

(Dr. Solms [FDP] : Und die Bundesländer! — 
Roth  [SPD]: Richtig!) 

— Und die Bundesländer. Ich sage dazu: Das können 
nicht nur populäre Entscheidungen sein. 

(Roth [SPD]: Richtig!) 

Denn es kann nicht jedem nach dem Mund geredet 
und es kann nicht jeder Wunsch erfüllt werden. Ich 
habe Verständnis für den Wunsch des Landes Rhein-
land-Pfalz — auch deshalb, weil die FDP dort in der 
Koalitionsregierung sitzt —, eine Trasse zu wählen, 
die Mainz und Koblenz anbindet. Ich muß aber dazu-
sagen, daß wir hier nicht regionale Strukturpolitik 
betreiben. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das gilt auch für Hessen. Wir realisieren hier den 
nationalen Zweig einer europäischen Gesamtkonzep-
tion. Dabei müssen solche Überlegungen zurücktre-
ten. Ich bitte unsere Freunde in Mainz, das zu berück-
sichtigen. 

Man muß hinzufügen: Mainz als Landeshauptstadt 
wird genauso wie Wiesbaden als Landeshauptstadt 
angebunden. Der ICE-Verkehr im Rheintal wird nicht 
unterbunden. Das läuft ja alles weiter. Es geht nur 
darum, ein neues, hochspezialisiertes System umzu-
setzen. Ich bitte alle um Verständnis, die davon betrof-
fen sind und Anstoß nehmen. 

Wir werden unseren Bürgern sagen müssen — auch 
ihr GRÜNEN, lieber Michael Weiss — : Es genügt 
nicht, hier das Bekenntnis zur Schiene abzulegen, 
aber dann, wenn es darum geht, durch den Wester-
wald eine Trasse zu legen, eine Bürgerinitiative nach 
der anderen zu gründen und dagegen zu sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das kann man nicht machen. 

(Oswald [CDU/CSU]: Das muß ganz klar ge

-

sagt werden! — Frau Wollny [GRÜNE]: Die 
gründen doch nicht wir! — Frau Weyel 
[SPD]: Und gleichzeitig die alten Strecken 

dort stillzulegen! Das ist doch absurd!) 

Es gibt keinen Verkehrsweg, der allen alles recht 
macht, der nirgendwo eingreift. Ihr müßt dann auch 
den Mut haben, solche Entscheidungen mit umzuset-
zen. Das würden wir erwarten. Wir jedenfalls sind ent-
schlossen, solche möglicherweise unpopulären Ent-
scheidungen, wenn sie notwendig und begründet 
sind, umzusetzen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Du kriegst ei

-

nen Antrag!) 

Ich sage ein Wort noch zu Transrapid, zur Magnet-
schwebebahn. Ich glaube, man muß das in dem Zu-
sammenhang sagen. 

Ich meine, das Transrapid-System kann das euro-
päische Schnellbahnnetz auf Rad-Schienen-Technik 
nicht ersetzen. Das sollte man hier einfach sagen, um 
Illusionen vorzubeugen, die immer wieder genährt 
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werden. Das ist weder technisch noch zeitlich noch 
finanziell möglich. 

Daher glaube ich, wir müssen trennen und die Prio-
rität im Schnellbahnsystem für die Rad-Schienen-
Technik setzen. Wir untersuchen Transrapid, weil wir 
hier einen großen technologischen Vorsprung und 
Fortschritt haben, aber ohne in Eupho rie zu verfal-
len. 

Wir haben im Verkehrsausschuß beschlossen, An-
fang 1990 eine Anhörung mit vielen Fachleuten zu 
machen, um uns über den Entwicklungsstand sach-
kundiger zu machen. Inzwischen sage ich Ihnen: Der 
eine bei uns hat mehr Skepsis, der andere mehr Vor-
liebe. Aber wir werden uns als FDP-Fraktion hier vor 
vorzeitigen Lobpreisungen hüten, auch was die Fi-
nanzierbarkeit angeht, wie ich es manchmal von pri-
vater Seite höre. Aber ich wehre mich auch gegen 
Vorverurteilungen. Wir sollten das gelassen angehen, 
jedoch unsere aktuellen Entscheidungen nicht davon 
abhängig machen. 

Aktuelle Entscheidungen — die sind ja hier von ver-
schiedenen Kollegen zur Sprache gebracht worden — 
sind natürlich auch vor dem Hintergrund der neuen 
Bewegung in der Bundesrepublik zwischen Ost und 
West zu sehen. Es ist eine nicht nur politisch, sondern 
im buchstäblichen Sinn auch verkehrlich bewegende 
Situation, wie wir jetzt gezwungen werden — das 
kann man ja nur begrüßen —, unser klassisches Den-
ken in Nord-Süd-Richtung umzukippen und mal wie-
der in Ost-West-Richtung zu denken. 

Überlegen Sie mal, daß wir fast 40 Jahre lang so 
gedacht, aber auch so gehandelt und so finanziert 
haben. 

Ich bin unmittelbar an der Zonengrenze geboren 
und dort 29 Jahre geworden. Ich weiß, wovon ich bei 
dieser Zonengrenze rede. Ich weiß, wie die Verkehrs-
wege und das sonstige dort waren. Ich habe später 
Strukturpolitik im hessischen Wirtschaftsministe rium 
gemacht. Vielleicht ist einem das Urteil dann etwas 
leichter, aber das Problem etwas näher. 

Der Verkehr spielt dort eine unglaubliche Rolle. Wir 
haben das heute morgen im Ausschuß schon erörtert. 
Eine neue Gesellschaft braucht Reiseverkehr. Eine 
neue Gesellschaftsordnung braucht Reisewege für 
ihre Güter, für den Güteraustausch. Das alles wird in 
einer erfreulichen Weise zunehmen. 

Vorhin habe ich gesagt, Verkehrswege sind Le-
bensadern. Dies hier sind im buchstäblichen Sinn Le-
bensadern der Menschen in der DDR, die zu uns wol-
len, und von Menschen, die von uns zu ihnen wollen. 
Hier haben wir eine große, wie ich finde, nationale 
Verpflichtung, neu zu denken, umzudenken, aber 
auch zu handeln und nicht zu lange zu warten. 

Die Eisenbahn, über die wir hier reden, hat große 
Chancen, vielleicht größere als bei uns. Ich komme 
aus Eichenberg — um es mal deutlich zu sagen —. 
Das war früher einer der größten Eisenbahnknoten-
punkte in der Ost-West- und der Nord-Süd-Richtung. 
Das erste, was ich als Kind mit zehn Jahren erlebt 
habe, war, daß die Russen die Eisenbahnschienen ab-
montiert haben. Als Reparationsleistungen der dama-

ligen SBZ sind die weg. Aber der Damm ist noch 
da. 

Jetzt ist die Zonengrenze aufgemacht worden. Die 
Straße ist hundsmiserabel. Aber das macht den Trabis 
und den Fußgängern nichts aus. Die Eisenbahn 
könnte morgen eröffnet werden. 

Das ist z. B. ein solcher Punkt, solche Verbindungen 
wieder herzustellen: Eichenberg—Arenshausen; dann 
Heiligenstadt—Leipzig. 

Überlegen Sie mal, wie wir im Verkehrsausschuß 
über die Prioritäten und die Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen der Bundesbahn — etwa Dortmund—Pader-
born; Paderborn—Kassel — gesprochen und gefragt 
haben, ob sich das rechnet. Natürlich rechnet sich das. 
Das muß von Dortmund—Paderborn—Kassel nach Er-
furt und Leipzig geführt werden. Das gibt einen 
Sinn; 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

so wie auch die Straßenverbindungen dort gemacht 
werden müssen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Regensburg—Hof 
nicht vergessen!) 

Das heißt, wir müssen all diese kleine Möglichkei-
ten — nicht nur die großen — reaktivieren, vitalisie-
ren, und zwar möglichst schnell. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Regensburg—Hof 
nicht vergessen!) 

— Lieber Dio, ich habe jetzt mal über ein Gebiet 
gesprochen, aus dem ich komme und das ich besser 
verstehe. Ihr kriegt ja das Eure. Ihr habt ja schon eine 
Autobahn in eurer Gegend gangbar gemacht. Es gibt 
natürlich eine Menge mehr. Das gilt selbstverständ-
lich auch für den Straßenverkehr. Aber wir reden ja 
heute hier über die Eisenbahn. 

Insofern werden wir auch die Strecke Hannover—
Berlin nicht in der Magnetbahntechnik bauen. Die 
muß nämlich schnell gebaut werden. Und das geht 
nur mit der Rad-Schienen-Technik. 

(Beifall bei der FPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Und wenn ich Magdeburg anbinden will — was not-
wendig ist; Kohn hat es schon gesagt —, muß ich das 
bald machen. Das kann ich nur mit Rad-Schienen-
Technik. 

Der Hinweis des Kollegen Lenzer ist gar nicht son-
derlich sinnvoll, weil er das auf den Sankt-Nimmer-
leins-Tag verschiebt. Jetzt soll man handeln, jetzt 
diese Schnellstrecke machen, jetzt den Anschluß an 
das IC-Netz über den Drehpunkt Hannover herstel-
len. Das macht dann auch Spaß. 

Es sind große Anstrengungen zu unternehmen. 
Auch der finanzielle Bedarf wird groß sein. Der Fi-
nanzminister ist heute wohl auch deshalb nicht vertre-
ten, weil er weiß, was auf ihn zukommt; denn aus dem 
Topf, den wir haben, ist das nicht finanzierbar. Aber es 
darf ja wohl nicht wahr sein, daß wir diese geradezu 
unglaubliche historische Herausforderung aus finan-
ziellen Gründen nicht annehmen können. Wir sind 
jedenfalls zur Annahme dieser Herausforderung be- 
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reit. Ich finde, das Ziel lohnt hier alle Anstrengun-
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ewen. 

Ewen (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Eine moderne Verkehrspolitik muß es als 
vorrangige Aufgabe begreifen, eine menschenwür-
dige Umwelt zu erhalten. Deshalb kommt es nicht nur 
darauf an, daß Verkehrsträger und Verkehrsunter-
nehmen die notwendigen Beförderungs- und Trans-
portaufgaben ökonomisch sinnvoll wahrnehmen, son-
dern sie müssen diese Aufgabe auch menschen- und 
umweltgerecht erbringen. Die Verkehrspolitik hat 
hierfür die notwendigen Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 

Dies gelingt schon lange nicht mehr. Die Ergebnisse 
verschlechtern sich ständig; unser Straßennetz ist 
überlastet; Mensch und Umwelt ersticken im Ver-
kehr; der Verkehrsinfarkt droht, ja, in einigen Städten 
ist er bereits eingetreten. 

Auch mit ihrer Eisenbahnpolitik ist die Bundesre-
publik am Ende. Die Krisensitzung des Bahnvorstands 
Ende August zur Lage der Bundesbahn hat dies noch 
einmal bestätigt. Während ich bei früheren Bahnde-
batten immer Mitglieder des Vorstands auf der Zu-
schauertribüne gesehen habe, erkenne ich heute nie-
manden. 

(Kohn [FDP]: Schauen Sie gut hin!) 

— Wunderbar, es ist doch einer da! 

(Hinsken [CDU/CSU]: Es war den ganzen 
Nachmittag über nur einer da; die haben 

etwas anderes zu tun!) 

Das finde ich großartig. Ich hatte ihn nicht erkannt. 
Das ist in Ordnung. 

Wer die Zahl der mit der Bahn beförderten Güter-
mengen mit der Zahl der beförderten Personen ver-
gleicht, stellt folgendes fest: 1975 wurden 315 Millio-
nen Tonnen Güter auf der Schiene transportiert, 1988 
noch 302 Millionen Tonnen oder 9,5 % der gesamten 
Beförderungsmenge. 1980 wurden immerhin noch 
364 Millionen Tonnen befördert. In Tonnenkilome-
tern waren es 1975 55,3 Millionen oder 26 % und 1988 
59,9 Millionen, aber nur noch 21,9 % der gesamten zu 
befördernden Gütermenge. 

Die Zahl der beförderten Personen stieg von 1 054 
Millionen im Jahre 1975 auf 1 165 Millionen im Jahre 
1980, und sie fiel dann auf 1 088 Millionen Personen 
im Jahre 1988 zurück. Die eigenwirtschaftliche Unter-
deckung hat seit 1986 erneut drastisch zugenom-
men. 

Aus diesen wenigen Zahlen geht he rvor, daß die 
Bahnleitlinien dieser Bundesregierung gescheitert 
sind. Sie haben der Bundesbahn nicht die notwendi-
gen Hilfen gewährt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Diese Entwicklung ist nicht aus heiterem Himmel 
gekommen, sondern war vorhersehbar. Deshalb hat 
die SPD-Bundestagsfraktion die Anträge Drucksa-
chen 11/1516, 11/1519, 11/2412 und 11/3770 sowie 
weitere, zu denen andere Kollegen Stellung nehmen 
werden, eingebracht. In den vier Anträgen, zu denen 
ich hier spreche, geht es um vier wichtige Elemente 
einer Bahnpolitik, die dem Unternehmen Bundesbahn 
eine faire Chance im Wettbewerb geben und den Be-
diensteten die Motivation vermitteln würden, die von 
erfolgreich am Markt operierenden Bet rieben aus-
geht. 

Die Festlegungen im Bahngesetz schaffen Sicher-
heit und befreien die Bahn von den Zufälligkeiten des 
Bundeshaushalts. Deshalb haben wir gesetzliche Re-
gelungen verlangt und sind nicht zufrieden mit dem, 
was die Bundesregierung jetzt vorhat. 

(Beifall bei der SPD) 

Worum geht es hier? 

Erstens sollte der Bund nach unserer Meinung die 
Altschulden der Bundesbahn in Höhe von rund 
12,6 Milliarden DM nach Maßgabe des Bundeshaus-
halts jährlich mit rund 500 Millionen DM tilgen; bis-
lang werden die Zinsen bezahlt. 

Zweitens. Überhöhte Versorgungslasten sollten 
vom Bund übernommen werden. Vergleichbare Un-
ternehmen haben im Verhältnis zur Lohn- und Ge-
haltssumme eine deutlich niedrigere Versorgungsbe-
lastung zu tragen. Das würde den Bahnhaushalt ent-
lasten und Mittel für Investitionen freimachen. 

Drittens. Das Bundesbahngesetz wird geändert und 
legt fest: Die Deutsche Bundesbahn betreibt als ge-
meinwirtschaftliches Unternehmen der Verkehrswirt-
schaft insbesondere den Eisenbahnverkehr in der 
Bundesrepublik Deutschland. Sie erbringt Verkehrs-
leistungen und damit im Zusammenhang stehende 
Leistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge nach all-
gemeinen Vorgaben des Bundes und im übrigen nach 
eigenwirtschaftlichen Grundsätzen. Für Aufgaben 
oder Leistungen, die vom Verkehrsminister im Einver-
nehmen mit dem Finanzminister der Bundesbahn 
übertragen werden und nicht kostendeckend erbracht 
werden können, übernimmt der Bund den vollen Aus-
gleich für die damit verbundenen Mehraufwendun-
gen und Investitionsaufgaben. Dazu zählen vor allem 
Belastungen aus dem Schienenpersonennahverkehr, 
aus bestimmten Bevölkerungsgruppen gewährten 
Fahrpreisermäßigungen, aus der Beförderung von 
Auszubildenden, aus der Aufrechterhaltung von 
Schienenstrecken, aus Unterstützungstarifen für 
Montanverkehre und aus Hilfen für den kombinierten 
Verkehr. 

Viertens. Die Unternehmensverfassung muß an ge-
wandelte wirtschaftliche und soziale Verhältnisse an-
gepaßt werden. Dazu gehört nach unserer Meinung 
auch die paritätische Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer wie auch ein Aufsichtsrat, in dem zwölf Vertreter 
aus Bundestag, Bundesregierung und Bundesrat und 
zwölf Vertreter der Beschäftigten sowie ein weiteres 
Mitglied erweiterte Kompetenzen erhalten. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich glaube nicht, daß dies ein Giftzahn ist, Kollege 
Kohn, sondern hier geht es darum, die berechtigten 
Interessen der Mitarbeiter und ihr Können im Unter-
nehmen auch für die Unternehmensleitung wirksam 
werden zu lassen. Dies hat sich in anderen Branchen 
durchaus bewährt. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen sind nach unseren Vorstellungen die 
Bundesländer an der Finanzierung der Bundesbahn 
dann zu beteiligen, wenn Strecken auf Wunsch eines 
Bundeslandes aufrechterhalten werden sollen. Ob-
wohl Herr Minister Zimmermann einzelne Elemente 
aus unseren Forderungen in seiner Rede aufgenom-
men hat, fehlt es an konkreten Verbesserungen, und 
die, die vorgesehen sind, greifen nicht jetzt, sie grei-
fen erst sehr viel später, wenn überhaupt. 

Die Neuordnung der Führungsstruktur, wie sie von 
uns vorgeschlagen wird, scheint auf nachgeordneten 
Gebieten schon Schatten vorauszuwerfen. Ich frage 
die Bundesregierung deshalb — ich würde mich 
freuen,wenn in dieser Sitzung darauf noch eine Ant-
wort kommt — : Ist es richtig, daß Pläne zur Schlie-
ßung von Bundesbahndirektionen bestehen? Wenn 
ja: Wann soll das geschehen, und um welche handelt 
es sich? Gibt es in diesem Zusammenhang, Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär, bereits Abstimmungs-
gespräche mit den Bundesländern? Wird bedacht, daß 
möglicherweise die Nähe zu den Bahnkunden verlo-
rengeht, wenn Direktionen geschlossen werden? Und 
ist das Ziel solcher Überlegungen etwa, wenn es sie 
gibt, immer mehr Aufgaben auf einzelne Vorstands-
ressorts zu konzentrieren? Es wäre durchaus interes-
sant, dies zu erfahren. 

Was sollten die von uns vorgetragenen Änderungen 
bewirken? Stellen Sie sich vor, wir hätten heute ein 
Bundesbahngesetz mit der gesetzlichen Festlegung 
von Aufgaben und finanziellen Leistungen des Bun-
des und der Länder verabschiedet. Der Finanzmini-
ster stellt zusätzlich erhebliche Mittel bereit, die Bun-
desbahn kann zügig investieren und akquirieren. Im 
Jahre 2000 fahren auf den Hauptstrecken Schnellst-
züge im Stundentakt und sind durch Interregio- und 
regionale Eilzüge und durch Busverbindungen in 
der Fläche, ebenfalls alles „vertaktet", ergänzt. An 
den Bahnhöfen gibt es Parkplätze in ausreichender 
Zahl für diejenigen, die auch beim besten Willen den 
Bahnhof mit dem ÖPNV nicht erreichen können. Alle 
größeren Entfernungen werden von Geschäftsreisen-
den ebenso wie von Schülern, von Ferienreisenden 
wie von Berufspendlern im Zug zurückgelegt. Am 
Zielbahnhof wird ebenfalls der ÖPNV genutzt oder 
ein Mietfahrzeug zur Bef riedigung der örtlichen Mo-
bilitätsbedürfnisse angemietet. Fremdenverkehrsge-
biete sind selbstverständlich auch auf der Schiene 
leicht erreichbar. 

Unsere Straßen sind entlastet, die Umwelt wird we-
niger belastet, die Zahl der Unfälle verringert sich, 
und immer mehr Menschen kommen entspannt am 
Zielort an und haben, wenn sie wollen, die Möglich-
keit, aus der Vereinzelung im Auto herauszukommen 
und im Abteil mit anderen Menschen zu kommunizie-
ren. Der Zugewinn an Lebensqualität ist offensicht-
lich. Er wird noch größer, wenn es gelingt, den Schie-
nenpersonenverkehr in der EG zu optimieren und 

Verbindung mit der DDR und anderen Staaten Osteu-
ropas, deren Schienennetz meistens dichter ist als das 
Straßennetz, aufzubauen. Ich meine, dafür lohnen 
sich unsere Anstrengungen. 

Sie hingegen, Herr Dr. Zimmermann, lassen eine 
Kommission drei Jahre lang analysieren, obwohl die 
Schwerpunkte der Mängel bereits bekannt sind. Wir 
haben gerade heute in der „DVZ" und anderen Zei-
tungen darüber lesen können. 

Ein anderes Beispiel: Alle Fachleute gehen von ei-
nem zunehmenden Güterverkehr innerhalb der ein-
zelnen Staaten und grenzüberschreitend wegen der 
Arbeitsteilung in der Wirtschaft und wegen des wach-
senden Warenaustausches zwischen den Staaten aus. 
Seeschiffe können einen großen Teil der zu beför-
dernden Mengen sowohl im küstennahen Verkehr in 
der Ostsee, in der Nordsee, in der Biskaya, im Mittel-
meer, in der Ägäis und in der Ad ria und zwischen den 
Anrainern dieser Seegebiete befördern. In Italien wird 
gerade eine solche Küstenlinie erneut aufgebaut, um 
die Straße zu entlasten. 

Auch Binnenschiffe werden ihren Anteil am Trans-
port auf Binnenwasserstraßen leisten müssen. 

Aber Fährverbindungen, der Tunnel von England 
nach Frankreich, Brücken und Tunnel in der Ostsee 
werden auch den Güterverkehr über Landverbindun-
gen weiter wachsen lassen. Es wäre unverantwortlich, 
diesen Landverkehr nicht so weit wie möglich auf die 
Schiene zu ziehen. 

Der Lkw hat in der Fläche seine Bedeutung. Aber 
von den Häfen ins Binnenland oder umgekehrt, vor 
allem aber von Häfen an der Nord- und Ostsee in den 
Mittelmeerraum muß die Schiene Verkehrsträger 
Nummer eins werden. 

In der Fläche wird vor Streckenstillegungen ge-
prüft, ob zusätzlicher Lkw-Verkehr den Menschen 
und der Natur zugemutet werden kann. Eben habe ich 
von einem Kollegen erfahren, daß eine Bahnstrecke 
stillgelegt werden soll, auf der jährlich 1 000 Waggons 
transportiert werden. Das würde bedeuten, daß 1 500 
Lkw auf Kreisstraßen umgeleitet werden müßten. Das 
wäre nach meiner Ansicht unzumutbar. 

Investitionen in Eisenbahntunnel, den Waggon-
park, in Umschlagsterminals mit zusätzlichen logisti-
schen Leistungsangeboten helfen, die Wettbewerbs-
fähigkeit der Bahnen in Europa zu erhöhen. Qualifi-
zierte und ausreichend viele Mitarbeiter können der 
Bahn neues Potential erschließen. Insbesondere die 
nun wieder offenen Ost-West-Achsen lassen für die 
Bahnen dann einen neuen Aufschwung erwarten, 
wenn wir zügig und mit Mut eine Politik formulieren, 
die dem umwelt- und menschenfreundlichen System 
Bahn Vorrang einräumt. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie uns die aus einer solchen Politik abgeleite-
ten Aufgaben zügig finanzieren. Ich bin überzeugt, 
unsere Kinder und Enkel werden uns dankbar sein. 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
haben es mit Erklärungen aus den Jahren 1977 und 
1981 offenbar nicht ganz ernst gemeint. Ich erinnere 
an Ihre Worte vom 1. Oktober 1981, Herr Dr. Jobst, wo 
Sie sagten: 
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Die Deutsche Bundesbahn muß in die Lage ver-
setzt werden, in erster Linie zu investieren. Sie 
muß Zukunftsinvestitionen durchführen kön-
nen. 

Die CDU/CSU forderte seinerzeit, „erstens eine 
klare Abgrenzung der eigenverantwortlichen Unter-
nehmensbereiche und der Bereiche staatlicher Da-
seinsvorsorge herbeizuführen, zweitens die gemein-
wirtschaftlichen Leistungen der Bahn und die daraus 
resultierenden finanziellen Abgeltungen des Bundes 
nach Funktion und Verursachung klar bestimmbar im 
Bundeshaushalt und in der mittelfristigen Finanzpla-
nung auszuweisen" . 

All diese Ausführungen aus früheren Jahren konn-
ten mich hoffen lassen, daß es in den Beratungen im 
Ausschuß gelingen würde, einen gemeinsamen Be-
schluß herbeizuführen, durch den der Bundesbahn 
dauerhaft geholfen werden könnte. Weit gefehlt! Die 
angebotene Gemeinsamkeit wurde nicht genutzt. 

Deshalb gilt weiter: Wir brauchen ein Verkehrs-
konzept, das die einzelnen Verkehrsträger und Ver-
kehrssysteme übergreift und das orientiert ist an den 
Bedürfnissen der Bürger und der Wirtschaft, den Er-
fordernissen des Umweltschutzes und der Energieein-
sparung, der Bedeutung einer verstärkten Verkehrssi-
cherheit und der Notwendigkeit einer gestaltenden 
Raumordnungspolitik. 

Die Menschen brauchen eine leistungsfähige Bahn. 
Die Bahn braucht qualifizierte Mitarbeiter in genü-
gender Zahl, gerade auch jetzt angesichts der beson-
deren Probleme des winterlichen Reise- und Güter-
verkehrs. Unternehmensleitung und Mitarbeiter 
brauchen klare gesetzliche Regelungen für ein zu-
kunftsorientiertes Handeln im europäischen Binnen-
markt einerseits und im grenzüberschreitenden Ver-
kehr mit den Staaten östlich der Elbe und des EFTA-
Raums andererseits. Dafür werden Sozialdemokraten 
auch in Zukunft ihre Kraft einsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Haungs. 

Haungs (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men  und Herren! Die Chance der Bahn — ist es viel-
leicht die letzte Chance, zu einem wettbewerbsfähi-
gen Verkehrsunternehmen zu werden? — liegt im eu-
ropäischen Schnellbahnverkehr für Personen und 
Güter. Es klingt doch so einfach, und viele Kollegen 
haben auch darauf hingewiesen: Wenn die Kapazitä-
ten der Straße und in der Luft nicht ausreichen, dann 
haben wir mit der Bahn ein Transportmittel, das dar-
auf ausgelegt ist, Menschen und Güter über längere 
Strecken schnell und sicher zu befördern. 

Voraussetzung hierfür sind allerdings die Investitio-
nen. Wenn sich manch einer heute in den Reden be-
klagt hat, daß die Bahn zwar viele schöne Worte, aber 
wenig Taten bekommt, so scheiden sich an dieser Ent-
scheidung meines Erachtens die Freunde von denje-
nigen, denen die Bahn gleichgültig ist. 

Lieber Kollege Weiss und liebe Fraktion DIE GRÜ-
NEN, Sie lassen es an Freundesbekundungen für die 
Bahn nicht fehlen. Wenn es aber zu Entscheidungen 
kommt — und alle Redner waren sich einig, daß wir 

die Zukunft der Bahn vergessen können, wenn wir 
über die Strecke Köln—Frankfurt nicht schnell ent-
scheiden und sie bauen —, dann verteilen Sie Infos, in 
denen steht: Wir befürworten zwar die Bahn grund-
sätzlich, wir lehnen aber die Hochgeschwindigkeits-
strecke ab. Das sind keine Freunde der Bahn. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Weiss [München] 

[GRÜNE]) 
— Das hängt nicht mit Bügerinitiativen zusammen, 
sondern das ist die politische Aussage des verkehrs-
politischen Sprechers der GRÜNEN und seiner Kolle-
gen. Da sehen wir, daß Ihr Konzept zwar schöne Worte 
umfaßt, vielleicht auch manches Detail zur Aufhel-
lung beiträgt, aber in grundsätzlichen Fragen die 
Bahn nicht weiterb ringt. 

Wir müssen selbstkritisch anerkennen, daß unsere 
Nachbarn — es wurde erwähnt — schon sehr viel 
mehr gebaut haben: Kanaltunnel, andere Tunnels, 
der TGV in Frankreich. Auch in Spanien und Italien 
geht es vorwärts. Wir in der Bundesrepublik hinken 
hinterher. 

Ich sage noch einmal: Wenn wir die notwendigen 
Investitionen nicht durchführen, wird es in Zukunft 
nicht klappen. 

Zu den Investitionen gehört auch eine neue Rollen-
verteilung zwischen Staat und Wirtschaft. In der Ver-
gangenheit hat die falsche Politik die Märkte manipu-
liert, aber die Probleme nicht gelöst. 

Die Botschaft lautet: Der notwendige Strukturwan-
del in der Verkehrswirtschaft, vor allem bei der Bun-
desbahn, läßt sich am besten bewältigen, wenn wir 
die Märkte öffnen und Wettbewerb herrscht. 

Es wurde vorhin vom Kollegen Haar die Frage ge-
stellt: Warum eigentlich eine Bahn, wenn an allem 
kritisiert wird? — Ganz einfach: weil wir auf dem 
Transportmarkt so viel Wachstumspotential haben, al-
lein im grenzüberschreitenden Verkehr 75 % bis zum 
Jahr 2010. Diese Wachstumspotentiale können in Eu-
ropa nur von der Bahn bewältigt werden. Das sieht die 
Bahn genauso. Europas Eisenbahnen stellen sich dem 
Gemeinsamen Markt — so DB-Chef Gohlke. Man 
kann natürlich hinzufügen: Es wird ihm auch kaum 
etwas anderes übrigbleiben. 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Haar? 

Haar (SPD): Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, daß die 
Zuwachsrate im Straßengüterverkehr innerhalb der 
EG in den nächsten sechs bis acht Jahren auf 30 bis 
50 % geschätzt wird? Was würden Sie denn eigentlich 
dagegen tun? Eben haben Sie gesagt, das müsse der 
Bahn zuwachsen. 

Haungs (CDU/CSU): Mein lieber Kollege Haar, Sie 
dürfen unterstellen, daß mir alle Zahlen und alle Pro-
gnosen bekannt sind. Der Bahn kann es nur zuwach-
sen — das werde ich jetzt ausführen — , wenn die 
Bahn der Zukunft nicht die Bahn ist, lieber Kollege 
Haar, die Sie erlebt haben und die Sie kennen, son-
dern eine Bahn, die im liberalen Wettbewerbsmarkt 
Europas bestehen kann. Es muß eine Bahn sein, die 
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effizient ist, deren Erträge höher sind als die Personal-
kosten. Auch darauf hat mein Kollege hingewiesen. 

Warum ist denn die Lage der Bahn wirtschaftlich so 
desolat? Weil sie — daran geht nichts vorbei — in der 
Vergangenheit einen schlechten Eigentümer und ein 
schlechtes Management hatte. Eine schlechte Politik 
kam noch hinzu. Alles ist jetzt besser geworden, aber 
vieles wird nach wie vor halbherzig entschieden, weil 
man noch zuviele Träume hat, was die Zukunft der 
Bahn angeht. 

Die Zuwächse beim grenzüberschreitenden Ver-
kehr müssen nicht zum Lkw. Das ist kein Naturgesetz. 
Sie gehen eben zum besten Wirt. Sie gehen zu dem, 
der die Transporte am schnellsten, am pünktlichsten 
und am sichersten erledigt. Das war bei den Gütern in 
der Vergangenheit der Lkw, bei den Personen Pkw, 
Bus und Flugzeug. 

Das war nur deshalb so, weil diese Marktpotentiale 
von einer nicht unternehmerisch geführten Bahn nicht 
erkannt wurden. Es wurden Strukturen erhalten, die 
unwirtschaftlich sind. Es wurden — das ist leider 
heute noch so — Träume von einer Flächenbedienung 
geträumt, die zu Alpträumen der Betriebswirtschaftler 
werden können. Was die DB wirtschaftlich nicht lei-
sten kann, das soll sie sein lassen, das ist unrentabel. 
Was sie aber leisten kann, das muß sie im europäi-
schen Zusammenhang auch gemeinsam mit den Bah-
nen der europäischen Nachbarn leisten. 

Es besteht die Notwendigkeit, die Dimension des 
Binnenmarktes zu erkennen und zu gestalten. Der 
Bau der Schnellbahnstrecken in Europa ist nur ver-
gleichbar mit dem Bau der Autobahnen in der Nach-
kriegszeit. Wenn wir heute keine Autobahnen mehr in 
großem Stil bauen, dann müssen wir die Schnellbahn-
strecken bauen; sie finanzieren sich im übrigen fast 
selbst aus den volkswirtschaftlichen Kosten der immer 
mehr zunehmenden Staus, die wir beim Verkehrsträ-
ger „Auto" haben. Das ist keine Milchmädchenrech-
nung. Das alles kann nur im Verbund gehen. Deshalb 
ist es auch richtig, was Kollege G ries gesagt hat: Die 
Diskussion über Transrapid ist, wenn wir über ein 
gemeinsames Netz und über Verbund und über 
Schnittstellen reden, eher schädlich als nützlich. 

Eine Bahn, attraktiv für den Verkehrsbenutzer, hat 
— dies haben uns die Franzosen mit dem TGV Pa ris—
Lyon gezeigt — durchaus eine wirtschaftliche Grund-
lage. Ich sage das, weil von den GRÜNEN und auch 
von anderen immer wieder gefragt wird: Was soll 
denn auf diese Schnellbahnstrecken? Das wurde doch 
bewiesen. Wir müssen ja das Rad nicht immer neu 
erfinden. Zwei Drittel kamen vom Straßen- und vom 
Luftverkehr. Ein Drittel kam vom Neuverkehr. Die 
Bahn braucht gar nicht so bescheiden zu sein, daß sie 
in den nächsten zehn Jahren nur vom Zuwachs leben 
muß, sondern kann durchaus, wenn sie es richtig 
macht, wenn sie die Marktbedürfnisse erkennt, auch 
aus dem Bestand stärkere Zuwächse verzeichnen, als 
sie in der Vergangenheit gegeben waren. 

Die politische Folge muß neben den Investitionen 
heißen: Schluß mit dem Dirigismus und der Verkehrs-
lenkung des Staates. Leistungsfähigkeit und Wettbe-
werbsstärke bekommt man in keinem Markt der Welt 
nur durch Erhaltungssubventionen. Nicht nur das 

Geld — auch dies wurde schon gesagt — hat der Bahn 
in der Vergangenheit gefehlt, sondern das Geld 
wurde auch falsch investiert. 

Die Bahnprobleme sind in der Europäischen Ge-
meinschaft national nicht zu lösen. Das sehen wir alle 
so. Das sieht die Kommission und sieht der Ministerrat 
genauso. Für die Bahn bringt ein deregulierter euro-
päischer Verkehrsmarkt nicht nur die so oft beschwo-
renen Ertragsrisiken; er bringt auch erstmals und 
nach Jahrzehnten des Niedergangs unternehmeri-
sche Chancen. So sehen wir es, so sieht es auch die 
Deutsche Bundesbahn. In einem Papier habe ich gele-
sen: Wenn im Verkehr der Gemeinschaft dem Prinzip 
Dienstleistungsfreiheit Geltung verschafft werden 
muß, so muß auch in der Bahnpolitik von alten Illusio-
nen Abschied genommen werden. Der Markt wird zur 
ausschlaggebenden Realität. 

Erfahrungen — lassen Sie mich dies abschließend 
sagen — soll man, wo vergleichbar, in die Überlegun-
gen aufnehmen. Wir hatten in den USA eine ähnlich 
desolate Situation der Eisenbahn, und man spricht 
dort von einem „Wunder auf der Schiene". Mit dem 
Staggers Rail Act begann die Deregulierung auf der 
Schiene, und dies war nicht das Ende, sondern der 
Anfang von neuen und rentablen Transporten. Nach 
dem finanziellen Kollaps der Güterbahn — Frage: Ste-
hen wir nicht auch in der Bundesrepublik in einer 
ähnlichen Situation? — gab es dann die richtige Ant-
wort. Ohne Deregulierung gäbe es heute in den USA 
keine Eisenbahn mehr. Der Kerngedanke von Stag-
gers war, mit marktwirtschaftlichen Mitteln eine ei-
genwirtschaftlich gesunde Eisenbahn zu schaffen. 

Möge die Bahnkommission diese Wege studieren, 
erstens, wie man die Kosten senkt, zweitens, wie man 
die Produktivität erhöht, drittens, wie man ohne staat-
liche Abschottung im Wettbewerb Gewinne erwirt-
schaftet, und viertens, wie man letztendlich vom fis-
kalischen Kostgänger zum wertvollen Partner der 
Steuerzahler, der Verlader, der Kunden in einer 
Marktwirtschaft wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jung (Limburg). 

Jung (Limburg) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegen! 
Aufgabe der Politik ist es, die Rahmenbedingungen 
dafür zu schaffen, daß die 90er Jahre im Bereich der 
Verkehrspolitik das Jahrzehnt der Bahn werden. Es ist 
bereits darauf hingewiesen worden, daß die Zukunft 
des Rad-Schiene-Systems auch in schnellen europäi-
schen Verbindungen liegt. Wir denken dabei an die 
Überlastung des Luftraumes, die sich weiter steigern 
wird, und daran, daß die Bahn bei den schnellen euro-
päischen Verbindungen ihre besonderen Vorteile 
ausspielen kann. In diesem Zusammenhang muß ich 
allerdings erneut darauf hinweisen, daß unsere Vor-
gänger-Regierung notwendige Investitionen im Be-
reich der Neubau- und Ausbaustrecken der Bahn 
sträflich vernachlässigt hat. Das ist um so bedauerli-
cher, als die Bahn gerade im Bereich der Fernverbin-
dungen trotz vieler vorhandener Erschwernisse noch 
ein grundsätzlich positives Bet riebsergebnis erzielt. 
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Demgemäß hat auch die jetzige Bundesregierung hier 
einen besonderen Schwerpunkt ihrer Aktivitäten ge-
setzt. 

Mein Kollege Haungs hat soeben darauf hingewie-
sen, daß die europäischen Eisenbahngesellschaften 
im Januar 1989 einen Vorschlag für ein europäisches 
Hochgeschwindigkeitsnetz unterbreitet haben. Es 
soll die in Entstehung begriffenen nationalen Netze 
verknüpfen. 

Die wichtigsten Planungen der Bundesrepublik 
Deutschland sind dabei: Neubaustrecke/Ausbau-
strecke Würzburg—Nürnberg—München. Das Raum-
ordnungsverfahren mit einem Vergleich der Strek-
kenführungen über Ingolstadt oder über Augsburg 
wurde von der Bayerischen Staatsregierung eingelei-
tet. 

(Oswald [CDU/CSU]: Ich spreche mich für 
Augsburg aus!) 

— Das verstehe ich bei Ihnen, Herr Kollege. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Aber Ingolstadt ist 
auch nicht schlecht!) 

Ausbaustrecke Dortmund—Kassel: Die Gesamtstrecke 
wurde in den Wirtschaftsplan der Deutschen Bundes-
bahn eingestellt; mit den Bauarbeiten wurde begon-
nen. Neubaustrecke/Ausbaustrecke Karlsruhe—Basel: 
Auch hier wurde mit den Bauarbeiten begonnen. 
Neubaustrecke Mannheim—Stuttgart: Hier ist die Ge-
samtinbetriebnahme für 1991 vorgesehen. Neubau-
strecke Hannover—Würzburg: Die Gesamtinbetrieb-
nahme ist ebenfalls für 1991 vorgesehen. Die Aus-
baustrecke München—Mühldorf—Freilassing steht in 
engem Zusammenhang mit Planungen im Ausland. 
Die Wirtschaftlichkeit des Ausbaus wurde im Entwurf 
nachgewiesen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wann wird sie 
gebaut?) 

Von besonderer Bedeutung ist — dazu haben Kolle-
gen hier schon Stellung genommen — die Neubau-
strecke Köln—Rhein/Main. Dies gilt sowohl für den 
nationalen als auch für den internationalen Bereich. 
Diese Strecke ist das Herzstück der europäischen 
Hochgeschwindigkeitsbahn. Sie verbindet nicht nur 
zwei der größten deutschen Ballungszentren und 
Wirtschaftsräume, sondern spielt auch für europäi-
sche Verbindungen eine herausragende Rolle. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir Verkehrspolitiker, meine Damen und Herren, 
müssen dringend an das Bundeskabinett appellieren, 
eine unverzügliche Entscheidung in dieser Frage her-
beizuführen. Ich hoffe sehr, daß das Bundeskabinett 
am nächsten Mittwoch endlich zu einem Resultat 
kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Angesichts der Tatsache, daß wir durch Planungsver-
fahren und Bauausführung noch eines erheblichen 
Zeitrahmens bedürfen, ist eine weitere Verzögerung 
für uns nicht hinnehmbar. Ich sage in diesem Zusam-
menhang, daß ich die Vorstellungen der Bundesbahn, 
hinsichtlich der zeitlichen Realisierung dieser Strecke 
als zu optimistisch ansehe. Unabhängig von der Tras-
senführung wird es hier Widerstände geben, die auch 

in gerichtliche Verfahren münden werden. Wir müs-
sen deshalb alles tun, damit die Strecke in einem 
überschaubaren Rahmen in Bet rieb gehen kann. 

Die Franzosen haben den Vorteil — auch das ist 
heute schon erwähnt worden —, daß dort — anders 
als bei der früheren SPD-Bundesregierung — die Be-
deutung schneller Bahnverbindungen erkannt wurde. 
In diesem Zusammenhang auch ein Wort an die GRÜ-
NEN: Wer Neubaustrecken sabotiert, wie die GRÜ-
NEN es vor Ort tun, und gleichzeitig den Verkehrs-
kollaps auf Straßen und in der Luft beklagt, ist un-
glaubwürdig und kann in der politischen Diskussion 
um die Zukunft der Bahn nicht mehr ernst genommen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hinsichtlich der Trassenführung hat es verschie-
dene Vorstellungen gegeben, was angesichts unter-
schiedlicher Interessenlagen auch verständlich ist. 
Nach allen Abwägungen ist es aber sinnvoll, die 
Trasse rechtsrheinisch entlang der Bundesautobahn 3 
zu führen. Dies hat mehrere Vorteile: Es ist die kürze-
ste Verbindung, damit die schnellste und wegen der 
Bündelung der Verkehrsadern Autobahn und Bun-
desbahn auch die umweltverträglichste. Sie ist auch 
die Trasse mit dem — geschätzten — höchsten Passa-
gieraufkommen. 

Ich verkenne nicht, daß das Land Rheinland-Pfalz 
hier auch durch die Streckenführung besonders tan-
giert ist. Zwei Dinge sind deshalb besonders notwen-
dig: ausgleichende Infrastrukturmaßnahmen für 
Rheinland-Pfalz insbesondere im Verkehrsbereich 
und die Überlegung, ob nicht bei dem von der Bun-
desbahn für sinnvoll erachteten Haltepunkt in Lim-
burg eine Anbindung von Koblenz sichergestellt wer-
den kann. Die Strecke Luxemburg—Trier—Koblenz-
Limburg—Gießen muß in Richtung Osten weiterge-
führt werden und gewinnt durch die Ereignisse in der 
DDR erheblich an Bedeutung. 

(Oswald [CDU/CSU]: Das ist wahr!) 

Hier muß die Frage der Elektrifizierung überlegt wer-
den; diese Strecke muß ausgebaut werden, und auch 
der Pendolino hat hier ein ideales Einsatzgebiet. So 
könnte durch die Anbindung an den Bahnhof Lim-
burg-Staffel ein zusätzlicher Vorteil erreicht wer-
den. 

Wichtig ist eine Anbindung der Flughäfen an das 
neue Hochgeschwindigkeitsnetz. Wir brauchen ein 
integriertes Verkehrskonzept, das in den verschie-
densten Bereichen die Vorteile unterschiedlicher Ver-
kehrsträger nutzt. Bei der Überfüllung des Luftraumes 
und der abnehmenden Infrastrukturkapazitäten am 
Boden ist es dringend erforderlich, Alternativen für 
den innerdeutschen Luftverkehr anzubieten. Dies 
kann nur die Hochgeschwindigkeitsbahn sein. Durch 
eine Verknüpfung mit den Flughäfen kann hier auch 
eine Ausgleichsfunktion zwischen unterschiedlich be-
lasteten Flughäfen geschaffen werden. Dies muß in 
Zukunft noch stärkere Berücksichtigung erfahren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir dürfen bei allen Diskussionen auch nicht die 
berechtigten Belange der Mitarbeiter vergessen, 
meine Damen und Herren Kollegen. Die Bundesbahn 
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hat gut ausgebildete, einsatzbereite und motivierte 
Beschäftigte. Sie mußten in den vergangenen Jahren 
einen großen Anteil an den Sparmaßnahmen tragen. 
Die Zahl der Mitarbeiter ist seit 1982 von 314 000 auf 
240 000 zurückgegangen. Dies hat teilweise zu Pro-
blemen geführt. Ich erinnere an die oft ungünstige 
Altersstruktur und die hohe Zahl von Überstunden 
insbesondere des fahrenden Personals. Ich meine, daß 
wir heute deshalb alle gemeinsam auch einmal ein 
ausdrückliches Wort des Dankes an alle Mitarbeiter 
der Deutschen Bundesbahn richten sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie tun ihren Dienst oft unter schwierigen Verhältnis-
sen und gehören in der Breite nicht zu den Spitzen-
verdienern. Sie arbeiten selbstverständlich zu ungün-
stigen Tages- und Nachtzeiten und ebenso selbstver-
ständlich an Sonn- und Feiertagen wie jetzt auch wie-
der zu Weihnachten. 

Bei allen Überlegungen werden wir — das darf ich 
am Schluß sagen — selbstverständlich auch unserer 
sozialen Verantwortung gerecht werden. Gerade die 
Union ist es, die durch ihr Konzept auch die Arbeits-
plätze sichert und damit die Zukunft der Bahn garan-
tiert. 

(Kohn [FDP]: Die Koalition!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Niese. 

Dr. Niese (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Bahnleitlinien der 
Bundesregierung sind gescheitert. Vor diesem Hin-
tergrund führen wir die heutige Bahn-Debatte. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Diese Leitlinien stoßen nach wie vor auf den Wider-
stand aller wichtigen Organisationen, von den Ge-
werkschaften bis hin zu kommunalen Spitzenverbän-
den, von den Landesregierungen bis hin zum BDI und 
zum DIHT. 

Die wichtigsten politischen Handlungsfelder fehlen 
in den Bahnleitlinien. Es fehlt z. B. die gesetzlich ab-
zusichernde langfristige Investitionsplanung der 
Deutschen Bundesbahn. Es fehlt eine klare Aussage 
zur Finanzierung der Neu- und Ausbaustrecken. 

Die Fiskalpolitik ist massiv gegen die Bahn gerich-
tet, wenn wir vergleichen, welche Investitionen wir 
zugunsten der Straße getätigt haben und welche Inve-
stitionsmittel zugunsten der Schiene ausgegeben 
worden sind. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wir haben doch den 
Umschwung zugunsten der Schiene herbei

-

geführt! — Kohn [FDP]: Nennen Sie doch 
einmal Zahlen!) 

Kosten-Nutzen-Analysen dienen sehr häufig als Ver-
zögerungsinstrumente. Ich erinnere an die Diskussion 
über die jetzt Gott sei Dank in Ang riff genommene 
Strecke Dortmund—Paderborn—Kassel. Anstatt hier 
entschlossen zu handeln, führte die Bundesregierung 
zunächst ziemliche Verrenkungen mit den Wirtschaft

-

lichkeitsberechnungen vor. Wann jemals hat die Bun-
desregierung für ein Straßenbauprojekt derartige 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen gefordert? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
Es wird eine einseitige Infrastrukturpolitik gegen 

die Bahn betrieben. Es fehlt die Weiterentwicklung 
des ordnungspolitischen Rahmens, mit dem die Wett-
bewerbsposition der Bundesbahn gestärkt werden 
könnte. Die letzten Jahre haben aber doch deutlich 
gemacht, daß der Straßenverkehr seine Wachstums-
grenzen erreicht hat. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Dr. Jobst? 

Dr. Niese (SPD): Ja, bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Kollege Niese, darf ich 
Sie daran erinnern, daß der gigantische Plan zum Aus-
bau der Bundesverkehrsstraßen des früheren Bundes-
verkehrsministers Leber maßgeblich durch unsere In-
itiativen erheblich reduziert wurde und daß wir heute 
nicht 20 000 km Autobahnen bauen, sondern es bei 
10 000 km bewenden lassen wollen? 

(Daubertshäuser [SPD]: Das war während 
der Großen Koalition! Das vergißt der Herr 

Dr. Jobst!) 

Dr. Niese (SPD): Es nützt doch der Zukunft der Ver-
kehrspolitik in der Bundesrepublik und in Europa 
nicht, sozusagen Nachhutgefechte darüber zu führen, 
wer woran warum schuld ist. Wir müssen vielmehr 
feststellen, daß wir notwendige Investitionen für die 
Schiene tätigen müssen, weil der Verkehrsinfarkt auf 
der Straße droht. Ich glaube, das ist festzuhalten. 

(Beifall bei der SPD) 
Denn die Vorteile des Verkehrssystems Schiene 
kommen auch wieder stärker in das Bewußtsein der 
Öffentlichkeit. Vorschläge auch von unabhängigen 
Experten, z. B. der Gruppe des Bahnforums unter Lei-
tung von Herrn Abs, liegen seit langem auf dem Tisch 
der Bundesregierung; sie müßte nur handeln. Aber 
nach dem Motto „Wie rette ich mich über die nächste 
Wahl und wie vor verantwortlichem Handeln?"  — 
wird  eine neue Kommission eingesetzt. Klar ist doch 
aber: Im Spannungsverhältnis „Verkehr und Um-
welt" nimmt die Bahn eine positive Sonderstellung 
ein. Dazu muß ich nicht noch erst Expertenkommissio-
nen befragen. Das ist eine einfache Tatsachenfeststel-
lung. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 
Das gilt für die Faktoren Energieverbrauch, Flächen-
bedarf, Verkehrslärm, Luftverschmutzung und Ver-
kehrssicherheit. 

So ist und bleibt die Bahn für unser gesamtes Ver-
kehrssystem unverzichtbar. Daher müssen wir die 
Bahn so modern, so leistungsfähig und so attraktiv 
gestalten, daß sie einen sicheren Platz im Wettbewerb 
mit den anderen Verkehrsträgern behält. 

(Beifall bei der SPD) 
Zögerliches und kompromißhaftes Handeln ist nicht 
mehr vertretbar, ohne der Deutschen Bundesbahn 
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und der deutschen Verkehrswirtschaft einen dauer-
haften und nicht wiedergutzumachenden Schaden 
zuzufügen. 

Das gilt z. B. — das steht mit auf der Tagesord-
nung — für die DB-Strecken Ruhr-Sieg/Rhein-Sieg. 
Dies ist für die Regionen an Rhein und Ruhr, Sieg und 
Lahn von großer verkehrspolitischer und wirtschafts-
politischer Bedeutung. Das östliche Ruhrgebiet 
braucht eine leistungsfähige Anbindung an die Wirt-
schaftsräume an Rhein und Main. Diese strukturpoli-
tischen Maßnahmen dürfen nicht auf die lange Bank 
geschoben werden. Deshalb müssen bereits jetzt die 
Weichen für einen zügigen Ausbau dieser Strecken 
gestellt werden. Die Bundesregierung ist aufgefor-
dert, bereits jetzt die notwendigen Vorbereitungen 
umfassend einzuleiten. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle kurz auf den Tages-
ordnungspunkt 3 j eingehen, der das Problem der 
Freifahrten mit der Bahn für die Mitglieder der Ver-
fassungsorgane betrifft. Ich war dazu Berichterstatter 
im Verkehrsausschuß. Wir sind bei unserer Beschluß-
fassung im Verkehrsausschuß von der Tatsache aus-
gegangen, daß zur Abgeltung der Kosten, die damit 
verbunden sind, im Bundeshaushalt bei den entspre-
chenden Einzelplänen Mittel ausgewiesen werden. 
Die Haushaltsberatungen haben gezeigt, daß diese 
Grundlage entfallen ist. Übereinstimmend beantra-
gen deshalb alle Fraktionen eine Rücküberweisung 
dieses Problemkreises, weil wir einig sind in der Beur-
teilung, daß es nicht zu verstehen ist, daß die Luft-
hansa für die Fahrten der Mitglieder der Verfassungs-
organe aus dem Bundeshaushalt die Kostenerstattung 
bekommt — dabei handelt es sich um ein profitables 
Unternehmen — , die Bundesbahn aber, die in erheb-
lichen Problemen steckt, über die wir hier diskutiert 
haben, sie nicht bekommen soll. Diesbezüglich be-
steht Einigkeit. Deswegen beantragen wir Zurück-
überweisung des gesamten Problemkreises — Tages-
ordnungspunkt 3 j — an den Verkehrsausschuß. 

(Zustimmung bei der SPD und des Abg. Kohn 
[FDP]) 

Meine Damen und Herren, wir haben unser Ge-
samtkonzept zur Sicherung der verkehrspolitischen 
Bedeutung der Bundesbahn eingebracht. Dieses Kon-
zept unterstreicht den besonderen Stellenwert der 
Bahn aus verkehrs-, energie- und umweltpolitischer 
Sicht. Unsere Vorschläge schaffen für die Bundesbahn 
den Handlungsspielraum, den sie benötigt, um selb-
ständig ihre Attraktivität und Leistungsfähigkeit zu 
steigern. Im Infrastrukturbereich müssen gleichwer-
tige Wettbewerbsbedingungen für die konkurrieren-
den Verkehrsträger hergestellt werden. Die Deutsche 
Bundesbahn muß derzeit den Schienenweg mit eige-
nen Mitteln finanzieren. Sie muß die Investitionsko-
sten und auch die Unterhaltungskosten selbst aufbrin-
gen. Dies ist eindeutig eine Wettbewerbsverzerrung, 
die zu Lasten der Bahn geht. 

Wir wollen die Wettbewerbsbedingungen der Ver-
kehrsträger Schiene, Straße und Wasserstraße anglei-
chen. Deshalb schlagen wir vor, daß der Bund wie bei 
der Straße und bei der Wasserstraße die Investitions-
kosten des Schienennetzes zu übernehmen hat. Dies 
gilt sowohl für die Ersatzinvestitionen, also Unterhal-
tungskosten, als auch für die Investitionen beim Neu- 

und Ausbau der Schienenwege. Wie anders wollen 
wir ansonsten — Herr Kohn ist genau auf diesen 
Punkt eingegangen — auf die Entwicklung in der 
DDR und in Osteuropa mit notwendigen Verkehrsin-
frastrukturmaßnahmen schnell reagieren? Mein Kol-
lege Ernst Haar wird auf die notwendigen Maßnah-
men, die sich aus den Entwicklungen in Osteuropa 
ergeben, noch eingehen. Meine Aufforderung an die 
FDP-Fraktion ist, dann auch hier Farbe zu bekennen 
und diesem Punkt in unserem Maßnahmenvorschlag 
zuzustimmen. 

Wir wollen den Ausbau des Schienenwegenetzes 
der Deutschen Bundesbahn gesetzlich absichern. Er 
soll künftig als Bedarfsplan für einen Fünf-Jahres-
Zeitraum vom Deutschen Bundestag beraten und als 
Gesetz beschlossen werden. Das Verfahren zum Aus-
bau des Schienenwegenetzes wird damit an das Ver-
fahren zum Ausbau der Bundesfernstraßen angegli-
chen. Wie bei den Bundesfernstraßen beschließt der 
Bundestag den Bedarfsplan für den Ausbau des Schie-
nenwegenetzes. Er soll den Neu- und Ausbau von 
Hauptverkehrsstrecken des Personen- und Güterver-
kehrs, des Schienenpersonennahverkehrs in Bal-
lungsgebieten und vor allen Dingen von Anlagen des 
kombinierten Verkehrs Schiene/Straße enthalten. 

Investitionsschwerpunkte im Bereich der Deut-
schen Bundesbahn sind neben dem kombinierten 
Verkehr die Neu- und Ausbaustrecken. Sie müssen 
beschleunigt fertiggestellt und in Bet rieb genommen 
werden. Besonders wichtig sind dabei die grenzüber-
schreitenden Schnellfahrstrecken. Die Deutsche 
Bundesbahn muß ihre Angebotsverbesserung auf 
Grund dieser Schnellfahrstrecken möglichst rasch am 
Markt plazieren, um ihre Wettbewerbschancen zu 
verbessern. Damit wird dann auch gleichzeitig das 
eingesetzte Kapital wirtschaftlich nutzbar gemacht. 
Die Bahn muß Grenzen überschreiten. Sie hat eine 
wachsende europäische Bedeutung. 

Hochgeschwindigkeitsverkehre zwischen den eu-
ropäischen Wirtschaftszentren sowie ein leistungsfä-
higes Güterverkehrsnetz sind schrittweise zu realisie-
ren. Dabei müssen die europäischen Eisenbahnunter-
nehmen noch intensiver zusammenarbeiten und für 
eine gemeinsame Zukunft planen. Es kommt dabei 
entscheidend darauf an, daß die in der Entwicklung 
befindlichen Systeme miteinander kompatibel wer-
den. 

Das bisher vorliegende Konzept eines europäischen 
Hochgeschwindigkeitsnetzes ist auf Westeuropa kon-
zentriert. Dies ist auf Grund der aktuellen Entwick-
lung in der DDR und in den osteuropäischen Staaten 
politisch nicht weiter vertretbar. Es ist daher notwen-
dig, neue Anstrengungen zu entwickeln, um die Staa-
ten Osteuropas, insbesondere aber die DDR, in ein 
korrespondierendes Schienenschnellverkehrssystem 
einzubeziehen, wie der Raumordnungsausschuß es 
bei der entsprechenden Beratung am 13. Ap ril 1988 
wohl in weiser Voraussicht schon gefordert hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Politik muß 
dafür sorgen, daß zwischen den Verkehrsträgern 
Schiene, Straße und Wasserstraße eine vernünftige 
Arbeitsteilung nach volkswirtschaftlich sinnvollen 
Kriterien erreicht wird. Die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen und Wertvorstellungen müssen da- 
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bei berücksichtigt werden. Die notwendigen Maß-
nahmen und Entscheidungen müssen deshalb auch 
darauf ausgerichtet sein, den Umweltschutz zu ver-
bessern, Energie einzusparen und die Verkehrssi-
cherheit zu erhöhen. 

Der kombinierte Verkehr muß ausgebaut werden. 
Es ist ökologisch und ökonomisch sinnvoll, Güter über 
große Entfernungen verstärkt auf der Schiene zu 
transportieren und den Vor- und Nachlauf mit dem 
Lkw durchzuführen. Die im Wettbewerb stehenden 
Verkehrsträger Straße, Wasserstraße und Schiene 
müssen zu optimalen Transportketten verknüpft wer-
den mit dem Ziel, die vorhandenen Kapazitäten bes-
ser zu nutzen, die überbeanspruchten Kapazitäten zu 
entlasten, die gesamtwirtschaftlichen Vorteile des je-
weiligen Verkehrsträgers besser zur Geltung zu brin-
gen und die Leistungsfähigkeit des Gesamtsystems zu 
steigern. 

Das offenkundige Versagen der Bundesregierung 
auch und gerade in der Bahnpolitik wird von der SPD-
Bundestagsfraktion zum Anlaß für ein verstärktes En-
gagement genommen. Ich fasse deshalb abschließend 
nochmals unsere Forderungen zusammen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das muß nicht 
sein!)  

— ich habe noch die Zeit dafür 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Man kann auch 
schenken!) 

Verbesserung der politischen Rahmenbedingungen 
für die Bahn, Ausbau statt Abbau des Schienennet-
zes, 

(Gries [FDP]: Es gibt noch Fußball heute!) 
Modernisierung der Bahnanlagen durch verstärkte 
Investitionen, zügiger Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs, schrittweise Übernahme der Schul-
denlast der Deutschen Bundesbahn durch ihren Ei-
gentümer, den Bund, Verlagerung des Gütertrans-
ports über lange Strecken von der Straße auf die 
Schiene, bessere Unternehmensverfassung bei der 
DB, Einführung der Trennungsrechnung, Übernahme 
der nicht gedeckten Kosten durch den Bund für die 
Aufgaben, die der Staat der Bahn auferlegt, sowie 
Wettbewerbsgleichheit zwischen den verschiedenen 
Verkehrsträgern. 

Diese Weichenstellungen würden der Bahn eine 
zukunftsgerichtete Unternehmenspolitik unter Be-
rücksichtigung der geänderten ökonomischen und 
ökologischen Rahmenbedingungen eröffnen. Damit 
hätte die Bundesbahn ihre Chance, die sie dann ei-
genverantwortlich nutzen könnte. Hierfür bitten wir 
um Ihre Zustimmung. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat der Abgeordnete Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es ist unglaub-
lich: Alljährlich findet einmal eine große Bundesbahn-
debatte statt, und wie viele von den Bundesbahnvor-
standsmitgliedern sind heute denn zugegen, um an 

dieser Debatte teilzunehmen? Wenn ich hier nach 
oben schaue, dann stelle ich fest: ein einziges Mit-
glied. 

(Kohn [FDP]: Und wie viele Abgeordnete?) 
Das ist unverständlich. Herr Dr. Dernbach, Sie möchte 
ich persönlich erwähnen. Geben Sie das an Ihre Kol-
legen weiter; machen Sie sich bitte viele Notizen, und 
sagen Sie, daß vom Parlament einfach nicht mehr ver-
standen worden ist, wie man seitens des Bundesbahn-
vorstandes diese Debatte betrachtet und ihr anschei-
nend nicht mehr die große Aufmerksamkeit schenkt, 
die dringend erforderlich ist. Gerade Sie sollen doch 
wissen, wo es langgehen soll, wenn 16 verschiedene 
Redner quer über alle Parteien hinweg hier das Wort 
ergreifen und wir darum ringen, eine vernünftige und 
sachliche Ausgestaltung der Bundesbahnpolitik ins-
gesamt vornehmen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Bamberg? 

Hinsken (CDU/CSU): Wenn es nicht angerechnet 
wird. 

Bamberg (SPD): Herr Kollege Hinsken, könnte das, 
nachdem die Mitglieder des Bundesbahnvorstandes 
vorher bei fast jeder Bahndebatte anwesend waren, 
nicht auch ein Ausdruck dafür sein, daß das Bundes-
bahnmanagement wegen der verfehlten Verkehrs-
politik Ihrer Regierung total resigniert hat? 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Bamberg, ich 
bin da völlig gegensätzlicher Meinung. Ich meine, wir 
haben sie zu gut bedient, und sie meinen, es sei gar 
nicht mehr erforderlich, hier vorzusprechen und da-
beizusein, weil alles für sie von selbst läuft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine lieben Kollegen, lange Zeit habe ich mit mir 

gerungen, ob ich die mir zur Verfügung stehende Zeit 
nutzen soll, den Brief eines tüchtigen Bürgermeisters 
aus meinem Wahlkreis über eine Sonderfahrt an den 
Präsidenten der Bundesbahndirektion München zu 
verlesen. Er geht darin mit dem Verhalten der Bahn 
hart ins Gericht. Einige Passagen muß ich aber doch 
dem Hohen Haus kundtun, um klarzumachen, wie die 
Deutsche Bundesbahn beste Möglichkeiten nicht 
nutzt, um die Mitbürger wieder mehr zu Bahnfahrten 
zu animieren. 

Bürgermeister Zellmeier — so ist dessen Name  — 
(Kohn  [FDP]: Welche Partei?) 

schreibt mir: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher?) 

Heuer versuchte unsere Gemeinde erstmals, in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbahn 
eine Sonderfahrt „Gemeinde Laberweinting auf 
Reisen" durchzuführen. Wir hatten wunderbares 
Wetter. Die Schiffahrt auf der Donau war erhol-
sam. Die Teilnehmer daher voll des Lobes. In blei-
bender Erinnerung werden alle Beteiligten je-
doch die Fahrt mit der Bundesbahn behalten. Was 
da als Bahnfahrt 2. Klasse angeboten wurde, 
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spottet jeglicher Beschreibung. Die Erwartungen 
wurden schon enttäuscht, als statt des Sonderzu-
ges ein Schienenbus, bei uns besser als Triebwa-
gen bekannt, am Bahnhof hielt. Die Leute stiegen 
ein, und jeder bekam einen, wenn auch nicht 
gerade bequemen Sitzplatz. Unter den Teilneh-
mern war eine Reihe von Leuten, die erstmals seit 
Jahren wieder den öffentlichen Personennahver-
kehr am eigenen Leib zu spüren bekamen. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Recht ge

-

schieht ihnen!) 

Beim Anfahren des Zuges entwickelte sich eine 
Geräuschkulisse, die in ihrer Intensität irgendwo 
zwischen dem Triebwerkslärm startender Düsen-
flugzeuge und Tarzans Urgeschrei anzusiedeln 
war. 

(Heiterkeit) 

Kaum hatten wir unsere Reisegeschwindigkeit 
erreicht, kam es zu einem Zwischenstopp auf 
freiem Gelände. Wie sich später herausstellte, 
leuchtete die Öldruckanzeige auf, so daß der 
Zugführer den unfreiwil ligen Zwischenstopp ein-
legen mußte. Mit Arbeitshandschuhen und Öl-
kanne bewaffnet konnte er jedoch den Schaden 
beheben und nach kurzer Zeit die Fahrt wieder 
fortsetzen. Bei Passau wiederholte sich dann die-
ser Vorfall. Wieder fiel ein Motor aus, und wieder 
gelang es dem Zugpersonal, die Maschine flott-
zukriegen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Tüchtige Eisenbah

-

ner!) 

Das war die Hinfahrt. Die Rückfahrt war nicht nur 
ähnlich, sondern die Pannen nahm zu. So heißt es in 
dem Brief weiter: 

Mit viel Geschick und technischem Wissen ge-
lang es immer wieder, den Zug nach jedem 
Zwangsstopp wieder in Fahrt zu bringen. 

(Heiterkeit) 

Dazu mußte ein Zugbegleiter am hinteren Ende 
des Zuges einen Knopf drücken, um ein Abschal-
ten des Motors zu verhindern. Da hierbei der Fin-
ger nach kurzer Zeit ermüdete, wechselten sich 
Zugbegleiter und ein Gemeinderat in dieser Tä-
tigkeit ab. 

(Heiterkeit) 

Ich könnte mit weiteren Zitaten fortfahren, möchte es 
aber damit bewenden lassen. 

Von diesem Erlebnis zum Ernst zurück. Die Gunst 
der Stunde für die deutsche Bundesbahn wurde hier 
meines Erachtens nicht genutzt, nämlich wieder ver-
mehrt Leute für die Bahnfahrt zu interessieren. 

Eines aber wird deutlich: So kann man die Flächen-
regionen nicht abhängen. Da werden Schnellzug

-

halte — u. a. für an und abreisende Feriengäste wich-
tig, wie auch Kollege Ewen treffend ausgeführt hat — 
aufgehoben, Strecken stillgelegt, vorsintflutliche 
Triebwagen eingesetzt und, wie demnächst geplant, 
Stückgutbahnhöfe mit großen Einzugsbereichen und 
an wichtigen, doppelgleisigen elektrifizierten Strek

-

ken gelegen nicht mehr schienenbedient. Man kon-
zentriert sich auf Ballungsräume. 

Ein Beispiel aus meiner Heimat: Ohne die dünne 
Besiedlung zu beachten, werden die Güter in Zukunft 
Millionen von Kilometern auf der überlasteten Straße 
und nicht mehr auf der ohnehin nicht ausgelasteten 
Schiene transportiert. Unflexibilität und Arroganz, 
auch bei manchen Bahnoberen — Gott sei Dank aber 
nicht bei jedem, sondern nur bei einzelnen, das kam 
heute wieder zum Ausdruck — , machen sich breit. 
Den ökologischen Herausforderungen stellt man sich 
nicht. Anstatt vermehrt Güter auf die Schiene zu be-
kommen, tut man alles, um umgekehrt zu verfahren. 
Die Deutsche Bundesbahn ist doch für den Bundes-
bürger vorrangig Schiene und nicht Straße. Bei man-
chem Vorstandsmitglied der Deutschen Bundesbahn 
sehe ich anstatt der Deutschen Bundesbahn nur noch 
Bahnhof. Dies gilt natürlich nicht für die vielen enga-
gierten Mitarbeiter jeweils unmittelbar vor Ort, die 
oftmals ihr Bestes und ihr Letztes geben. 

Auch mir ist klar, daß im Personenverkehr in der 
Fläche das individuelle Verkehrsmittel, das Auto, als 
Ausfluß des Wohlstandes längst gewonnen hat. Bei 
Gütertransporten allerdings nutzt die Bahn die 
Schiene viel zuwenig. Da hilft ein guter Verkehrsmi-
nister, wie ihn Dr. Zimmermann verkörpert, oder ein 
tüchtiger Parlamentarischer Staatssekretär, wie er 
heute mit Dr. Schulte anwesend ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

oder auch ein engagierter Abteilungsleiter wie Herr 
Reinhard, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

der ebenfalls erwähnt werden sollte, weil er gerade 
für diese großen Probleme Verständnis hat, nichts, 
wenn von Frankfurt aus die Weichen falsch gestellt 
werden. 

Es mutet, meine lieben Kollegen, schon komisch an 
— jetzt hören Sie einmal gut zu —, wenn die Deutsche 
Bundesbahn ca. 1 000 Betriebe mit über 3 250 Geneh-
migungen im Fernverkehr einsetzt, um dann für die 
gefahrenen ca. vier Milliarden Tonnenkilometer im 
Fern- und Nahverkehr über 1 Milliarde DM abrech-
nen zu können. 

Vor nicht allzulanger Zeit hieß es: „Laßt die Bahn 
ran! " Das haben wir in allen Zeitungen gelesen. Wie 
denn, wenn man so vorgeht? Wäre es nicht besser, in 
solchen Fällen direkt den Gütertransportunterneh-
mern die Aufträge zukommen zu lassen, anstatt daß er 
den Weg über die Deutsche Bundesbahn zu gehen 
hat? 

Ich meine: Ziel der Verkehrspolitik muß es sein, 
eine optimale Aufgabenteilung der Verkehrsträger 
zu erreichen. Die Festlegung einer solchen optimalen 
Aufgabenteilung hat vor dem Hintergrund ökonomi-
scher wie ökologischer Kriterien zu erfolgen. Die Lei-
stungsfähigkeit der Bahn muß verbessert werden. 

Unerläßlich für eine optimale Aufgabenteilung der 
Verkehrsträger ist nach wie vor eine mengenmäßige 
Steuerung der Straßengüterverkehrskapazität, die 
Verkehrsinfarkten vorbeugt und der Schiene in einem 
leistungsorientierten Wettbewerb den erforderlichen 
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Spielraum gibt, um die ihr in Zukunft zufallenden 
Transportaufgaben zu erfüllen. 

Die Finanzorientierung der Bahnpolitik muß zu ei-
ner Verkehrsorientierung gewandelt werden. Ziel 
dürfen nicht kurzfristige Einsparerfolge und Abkop-
peln der Flächenregionen sein, sondern Ziel muß sein, 
wie durch gezielte und zum großen Teil kurzfristig 
rentierliche Investitionen die Bahn umfassend moder-
nisiert, damit attraktiver gestaltet und langfristig auch 
wirtschaftlich gestärkt werden kann. 

Unsere Bundesbahn, so meine ich, muß sich zum 
Gebot machen, sich nicht an einer kurzfristigen Spar-
politik zu orientieren, sondern auch in der Fläche 
langfristig zu investieren, um den Bürger und die 
Wirtschaft vor Standortnachteilen zu bewahren. 

Lassen Sie mich zusammenfassend feststellen: Die 
Bundesbahn muß im Schienenpersonennahverkehr 
wie im Güternahverkehr auch künftig an attraktive-
ren und zugleich kostengünstigeren Angeboten ar-
beiten. Es ist dann keine Frage, daß betriebswirt-
schaftliche Notwendigkeiten der Bahn und die Forde-
rungen des Gemeinwohls in Einklang zu bringen sind. 
Dies ist der richtige Weg. Herr Dr. Dernbach, ich bitte 
Sie, diesen Weg auch weiter zu gehen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Haar. 

Haar (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die Sprecher der Regierungskoalition und 
der Bundesverkehrsminister haben sich bemüht, die 
Verkehrs- und Bahnpolitik der Bundesregierung far

-

big,  zukunftsträchtig und positiv darzustellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Also so, wie sie 

ist!)  

— Sie dürfen ruhig noch ein bißchen klatschen. — In 
Wahrheit stehen wir vor drohenden Verkehrsinf ark

-

ten  und bei der Bundesbahn vor einer Schußfahrt in 
immer höhere Defizite. Sie brauchen heute nur die 
Zeitungen zu lesen. 

(Zurufe von der SPD: So ist es ! — G ries 
[FDP]: Er hat ja gerade die Fakten geschil

-

dert!) 

Fast alle Ihre Diskussionsredner, meine Damen und 
Herren, die Sie, die Regierung und ihre Politik tragen, 
haben sich wie schon seit Jahren auf Mängel, auf Ver-
säumnisse, auf falsche Einschätzungen und Fehler in 
den 70er Jahren berufen. Ich muß mal ernsthaft fra-
gen: Ist das nicht ein ganz schlimmes Armutszeugnis 
für Sie selbst? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

Ich fürchte, daß sich Ihre Unfähigkeit für Entscheidun-
gen, Ihre Konzeptionslosigkeit, Ihre sträfliche Verzö-
gerungstaktik — darauf kommt es ja auch noch an — 
noch bitter rächen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach, Herr Kollege, 
wer hat Ihnen das denn aufgeschrieben!) 

Der Jahresfehlbetrag der Deutschen Bundesbahn 
wächst in diesem Jahr auf 3,8 Milliarden DM. Für den 
wachsenden Schuldenstand in Höhe von 43,9 Milliar-
den DM müssen jetzt 3,1 Milliarden DM an Zinsen 
erwirtschaftet werden. Unter dem Lack Ihrer reinen 
Ankündigungspolitik mit der Überschrift „Für eine 
umweltfreundliche Bahn" hat inzwischen der Rost er-
kennbar angesetzt. Sie werden noch über einiges 
überrascht sein. 

Vor wenigen Tagen hat selbst ein namhafter Spre-
cher des Bundesverkehrsministeriums Befürchtungen 
über den Anstieg der Neuverschuldung der Bundes-
bahn geäußert. Ihre neue Taktik ist schon erkennbar. 
Jetzt schlagen Sie auf das Management der Bahn zu, 
das Sie selber zweimal bestellt haben. Ich kann mich 
über derartige Widersprüche nur wundern. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Hamburg] 
[CDU/CSU]: Beim ersten Mal haben Sie es 

bestellt!) 

Dreißig Jahre — dem werden Sie wohl kaum wider-
sprechen — autofreundlicher Verkehrspolitik haben 
das sichere und umweltfreundliche Verkehrsmittel 
Bahn im wesentlichen mit ins Abseits gedrängt. 

Wettbewerbsfähigkeit, die heute von Ihnen gefor-
dert worden ist — auch von Herrn Rauen, der hier 
Maßstäbe eines Bauunternehmers angesetzt hat —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist erfri

-

schend!) 

Wettbewerbsfähigkeit mit einer hundert Jahre alten 
Schieneninfrastruktur war und ist nicht zu erreichen. 
Wenn Sie das nicht einräumen wollen, dann machen 
Sie den Leuten wirklich ein X für ein U in der Ver-
kehrspolitik vor. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Resultat für die Bahn und für die Verkehrspoli-
tik — das ist die Anklage, die wir erheben — ist ver-
heerend. Ob der Verkehrskollaps noch verhindert 
werden kann, hängt letztlich auch davon ab, ob die 
Regierungskoalition die Kraft hat, die Weichen der 
Bahnpolitik endlich neu zu stellen. Seit 1950 
schrumpft der Personalbestand der Bahn auf die 
Hälfte. Sie wissen das. Weitere 30 000 Stellen werden 
abgebaut. Diese drastische Schrumpfkur geht weiter. 
Rigoros werden kleine Städte und Gemeinden seit 
Jahr und Tag vom Schienennetz abgekoppelt. In 
Schleswig-Holstein haben wir 50 % weniger Bahn-
höfe als noch vor etwa 15 Jahren. 7 000 km an Strek-
ken, die sogenannten Nebenstrecken, sind reduziert 
worden. 

Wenn man die betriebswirtschaftliche Betrach-
tungsweise, die von Ihnen heute eingeführt worden 
ist, zu Ende denkt, dann kann man nur zu folgender 
widersinniger Rechnung kommen. Bis zum bitteren 
Ende gedacht würde das bedeuten: Bei einem Strek-
kennetz von 30 000 km bleiben für eine betriebs- und 
volkswirtschaftliche Rechnung ohne Zuschüsse usw. 
einigermaßen stabil noch etwa 3 000 km Strecke. 
Wenn Sie das wollen, dann müssen Sie es sagen. 

Der ökonomische Widersinn einer solchen Entwick-
lung zeigt sich auch bei der Benachteiligung der Bahn 
im Güterverkehr. Güterbahnhöfe werden laufend 
dichtgemacht. Da gilt nicht mehr die Nähe zur Wirt- 
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schaft und zum Kunden, die Sie sonst fordern, sondern 
da wird Konzentration verlangt. Der Systemvorteil bei 
der Bahn liege im Transport massenhafter oder ge-
bündelter Gütermengen über weite Entfernungen. 
Mangels Masse an einzelnen Bahnhöfen werden des-
halb mehr und mehr Güter zu zentralen Knotenpunk-
ten der Bahn gekarrt: über die Straßen. 

Jetzt bitte ich Sie einmal, meinen Gedankengang in 
Ruhe anzuhören. Was die Bahn auf diese Weise spart 
— das ist ja Leitlinienpolitik dieser Bundesregie-
rung —, geht zu Lasten der Umwelt. 

(Gries [FDP]: Das ist ein Haufen Geld!) 

— Jawohl, Herr Kollege Gries, wir sind uns einig: ein 
Haufen Geld. Lassen wir es dabei. — Ich sage Ihnen 
aber: Das geht zu Lasten der Umwelt. Bei gleicher 
Transportleistung verpestet der Lkw dreißigmal mehr 
als ein Zug. Das ist bei Ihnen anscheinend keine Rech-
nung. Ich kann nur staunen, wie Sie darüber hinweg-
gehen. Müßten in- und ausländische Spediteure für 
die Schäden und Wegekosten zahlen, sähen die Fi-
nanzen der Bahn ganz anders aus. Ich bitte Sie, auch 
darüber mit uns eine volkswirtschaftliche Rechnung 
aufzumachen. Wir haben Sie schon im September 
dazu aufgefordert. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn schon Ihr Ressortminister durch flotte Sprü-
che die prekäre Bahnsituation übertüncht und ver-
kleistert, sollten Sie wenigstens die Alarmglocken aus 
Brüssel aufmerksam hören. Eine Expertengruppe der 
Brüsseler EG-Kommission ist dabei, die Folgen des 
europäischen Binnenmarkts für die Umwelt zu unter-
suchen. Die bereits eingeleitete Liberalisierung des 
Transportverkehrs, die Abschaffung der Kontingente 
werden zu einer erheblichen Ausweitung des Stra-
ßen- und des Flugverkehrs führen. Das ist von Ihnen 
in Ihren heutigen Beiträgen zum Teil sogar begrüßt 
worden. Allein beim grenzüberschreitenden Lastwa-
genverkehr wird von den Verkehrswissenschaftlern 
mit einem Zuwachs zwischen 30 % und 50 % gerech-
net. In Brüssel zeigt man uns auf, daß die Zahl der 
Fahrzeuge auf Europas Straßen um 17 Millionen stei-
gen wird. Das vielzitierte abgasarme EG-Auto bringt 
zwar auf dem Papier eine umweltpolitische Belastung, 
aber ich appelliere an Sie, auch an Ihren christlichen 
Gemeinwirtschaftssinn in all diesen Fragen der Be-
trachtung und Beurteilung. Alles wird bei weitem zu-
nichte gemacht — Sie wissen das durch Vorlagen — 
durch den rapide wachsenden Fahrzeugverkehr und 
den weiter steigenden Energieverbrauch. Der Bun-
deskanzler hat am 27. Ap ril in seiner Regierungser-
klärung angekündigt, schnell für bessere Luft in der 
Republik zu sorgen. Von konsequentem Umwelt-
schutz war die Rede. Deshalb solle die Kraftfahrzeug-
steuer geändert werden. 

Die jetzt beschlossene Steueränderung hat mit Um-
weltschutz überhaupt nichts zu tun. Für die größten 
Krach- und Dreckmacher auf unseren Straßen wurde 
die Lkw-Steuer um bis zu 13 000 DM gesenkt und die 
Straßenbenutzungsgebühr mit großen Überschriften 
eingeführt. Sie wissen selbst, und alle Fachleute von 
Rang bestätigen es: Das ist reine Kosmetik. Resi-
gnierte Experten stellen sarkastisch fest: Es wird im 
alten Gleis weitergefahren und der umweltbelastende 

Güter- und Individualstraßenverkehr durch staatliche 
Rahmenbedingungen weiter begünstigt. 

Also hören Sie auf mit dem Märchen von Ihren schö-
nen Rahmenbedingungen! Sie sind für die Bahn in 
jedem Fall storniert. Das steht von heute an fest. 

(Beifall bei der SPD) 
Die von der Bundesregierung eingesetzte Projekt-

gruppe „Aktionsprogramm Ökologie" hat Ihnen emp-
fohlen — Ihre Regierung hat sie eingesetzt —, grund-
sätzlich keine neuen Straßen mehr anzulegen. Heute 
früh haben Sie moniert, daß wir 500 Millionen DM am 
Straßenbauhaushalt abspecken wollen. Das ist die 
Empfehlung einer Regierungskommission. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Was sagen Sie denn 
zu den Forderungen Ihrer Kollegen draußen 

in der Region?) 
Jetzt will ich gleich weitermachen. Denn ich bin 

jetzt beim Darstellen dieser Empfehlungen an Sie. 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie vorher eine 
Zwischenfrage des Kollegen Fischer (Hamburg), Herr 
Kollege? 

Haar (SPD): Nein, ich bin noch mitten in der Gedan-
kendarlegung. Aber dann gern. 

Vizepräsidentin Renger: Später. Gut. 

Haar (SPD): Auch der Vorschlag, Neutrassierungen 
auf unabweisbare Bedürfnisse zu begrenzen, blieb bei 
Ihnen völlig ungehört. 

Bitte sehr. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter 
Fischer. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Kollege Haar, 
wie meinen Sie Ihre Position zur Verminderung der 
Straßenbaumittel und das soeben Ausgeführte mit 
den Mehranforderungen durch SPD-Bundesländer 
von Straßenbaumitteln in 100-Millionen-Höhe, ge-
richtet u. a. an den Bund, vereinbaren zu können? 

Haar (SPD): Ich will Ihnen sagen, daß wir solche 
Verhandlungen — ich kenne das aus Erfahrung — mit 
den Ländern auch in den 70er Jahren laufend geführt 
haben. Sie können strukturelle Mängel dort, wo z. B. 
Bahnstrecken in den letzten zehn Jahren geschlossen 
wurden, nicht einfach abschreiben. Es gibt dort auch 
kommunale, zum Teil einstimmige, Beschlüsse auch 
Ihrer Kollegen draußen, die verlangen: Dann wollen 
wir wenigstens Umgehungs- und Verbindungsstra-
ßen haben. Das ist die logische Folge Ihrer Bahnpoli-
tik, über die wir heute reden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Kollegen Fischer (Hamburg)? 

Haar (SPD): Nein. Ich möchte jetzt zu einem ande-
ren Thema kommen und noch einige Bemerkungen 
machen. Ich bitte um Verständnis. 

Ich möchte die Bundesregierung bitten, ihren Teil 
beizutragen, daß durch die Durchbindung von Inter- 
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city-Zügen von und nach Berlin — ich denke, wie ich 
heute früh schon ausgeführt habe, an den Intercity 
„Hölderlin" ab München und den Intercity „Schwa-
benpfeil" ab Stuttgart direkt nach Berlin — schnell-
stens eine Chance geschaffen wird, damit eine Reise-
komfortsteigerung und Fahrzeitverkürzung erkenn-
bar werden. Denn ich bin überzeugt, daß schon ab 
dem nächsten Jahr in dieser Richtung durch techni-
sche Verbesserungen die Voraussetzungen geschaf-
fen werden können, um die bestehenden Trassen zwi-
schen Hannover und Berlin in Intercity-Trassen um-
zuwandeln. Wenn Sie den Einsatz von nur fünf zusätz-
lichen Intercity-Zügen in diesem Zusammenhang mit 
dem Bahn-Vorstand und der Reichsbahn-Verwaltung 
klären, können wir die gegenwärtigen Fahrplanlük-
ken auf dieser Strecke von zwei Stunden auf eine 
Stunde verringern. 

Im übrigen gehe ich davon aus, daß das, was wir, 
auch heute in der Ausschußsitzung vorgetragen, zur 
Verbesserung auch der Möglichkeiten vorgeschlagen 
haben, Ferngespräche ohne stundenlange Wartezei-
ten zu führen, und all dessen, was da noch eingeleitet 
werden kann, nicht bis zum nächsten Jahr vertagt 
wird. Da genügt nicht eine inzwischen festgelegte 
Leitung zwischen zwei Direktionen. 

Im übrigen, bemerkenswert bleibt ja, wie Herr Zim-
mermann alle Initiativen der SPD-Bundestagsfraktion 
mit leichter Hand abtut und daß er heute in seiner 
Einführungsrede z. B. das Prädikat „Schwarzmalerei" 
gebraucht hat. Ich finde das unfair und nicht sauber. 
Das ist auch nicht der Stil bei solchen existentiellen 
Fragen, die weit über die Frage von Bahnpolitik und 
Verkehrspolitik hinausreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die heute wieder angekündigten Wege zur Trans-
portsteigerung auf der Schiene einschließlich ange-
kündigter europaweiter Schnellverbindungen sind 
— lassen Sie mich das so hart sagen — eine reine 
Droge, solange nicht die Bereitschaft erkennbar ist, 
auch unpopuläre Entscheidungen zu treffen. Solange 
nicht ernsthaft über das Schweizer Modell, das Sie 
sehr wohl kennen, nachgedacht und offen gesprochen 
wird, bleibt vieles im Feld irrationaler Faszination in 
unserer voll motorisierten Gesellschaft lebendig. 
Auch die aggressiven Werbemethoden der Indust rie 
tragen dazu bei, Volksverdummung im wahrsten 
Sinne des Wortes zu betreiben und die Zahl der Un-
fälle wegen zu hoher Geschwindigkeit herunterzu-
spielen. Kommen Sie nicht wieder mit diesen Zahlen 
in der öffentlichen Diskussion! Wir haben da ein Stück 
mehr Verantwortung und dürfen uns nicht nur mit 
Statistiken stark machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer nur von größeren und durch technische Über-
wachungsmaßnahmen intelligenteren Straßen redet 
— das ist die neue Überschrift — und sie noch dazu 
anbietet, schafft noch mehr Verkehr und zerstört 
schrittweise weiter die Substanz unserer Städte und 
nicht nur deren Substanz, sondern auch die wertvoller 
Kulturgüter. 

Im September dieses Jahres habe ich für die SPD-
Bundestagsfraktion erklärt, eine gemeinsame ver-
kehrs- und umweltpolitische Bestandsaufnahme der  

im Bundestag vertretenen Parteien könnte der Beginn 
neuer Einsichten in der Verkehrspolitik nach jahr-
zehntelangen Fehlentwicklungen sein. Auch ich habe 
von jahrzehntelangen Fehlentwicklungen gespro-
chen. Sie haben das mit Aufmerksamkeit registriert. 
Meinem vor wenigen Monaten vorgetragenen Argu-
ment, daß Weiterwursteln im alten Stil der Volkswirt-
schaft milliardenschwere Belastungen aufbürde, ha-
ben Sie damals nicht widersprochen. Wollen Sie heute 
mit der Ablehnung unserer Gesetzentwürfe erneut 
nur unbequeme Entscheidungen vertagen und unse-
rem Land, aber auch der Bahn, unserer Bahn, schwe-
ren Schaden zufügen? Im Grunde — so habe ich das 
am 5. September gesagt — wäre das verantwortungs-
los. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, feiges 
Kneifen in der Politik in dieser Situation kann schwere 
Erosionen auslösen. Sie wissen, worum es hier geht. 
Denken Sie bitte darüber nach, ehe es für die Glaub-
würdigkeit auch der Verkehrspolitik in diesem Land, 
für die Umwelt und für die Bahn zu spät ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Weiss 
[München] [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Fischer (Hamburg). 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Haar, ich glaube, daß Sie wenige Tage vor dem 
SPD-Bundesparteitag in Berlin Gelegenheit nehmen 
sollten, Ihren „führungsstarken" Fraktions- und Par-
teivorsitzenden zu bitten, im Hause „SPD" endlich für 
Ordnung zu sorgen in der Frage „mehr oder weniger 
Straßenbaumittel?". 

Ich halte es für Volksverdummung, wenn ich erle-
ben muß, daß der Bund in Hamburg wegen der Mehr-
anforderung — allein von diesem einen Bundesland, 
Herr Kollege Dr. Niese — von 560 Millionen DM in 
dem Zehnjahreszeitraum in Anspruch genommen 
wird, kritisiert wird, vorgeführt wird zum gleichen 
Zeitpunkt, da hier Kollegen die Verminderung um 
500 Millionen DM beantragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Außerdem wäre es redlich gewesen, Herr Kollege 

Haar, darauf hinzuweisen, daß der Kollege Bauer 
heute morgen Ihren Antrag problematisiert hat im 
Zusammenhang mit den doch erheblichen investiven 
Mehrbedarfen, die wir bei der Wiederherstellung in-
nerdeutscher Verkehrswege zu finanzieren haben. 
Dies ist doch der Zusammenhang, der doch wahr-
scheinlich auch zwischen Ihnen und uns unstreitig 
sein wird, daß man nämlich die Wege nicht wieder-
herstellen kann für null Mark, sondern daß wir alle 
gemeinsam dem Finanzminister sagen müssen: Wenn 
wir das wollen, dann ist das im Rahmen der Ansätze 
nicht zu bewältigen, sondern es muß mehr Geld zur 
Verfügung gestellt werden. 

Herr Kollege Daubertshäuser, Ihre Kritik an der 
Verkehrspolitik der Bundesregierung 

(Zuruf von der SPD: War voll berechtigt!) 
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ist unberechtigt. Die Fakten beweisen: SPD-Bahn-
politik war der perspektivlose Ritt in die Pleite der 
Deutschen Bundesbahn. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Sie haben eine Steigerung der Zuschüsse pro Jahr von 
4 Milliarden DM auf 14 Milliarden DM erlebt, ohne 
daß Sie damit einen einzigen positiven Effekt für die 
Strukturverbesserung des Unternehmens erzielt ha-
ben. Die Struktur ist nie verbessert worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Sie wären heute vielleicht bei 35 Milliarden DM Zu-
schuß, ohne daß das Unternehmen aus sich heraus 
kräftiger geworden wäre. 

(Zuruf von der SPD: Setzen Sie sich einmal 
mit Ihren sieben Jahren auseinander!) 

Herr Kollege Daubertshäuser, ich sage noch eines: 
Die Investitionsdefizite Ihrer Jahre sind nicht mehr 
aufholbar. Diese versäumten Jahre sind nicht mehr 
aufholbar. Das ist unser Problem. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Wir haben Engpässe im Netz, wo heute Transporte auf 
der Schiene von der Nachfrage her durchgeführt wer-
den könnten, Herr Kollege. Die Bahn muß sie zurück-
weisen, weil das Netz nicht mehr belastbar ist. Wäre 
investiert worden, hätten wir einen höheren Trans-
portanteil auf der Schiene. Dieses müssen wir heute 
bitter bereuen. 

Woran liegt das? Die Jahre Ihrer Verantwortung, 
auch Ihrer ganz persönlichen Verantwortung, Herr 
Kollege Haar, waren Jahre der Rekordablieferung an 
Autobahnkilometern. Ihnen gebührt der goldene 
Betonorden, Herr Kollege Haar. Das haben wir hier 
soundso oft gesagt. 

(Daubertshäuser [SPD]: Haben Sie jemals ei

-

nen Änderungsantrag gestellt? Sie wollten 
immer nur noch mehr!) 

Ich meine, es muß in dem Zusammenhang, in dem Sie 
immer Ihre große persönliche Wende feiern, darauf 
hingewiesen werden, daß erst unsere Bundesregie-
rung eine Umkehrung des Trends herbeigeführt 
hat, 

(Rauen [CDU/CSU]: So ist es!) 

nämlich von 1986 bis 1995 35 Milliarden DM für die 
Bahn, d. h. 25 % mehr als im Zehn-Jahres-Zeitraum 
davor, als Sie politische Verantwortung getragen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rauen [CDU/CSU]: Das ist die Wahrheit — 

Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Daubertshäuser, ich sage noch einmal: 
Hier betätigt sich der Brandstifter als Feuerwehr-
mann. Das ist das richtige und zutreffende Bild. 

Meine Damen und Herren, die Deutsche Bundes-
bahn bleibt trotz, man kann vielleicht sogar sagen: 
wegen des stark gestiegenen Straßen-Personen- und 
-Güterverkehrs für uns ganz unverzichtbar, aber nicht 
mit dem Nachsatz: koste es, was es wolle. Diese Lei-
stung muß auch bezahlbar und in den Dimensionen 
beherrschbar bleiben. Die finanzielle Entwicklung 

der DB ist besorgniserregend. Wer wollte das bestrei-
ten? Ich will das Problem hier gar nicht verkleinern, 
weil ich glaube, daß wir der Verkehrspolitik und der 
Deutschen Bundesbahn nicht damit helfen, daß wir 
das Problem schönreden oder verkleinern. Nein, wir 
müssen es ungeschminkt darstellen. 

(Haar [SPD]: Kommen Sie zur Sache, bitte! — 
Rauen [CDU/CSU]: Er ist genau bei der Sa

-

che, das tut nur weh!)  

Ich sage, das Thema Bundesbahn wird uns in der Poli-
tik, und zwar gemeinsam, noch sehr, sehr lange be-
gleiten. Allen, Herr Kollege Haar, Herr Kollege Dau-
bertshäuser, die hier sehr große Worte machen, muß 
man sagen, das Problem Deutsche Bundesbahn wird 
uns noch sehr, sehr lange begleiten. Ich glaube, daß 
deswegen die einfachen, schlichten Patentrezepte 
überhaupt nicht helfen. 

Wir haben dennoch die Hoffnung, daß die Bahn mit 
attraktiveren Angeboten ihre Rolle als umweltfreund-
licher und energiesparender Verkehrsträger nutzen 
und in einem wachsenden Verkehrsmarkt auch ihre 
wachsenden Marktanteile erkämpfen kann. 

(Daubertshäuser [SPD]: Dann schaffen Sie 
doch die politischen Voraussetzungen, damit 
sie attraktive Angebote erbringen kann! Das 

ist doch scheinheilig!) 

Aber dazu bedarf es — das ist hier dargestellt worden 
— einschneidender Maßnahmen, nachhaltiger Ver-
besserungen, und das geht, Herr Kollege Haar, nicht 
nach der Methode: Es soll alles so bleiben, wie es ist, 
und der Staat soll halt mehr Geld geben. Ich unter-
streiche das, was der Minister gesagt hat — das ist der 
Kernsatz — : Der Bahn ist allein durch mehr Geld nicht 
geholfen. Das kann man immer nur wiederholen. Dies 
ist zutreffend; da müssen wir uns ein bißchen mehr 
einfallen lassen. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Daubertshäuser, staatliche Ladungs-
lenkung bringt überhaupt nichts, sondern wir müssen 
erreichen, daß die verladende Wirtschaft gerne und 
freiwillig ihre Güter auf der Bahn verlädt. Damit hilft 
man der Bahn, nicht aber mit Dirigismus. Was ist denn 
Dirigismus? Dirigismus ist die Beseitigung unterneh-
merischer Herausforderung und Schaffung einer Mo-
nopolsituation. Sie können in der Welt hingucken, wo 
Sie wollen, auch in unserem Land, eine Monopolsitu-
ation ist für den Kunden das Allerschlimmste und für 
das anbietende Unternehmen auch, weil sich dort 
nämlich Strukturen fehlentwickeln, ohne daß darauf 
reagiert werden kann und diese Dinge verbessert 
werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich meine, daß die intelligente Nutzung der Tech-
nologien und kundenorientierte Konzepte die Chance 
für die Bahn sind. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Herr Kollege Weiss, es ist auf das europäische 
Hochgeschwindigkeitsnetz hingewiesen worden, wo 
wir mit Schnelligkeit und dennoch attraktiven Preisen 
etwas gewinnen wollen. Ich finde es ziemlich aben-
teuerlich, daß Sie hier mal pro und mal kontra Hoch- 
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geschwindigkeitsstrecken argumentieren. Dies ist 
doch die permanente Kimble-Flucht aus der Verant-
wortung. Wenn Sie Angst haben, daß der nächste Par-
teitag vielleicht gegen Hochgeschwindigkeitszüge 
entscheidet, dann seilen Sie sich hier schnell ab! 

Ich sage Ihnen jetzt schon: Wir alle, die Politik, das 
Unternehmen — der Vorstand, seine Mitarbeiter —, 
auch die Kunden, die auf die Bahn angewiesen sind, 
müssen sich für das Unternehmen engagieren. Enga-
gieren heißt: Man muß Verantwortung übernehmen. 
Man übernimmt nicht dadurch Verantwortung, daß 
man in unpopulären Sachfragen draußen populisti-
sche und opportunistische Reden hält, die im Grunde 
genommen eher geeignet sind, sich aus der Verant-
wortung zu stehlen. 

Die Koalition will alles tun, um die Konfrontation 
der Verkehrsträger zu beseitigen und die Koopera-
tion und die Vernetzung zu fördern. Wir brauchen 
nicht den Verdrängungswettbewerb der Verkehrsträ-
ger, sondern wir brauchen den Wettbewerb um das 
beste und preisgünstigste Konzept für Transport und 
Logistik. 

Herr Daubertshäuser, wenn man die Verkehrsträ-
ger in dieser Weise gegeneinander aufhetzt, dann 
trägt man nicht zu Kooperation und Vernetzung bei, 
sondern man baut Frontstellungen auf, 

(Rauen [CDU/CSU]: So ist es!) 

die kooperationsfeindlich sind. 

(Daubertshäuser [SPD]: Sie haben überhaupt 
nicht kapiert, was Sache ist!) 

Deswegen appelliere ich noch einmal an Sie: Unter-
lassen Sie bitte dieses ständige Aufhetzen der ver-
schiedenen Transportmittel gegeneinander. Wir müs-
sen sie vielmehr anleiten und dazu animieren, aufein-
ander zuzugehen 

(Frau Weyel [SPD]: Tun Sie es doch!) 

und ihre Angebote zu vernetzen. 

(Daubertshäuser [SPD]: Das ist alles sub

-

stanzloses Geschwätz!) 

Meine Damen und Herren, die Leitlinien der Bun-
desregierung zur Konsolidierung haben sich als rich-
tig, als erfolgreich erwiesen. Sie müssen fortgeführt 
werden. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: So ein Schmar

-

ren!) 

Mit unseren Entscheidungen — Einstieg in die Fahr-
wegsbeteiligung, Übernahme der Altschulden — ha-
ben wir auch Ihr Gewissen entlastet, Herr Kollege 
Haar, denn in der Regierungserklärung Brandts 1969 
ist der Bahn die Übernahme der Altschulden verspro-
chen worden. Diese Regierung unter Kanzler Kohl mit 
dem Verkehrsminister Zimmermann löst Zusagen von 
Brandt ein. Ihr Gewissen ist also durch uns entlastet 
worden. Das sollten Sie, wie ich glaube, alle miteinan-
der begrüßen. 

(Daubertshäuser [SPD]: Von Einlösen ist 
überhaupt nicht die Rede! — Haar [SPD]: So 

ein Quatsch!) 

So, wie sich diese Bundesregierung verhalten hat, 
hat sie deutlich gemacht, daß sie nicht nur mit Reden, 
sondern mit Taten zur Bundesbahn steht, 

(Daubertshäuser [SPD]: Ihre genaue Un

-

kenntnis der Dinge ist beeindruckend!) 

daß die Bahn für uns Zukunft hat. Wir wollen, daß trotz 
aller Schwierigkeiten und Probleme auch in der Zu-
kunft eine Solidarität der Politik mit der Bahn be-
steht. Das umzusetzen ist das Entscheidende, aber 
nicht, nur vollmundige Reden zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Weiss. 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich eines richtigstel-
len: Es ist immer davon geredet worden, die Bahn sei 
nicht das flächendeckende Verkehrsmittel, die Bahn 
könne in der Fläche nicht wirtschaftlich fahren. Ich 
muß sagen, auch ich war bisher immer der Auffas-
sung, daß der größte Defizitbringer bei der Bahn tat-
sächlich der Schienenpersonennahverkehr in der Flä-
che ist. Das hat sich doch mit den Unterlagen geän-
dert, die die Bahn jetzt vorgelegt hat. In der von der 
Bahn vorgelegten Spartenerfolgsrechnung, wo sie 
den Nahverkehr getrennt rechnet, zeigt sich, daß 
letztlich, allerdings unter Einrechnung der 1 191-Mit-
tel des Bundes, vom Nahverkehr tatsächlich ein posi-
tiver Kostendeckungsbeitrag für das Wirtschaftser-
gebnis der Bahn ausgeht. Ich denke, wir sollten des-
halb aufhören, den öffentlichen Personennahverkehr 
gerade in der Fläche immer zu diskriminieren. 

Die Richtigkeit der These, daß der Nahverkehr eben 
nicht der Defizitbringer ist, zeigt sich allein an der 
Tatsache, daß eine jahrzehntelange Politik der Strek-
kenstillegung schlicht und einfach nichts gebracht 
hat. Eine Strecke nach der anderen im Nahverkehr 
wurde stillgelegt. Nur, wenn die Wirkung wie erwar-
tet gewesen wäre, hätte sich das doch deutlicher im 
Wirtschaftsergebnis der Bahn zeigen müssen. Aber es 
hat sich in dieser Richtung nichts gezeigt. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU] : Schauen 
Sie doch in die Spartenerfolgsrechnung! Die 
Spartenerfolgsrechnung sagt schlicht etwas 

anderes, als Sie hier sagen!) 

— Die Spartenerfolgsrechnung — ich nenne gern 
noch einmal die Zahlen; ich habe es vorhin schon 
getan — sagt aus: Einnahmen im Nahverkehr — das 
ist jetzt das, was die Bahn selbst errechnet hat —
5,663 Milliarden DM, Selbstkosten 4,124 Milliarden 
DM. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Schienen

-

personennahverkehr!) 

— Schienenpersonennahverkehr. — 

(Fischer  [Hamburg] [CDU/CSU]: Sie müssen 
die Postbedienung mitnehmen!) 

Das heißt, es gibt eine Überdeckung von 1,539 Milli

-

arden DM. Die Einnahmen liegen also ganz deutlich 
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über dem Betrag, den die Bahn beim Schienenperso-
nennahverkehr für den Fahrweg ausgibt. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Da fehlen 
alle Overhead-Kosten! Das stimmt einfach 

nicht!) 

— Das können Sie einfach an den neuen Zahlen der 
Bahn ablesen. Herr Kollege Fischer, wenn Sie es nicht 
glauben, dann kann ich Ihnen nicht helfen. Aber die 
Zahlen sind richtig. Sie müssen sie bloß lesen und 
begreifen. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Die Zahlen 
sind unvollständig, Herr Kollege!) 

— Ich habe sicher nicht alles vorgelesen. Aber es ist 
eine Tatsache, daß man das heute anders bewerten 
muß als bisher. 

Lassen Sie mich ein Zweites sagen. Sie sprechen 
immer die GRÜNEN bezüglich der Unglaubwürdig-
keit im Zusammenhang mit dem europäischen Hoch-
geschwindigkeitsnetz an. Dazu muß ich Ihnen folgen-
des sagen. Erstens. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Jetzt sagen Sie mal 
die Wahrheit!) 

Die Rechtfertigung der Bundesmittel für die Bahn 
liegt im Nahverkehr. Ein Bundeszuschuß für den 
Fernverkehr ist eigentlich nicht gerechtfertigt. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Warum 
nicht?) 

—Weil da keine nennenswerten Marktanteile erwirt-
schaftet werden. In der Tat müssen Sie bei den Hoch-
geschwindigkeitsstrecken, wenn sie so teuer wie die 
bisherigen Strecken gebaut werden, damit rechnen, 
daß damit eine viel stärkere Subventionierung des 
Unternehmens Bahn bet rieben wird als im Nahver-
kehr. Das Faß ohne Boden ist dann nämlich das euro-
päische Hochgeschwindigkeitsnetz, wenn Sie es ent-
sprechend hart und ohne Rücksicht auf Verluste mit 
teuren Tunnels und Brückenbauwerken durchziehen 
wollen. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Wir wollen 
doch den Individualverkehr von der Straße 

und aus der Luft holen!) 

Auch wenn ich die Notwendigkeit von Neubau-
strecken erkenne, so habe ich doch Verständnis für 
die Leute, die in der Fläche wohnen und denen die 
Bundesbahn zumutet, daß sie praktisch ihr Land zur 
Verfügung stellen und den Lärm auf sich nehmen sol-
len, bloß damit die Bewohner der Metropolen und der 
Großstädte bessere Verkehrsverbindungen haben. 
Den Bewohnern in der Region wird der Nahverkehr 
stillgelegt, und die Hochgeschwindigkeitsbahn 
rauscht vorbei, verlärmt und zerschneidet ihre Ge-
gend. Da muß doch irgendwo auch einmal ein Um-
denken bei der Bahn einsetzen. 

(Rauen [CDU/CSU]: Das ist ein gordischer 
Knoten! Wie soll das gehen?) 

Ich kann gar nicht verstehen, daß die Bundesbahn 
vor Inkrafttreten des letzten Sommerfahrplans die 
Strecke Montabaur—Koblenz im Schienenpersonen-
nahverkehr stillgelegt hat. Sie wußte doch, daß sie 
einige Monate später dort vielleicht mit den Leuten 

über eine Neubaustrecke reden will, die eventuell an 
Montabaur vorbeiführt. Für ein solches Vorgehen 
habe ich absolut kein Verständnis. Ich halte es für 
völlig berechtigt, wenn die Leute sagen: Das stinkt 
uns; uns nimmt man alle Verkehrsmöglichkeiten, aber 
für die Frankfurter und Kölner sollen wir den Lärm auf 
uns nehmen und sollen unsere Landschaft zerschnei-
den lassen. Wir haben nichts von der Bahn, uns wird 
die Bahn genommen. 

Ich kann überhaupt nicht verstehen, wie die Bun-
desbahn hier vorgegangen ist. Ich habe auch kein 
Verständnis dafür, daß eine Streckenstillegung wie 
die eben besprochene von der Bundesregierung ge-
nehmigt wird. 

(Rauen [CDU/CSU]: Aber die Montabaurer 
sind gerade nicht mit dem Zug gefahren!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Haungs? 

Weiss (München) (GRÜNE): Wird es von der Rede-
zeit abgezogen? 

Vizepräsident Westphal: Nein. 

Haungs (CDU/CSU): Herr Kollege Weiss, es geht 
nicht um das Verständnis der Bevölkerung, sondern 
ich frage Sie klipp und klar — antworten Sie uns 
hier — : Sind Sie als Verkehrspolitiker der GRÜNEN 
für die Neubaustrecken der Deutschen Bundesbahn, 
die den Schnellbahnverkehr ermöglichen, oder sind 
Sie dagegen? 

Weiss (München) (GRÜNE): Ich bin für neue Strek-
ken. 

Haungs (CDU/CSU): Die den Schnellbahnverkehr 
ermöglichen? Darf ich nachfragen: Warum sprechen 
Sie sich in Ihrem Informationsdienst als Sprecher der 
GRÜNEN dagegen aus, wenn Sie dafür sind? 

Weiss (München) (GRÜNE): Ich bin für neue Strek-
ken. Aber ich sage nicht: Man muß dort auf jeden Fall 
250 km/h fahren. 

(Haungs (CDU/CSU): Nicht in jedem Fall, 
sondern in diesem Fall!)  

Es ist ein falscher Ansatz, daß man von vornherein 
sagt: Ich lege eine bestimmte Geschwindigkeit fest 
und baue hinterher die Landschaft so um, daß die 
Strecke so ist, daß die Bahn so schnell fahren kann. 
Das umgekehrte Verfahren wäre richtig. 

Die Bundesbahn hätte aus dem Beispiel der 
Schweiz lernen müssen. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Das ist ein 
ganz schlechtes Beispiel!) 

Dort ist die Situation genau umgekehrt. In der Bun-
desrepublik haben wir erst die Strecken gebaut, und 
bei der Vorbereitung des Fahrplans 1991 fehlen ir-
gendwo drei Minuten. Es gibt große Schwierigkeiten. 
Irgendwie muß man den Fahrplan hinbekommen. Die 
Schweiz ist genau umgekehrt vorgegangen: Dort hat 
man erst den Fahrplan gemacht, hat erst einen Takt 
aufgebaut, und hinterher hat man sich entschieden, 
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wie die Strecken gebaut werden sollen. Offensichtlich 
begreift man das bei der Bundesbahn nicht. Dort geht 
man mit der Maßgabe an die Aufgabe: erst einmal das 
Geld in Strecken verbauen, ganz egal, was es hinter-
her in der Jahresrechnung kostet. Hinterher schaut 
man dann, ob man auch noch einen ordentlichen 
Fahrplan hinbekommt. 

Wenn es dann wirklich so ist, wie es jetzt nach den 
Vorbereitungen für den Fahrplan 1991 ausschaut, daß 
z. B. Eilzüge in Winsen zwischen Hamburg und Han-
nover 14 Minuten warten müssen, weil sie von zwei 
ICE überholt werden, und daß damit praktisch auch 
der Nah- und Kurzstreckenverkehr kaputtgeht, dann 
ist das keine ordentliche Planung. Da hätte man sich 
vielleicht vorher überlegen müssen, wie man die 
Strecken ausbaut, damit man den Fahrplan entspre-
chend hinkriegt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Zeit ist sozusagen bis auf eine Sekunde abgelaufen. 
Aber wollen wir das kurz abwickeln? — Bitte. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Weiss, ist Ihnen bekannt, daß sich das viel gerühmte 
Beispiel der Schweizer Bundesbahn, nachdem zu-
nächst 28 % Infrastrukturabgabe an den Bund gezahlt 
wurden, mittlerweile wirtschaftlich so schlecht ent-
wickelt, daß im Jahre 1990 praktisch überhaupt keine 
finanzielle Leistungsfähigkeit für die Zahlung einer 
Infrastrukturabgabe mehr vorhanden ist? 

Weiss (München) (GRÜNE): Die Schweiz hat jetzt 
natürlich entsprechend hohe Investitionen für ihre 
Neubaustrecken — nicht Neubaustrecken als ganze 
Strecken in dem Sinne wie bei uns, sondern Teile der 
alten Planung — , die jetzt realisiert werden, aber nur 
in dem Umfang, wie es notwendig ist, um das Takt-
modell zu realisieren. Daß da in den nächsten Jahren 
ganz hohe Belastungen auf die Schweizer Bahn zu-
kommen, ist mir klar. Daß dann natürlich eine Infra-
strukturabgabe bei diesen Investitionen, die mit der 
Realisierung von „Bahn 2000" anstehen, an den Bund 
nicht mehr gezahlt werden kann, ist auch klar. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt hat Herr Börnsen 
(Bönstrup) das Wort. 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Worin wir uns nach vier 
Stunden Bahndebatte mit, wie ich finde, konstrukti-
ven Beiträgen aus fast allen Fraktionen einig sind, ist, 
daß wir keine Bahnfahrt ins Blaue wollen und auch 
keine Reise in den Ruin. Auch Nikolausgeschenke, 
obwohl wir den 6. Dezember haben, kann es für die 
Deutsche Bundesbahn nicht geben. 

Die Verantwortlichen in Frankfurt sind aufgefor-
dert, noch mehr unternehmerische Initiative und 
Kreativität zu zeigen sowie stärker auf Konsolidie-
rung und Entbürokratisierung zu setzen. 

Was uns in der Bahnpolitik trennt, ist die Bewertung 
der bisherigen Maßnahmen. Bereits 1969 hat Willy 
Brandt den Bahnballast von Altlasten beklagt und die 
Aufhebung von Altschulden angekündigt. Bundes-

kanzler Helmut Kohl hat 20 Jahre später Taten folgen 
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Deutsche Bundesbahn wird von 12,6 Milliarden 
DM befreit. Es bleibt mehr Spielraum für Investitio-
nen. Die Bahn auf die Beine zu stellen ist fast eine 
Jahrhundertaufgabe. Erstmals seit einhundert Jahren 
investiert eine Regierung mehr Milliarden in die Bahn 
als in die Straße. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Auf dem Pa

-

pier!) 

Diese Bundesregierung hat die Bremsklötze für den 
europäischen Binnenmarkt weggezogen und die Wei-
chen für eine europäische Bahnpolitik gestellt. Diese 
Bundesregierung gibt dem Massenverkehrsmittel 
eine Zukunft, das umweltfreundlicher, flächenscho-
nender und energiesparender ist als jeder vergleich-
bare Verkehrsträger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir Christdemokraten Deutschlands setzen weiter 
auf die Bahn, die jetzt in Europa eine Renaissance 
erlebt. Der Armelkanaltunnel, der Brennerbasistun-
nel und eventuell bald auch Skanlink sind ebenso Bei-
spiele dafür wie das Herzstück europäischer Hochge-
schwindigkeitsbahnen, die Strecken zwischen Frank-
reich und Deutschland. Das gilt auch für die Reakti-
vierung und Vitalisierung der Bahnstrecken in die 
DDR und nach Osteuropa hin. 

Was fehlt, ist die Vervollständigung der Elektrifi-
zierung der Nord-Süd-Achse nach Skandinavien. Das 
Königreich Dänemark verwirklicht die feste Querung 
des Großen Belts, plant für den Sund nach Schweden 
und setzt voll auf die Elektrifizierung. Doch die Elek-
trifizierungslücke zwischen Skandinavien und Mit-
teleuropa, die in Schleswig -Holstein besteht, müssen 
wir selber zwischen Flensburg und Hamburg und Kiel 
schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nach langem Zögern hat sich die Landesregierung 
in Kiel bereit erklärt, dazu einen Beitrag zu leisten, 
eine Vorbedingung, die die Deutsche Bundesbahn 
gestellt hat. Jetzt ist Frankfurt aufgefordert, zu han-
deln und aus der Lücke eine Brücke zu machen, und 
das bald. 

(Rauen [CDU/CSU]: Jawohl!) 

1990 sollte der Termin dafür stehen, auch das elfte 
Bundesland ICE-fähig und -fahrbar zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rauen [CDU/CSU]: Das elfte Gebot: ICE- 

fähig!) 

Die Deutsche Bundesbahn kann es. Sie kann auch 
ihre Produktivität verbessern. Daß sie es kann, hat sie 
in den letzten sieben Jahren deutlich gezeigt. Jetzt gilt 
es, die DB für das Jahr 2000 fit zu machen, sie weiter 
zu entlasten, ihre Eigenverantwortung zu stärken und 
sie zum entscheidenden, Europa verbindenden Ver-
kehrsträger auszubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Regierung ist dazu fähig, jetzt und auch in Zu-
kunft. 
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Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Wir kommen jetzt zu 
einer ganzen Anzahl von Abstimmungen. 

Wir kommen zunächst zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den von der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurf eines 4. Bundesbahnänderungsge-
setzes; das sind die Drucksachen 11/1516, 11/4074 
und 11/4109. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
11/4074 die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Frak-
tion der SPD. Auch in diesem Fall ist nach ständiger 
Praxis über die Ursprungsvorlage abzustimmen. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann ist der Gesetzentwurf 
in zweiter Beratung mit Mehrheit abgelehnt. Damit 
unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäftsord-
nung die weitere Beratung. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Fraktion der SPD eingebrach-
ten Entwurf eines 5. Bundesbahnänderungsgesetzes; 
das sind die Drucksachen 11/2411, 11/4073 und 
11/4011. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
11/4073 die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Frak-
tion der SPD. Wir stimmen auch hier nach ständiger 
Praxis über die Ursprungsvorlage ab. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Mit der gleichen Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen ist der Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung abgelehnt. Eine weitere Beratung 
unterbleibt deshalb. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den von der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurf eines 6. Bundesbahnänderungsge-
setzes; das sind die Drucksachen 11/2412, 11/4091 
und 11/4111. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
11/4091 die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Frak-
tion der SPD. Wir stimmen wieder über die Ursprungs-
vorlage ab. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung mit der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen abgelehnt. Eine weitere Beratung unter-
bleibt. 

Jetzt kommen wir zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Fraktion der SPD eingebrach-
ten Entwurf eines 7. Bundesbahnänderungsgesetzes; 
das sind die Drucksachen 11/3770 und 11/4248. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 11/4248 die Ab-
lehnung des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD. 
Wir stimmen über die Ursprungsvorlage ab. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 

Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN wurde der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt. Eine weitere Beratung unterbleibt. 

Jetzt kommen wir zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Fraktion der SPD eingebrach-
ten Gesetzentwurf über den Ausbau des Schienenwe-
genetzes der Deutschen Bundesbahn; das sind die 
Drucksachen 11/2410 und 11/4075. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 11/4075 die Ablehnung des 
Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD. Auch hier ist 
nach ständiger Praxis über die Ursprungsvorlage ab-
zustimmen. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN ist dieser Gesetzentwurf mit der Mehr-
heit der Koalitionsfraktionen in zweiter Beratung ab-
gelehnt. Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer 
Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Jetzt kommen wir zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜ-
NEN zum Abbau der Wettbewerbsverzerrungen und 
zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Deut-
schen Bundesbahn; das sind die Drucksachen 11/4090 
und 11/4108. Der Ausschuß empfiehlt auf der Druck-
sache 11/4090 die Ablehnung des Gesetzentwurfs der 
Fraktion DIE GRÜNEN. Wir stimmen über die Ur-
sprungsvorlage ab. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD ist der Gesetzentwurf der GRÜNEN in zwei-
ter Beratung mit der Mehrheit der Koalitionsfraktio-
nen abgelehnt. Damit unterbleibt die weitere Bera-
tung. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Verkehr auf Druck-
sache 11/4072. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
der Fraktion der SPD zur Übernahme überhöhter Ver-
sorgungslasten auf Drucksache 11/1515 abzulehnen. 
Wer für die Beschlußempfehlung zu stimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist die 
Beschlußempfehlung mit der Mehrheit der Koalitions-
fraktionen angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr auf 
Drucksache 11/4092. Wer für diese Beschlußempfeh-
lung zu stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Diese Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen der 
GRÜNEN mit großer Mehrheit angenommen wor-
den. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 
11/4093 ab. Wer für diese Beschlußempfehlung zu 
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stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Be-

schlußempfehlung ist mit der Mehrheit der Koalitions-
fraktionen angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Punkt 3 j 
der Tagesordnung, und zwar zunächst zur Abstim-
mung über den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5960. Interfraktionell 
wird beantragt, den Antrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 11/3648 gemäß § 82 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung an die Ausschüsse zurückzuüber-
weisen. Ich stelle fest, daß das ein interfraktioneller 
Antrag ist. — Kein Widerspruch. Damit ist das auch so 
beschlossen. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 
11/5269 ab. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/3973 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist 
die Beschlußempfehlung mit der Mehrheit der Koali-
tionsfraktionen angenommen worden. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
auf Drucksache 11/5959. 

(Spilker [CDU/CSU]: Herr Präsident, ich 
hatte eine Erklärung beantragt!) 

— Zu diesem Punkt? Mir wurde soeben gesagt, daß 
Sie eine Erklärung zu Drucksache 11/3973 beantragt 
haben. Ich denke, jetzt ist der richtige Zeitpunkt da-
für. Herr Spilker, sind Sie einverstanden, wenn Sie 
Ihre Erklärung nach der letzten Abstimmung abge-
ben, oder wollen Sie vor dieser Abstimmung das Wort 
haben? 

(Spilker [CDU/CSU]: Ich bin einverstan

-

den!) 

Dann führen wir die soeben angekündigte Abstim-
mung durch. Ich wiederhole: Wir kommen zur Ab-
stimmung über die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Verkehr auf Drucksache 11/5959. Wer 
stimmt für die Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be-
schlußempfehlung einstimmig angenommen wor-
den. 

Jetzt gebe ich Herrn Spilker zu einer Erklärung 
nach § 31 der Geschäftsordnung das Wort. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir eine 
Erklärung nach § 31 der Geschäftsordnung zu dem 
Antrag der GRÜNEN 11/3973. Auch ich bin gegen 
diesen Antrag, weil von der Fraktion DIE GRÜNEN 
wieder einmal eine Verbindung zu der geplanten und 
zum Teil im Bau befindlichen Autobahn A 94 von 
München über Mühldorf nach Simbach gesucht wird, 
um deren Bau zu verhindern oder wenigstens zu ver-
zögern. Ich erkläre, daß ich gar kein Verständnis dafür 
habe, weil wir den Bau der A 94 für die Menschen, 
deren Sicherheit und für die Wirtschaftsstruktur in 
diesem Gebiet bereits 1986 beschlossen haben. Allen 
Versuchen, den Bau zu verhindern und einen bereits 
1986 gefaßten Beschluß auszuhebeln, werden wir 
widerstehen. 

Sie schreiben in Ihrem Antrag, daß der Bau der Bun-
desbahnstrecke München—Mühldorf—Freilassing 
den Bau der A 94 überflüssig mache und der Ausbau 
der B 12 ausreiche. Dazu möchte ich Ihnen mit Nach-
druck sagen, daß Sie dies der zuständigen Planungs-
behörde im Freistaat Bayern überlassen mögen; das 
haben wir hier überhaupt nicht mehr zu entschei-
den. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das stimmt 
nicht!) 

Ich ergänze: Es gibt keine Alternative zur A 94. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wenn das ein 
Sachbeitrag ist, dann will ich erwidern!) 

— Ich bin mit meiner Erklärung sofort fertig. Ich habe 
fünf Minuten Zeit; das müssen Sie noch lernen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Erklärung zur 
Abstimmung!) 

Es gibt kein Entweder-Oder, sondern nur ein Sowohl-
als-Auch. Die Entscheidung über die Bundesbahn-
strecke München—Mühldorf—Freilassing wird dann 
kommen, wenn die Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
vorliegen. 

(Zuruf von der SPD: Die liegen schon vor!) 

Als neues Problem muß dabei auch die Anbindung 
des Flughafens München 2 an das Fernverkehrsnetz 
der Bundesbahn, über das hier gesprochen worden ist, 
beachtet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Spilker, ich 
muß Ihnen sagen, das war eigentlich keine Erklärung 
zu einer Abstimmung. Es ist immer schwierig, das von 
hier oben zu beurteilen. Man kann das immer erst 
nachher entscheiden. 

Wir sind damit am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes. 

Ich rufe die Zusatzpunkte 3 bis 5 der Tagesordnung 
auf : 

ZP3 Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Sofortige Einstellung der Entwicklungshilfe 
für El Salvador 
— Drucksache 11/5453 (neu) — 

ZP4 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Zur Lage in El Salvador 
— Drucksache 11/5969 — 

ZP5 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP 

Rückkehr zum Friedensprozeß in El Salva-
dor 
— Drucksache 11/5973 — 

Interfraktionell ist für die Beratung ein Redebeitrag 
von bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. — 
Dann  ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Volmer. 
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Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In El Salvador herrscht ein entsetzlicher 
Bürgerkrieg, der möglichst schnell beendet werden 
muß. Die GRÜNEN sind prinzipiell eine gewaltfreie 
Partei. Wir bedauern, daß es zu einer solchen Eskala-
tion von Gewalt gekommen ist. Aber wir müssen se-
hen, was die Ursachen sind. Die Ursachen sind letzt-
lich die äußerst ungerechten gesellschaftlichen Ver-
hältnisse und die Einmischung der Vereinigten Staa-
ten, die in der Vergangenheit verhindert haben, daß 
es auf dem demokratischen Wege zu einer Änderung 
im Lande kommen kann. 

Es gibt international so etwas wie ein Widerstands-
recht. Wenn ein Volk in seiner Verzweiflung meint, 
nur noch im Widerstand Zuflucht zu finden, so haben 
wir das zu respektieren, auch wenn wir nicht jeden 
einzelnen Schritt begrüßen, der in diesem Zusammen-
hang dann unternommen wird. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wenn man allerdings die Anerkennung eines Wi-
derstandsrechts zur Grundlage seiner Politik macht, 
dann kann man nicht so argumentieren, wie es CDU/ 
CSU und FDP in ihrem Antrag machen, indem sie die 
Schuld an der Zuspitzung einer Situation einer ver-
zweifelt kämpfenden Widerstandsbewegung in die 
Schuhe schiebt, einfach hineinschneidet in den histo-
rischen, politischen Prozeß und so zu eklatanten Fehl-
deutungen kommt, die verhindern, daß es überhaupt 
zu einer wirklichen Lösung im Sinne von Demokrati-
sierung, im Sinne einer sozialen Demokratie kommen 
kann. 

(Bohl [CDU/CSU]: So ein Unsinn, den Sie da 
reden!) 

Dies ist der völlig falsche Grundtenor des Koalitions-
antrages. 

Meines Erachtens hat diese völlig falsche Deutung 
der Zuspitzung der Problematik den Sinn, von Ihrer 
vollständig verfehlten Zentralamerikapolitik abzulen-
ken. Nachdem Sie versucht haben, die Duarte-Regie-
rung zu stützen, die an ihrer eigenen Korruption 
zugrunde gegangen ist, versuchen Sie nun den 
Cristiani-Flügel der ARENA-Partei international sa-
lonfähig zu machen. Auch dies wird scheitern. Dies 
ist praktisch schon dadurch gescheitert, daß die 
Cristiani-Regierung auf Ihre positiven Erwartungen 
mit Morden auch an solchen Leuten reagiert hat, die 
vorher gar nicht gefährdet erschienen. 

Die Mordserie wird weitergehen. Es gibt ein Flug-
blatt von den salvadorianischen Streitkräften — ich 
zeige es Ihnen hier — , abgeworfen am 2. Oktober 
1989 über El Salvador. Dort heißt es: 

Salvadorianische Patrioten! Du hast das edle und 
legitime Recht, dein Leben und Eigentum zu ver-
teidigen. Wenn du dazu einen Terro risten der 
FMLN oder einen ihrer internationalen Verbün-
deten töten mußt, tu es. 

Das ist offizielle Regierungspolitik in El Salvador. 

Wenn Sie meinen, daß Cristiani beabsichtige, die 
Jesuitenmorde tatsächlich aufzuklären, und wenn Sie 
dies zur Grundlage Ihrer Politik und zum Kriterium 
dafür machen, ob das Morato rium der Mittelauszah-
lung, was Sie faktisch praktizieren, wieder aufgeho

-

ben werden kann, dann ist dies auch nur Augenwi

-

scherei; denn die Mörder der Jesuiten sind bekannt. 
Am 30. November hat eine Gruppe junger Offiziere 

eine Erklärung dazu herausgegeben. Ich zitiere: 

Als ehrenhafte Offiziere müssen wir beschämt 
eingestehen, daß dieses schändliche Verbrechen 
von Mitgliedern unserer geliebten Institution ver-
übt wurde. Wir wissen mit völliger Sicherheit, daß 
dieses Verbrechen auf Befehl von Herrn Oberst 
Hector Heriberto Hernandez, Direktor der Fi-
nanzpolizei, durch Angehörige dieses Polizei-
corps  unter dem Befehl von Hauptmann Alfonso 
Chavez Garcia ausgeführt wurde. Dabei gibt es 
für uns keinen Zweifel, daß dies mit dem Wissen 
und Einverständnis des Generalstabes geschah. 

Die Mörder der Jesuiten sind bekannt. Die Armee ist 
eine Regierungsinstanz. Die oberste Verantwortung 
dafür hat der Staatspräsident Cristiani. 

Wir im Ausschuß haben beschlossen, daß die Ent-
wicklungshilfe eingestellt werden soll und eingestellt 
werden muß, wenn die Menschenrechtsverletzungen 
von seiten der Regierung nicht aufhören. Wenn diese 
Morde an den Jesuiten durch Regierungsinstanzen, 
durch die Armee, nicht Grund genug ist, die Entwick-
lungshilfe einzustellen, frage ich Sie: Wer soll denn 
noch alles ermordet werden? 

Was Sie vorschlagen, lediglich einen Auszahlungs-
stopp für Mittel für 1989 auszusprechen und anson-
sten auf Regierungsneuverhandlungen zu verzichten, 
ist keine weiterführende Politik. Sie ratifizieren viel-
mehr mit Ihrem Antrag das, was die Regierung dem 
Auswärtigen Ausschuß vor einigen Wochen ohnehin 
schon zugesagt hat. Das ist Augenwischerei. 

Wir verlangen nach wie vor, daß ganz politisch ein 
vollständiger Stopp der staatlichen Entwicklungshilfe 
ausgesprochen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Vosen [SPD]: 
Tosender Beifall von zwei Abgeordneten!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hedrich. 

Hedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit Betroffenheit neh-
men wir die Eskalation der Gewalt in El Salvador zur 
Kenntnis. Verursacher dieser Eskalation ist eindeutig 
die Gue rilla, die FMLN. Dabei ging sie in ihrer Offen-
sive ohne Rücksicht auf die Zivilbevölkerung vor. 
Teilweise wurde diese Bevölkerung in eine Art 
Geiselhaft genommen in der Erwartung, die Regie-
rungsstreitkräfte könnten nicht angemessen zurück-
schlagen. Dieses ist zum Teil auch so aufgegangen. 

Schwerwiegender jedoch, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ist der Vertrauensbruch, der sei-
tens der Gue rilla begangen wurde. Die FMLN befand 
sich mit der Regierung Cristiani in Friedensverhand-
lungen. Gleichzeitig bereitete sie die Offensive sorg-
fältigst vor. Das gleichzeitige Losschlagen auf 50 Ziele 
bedurfte umfassender logistischer Vorbereitungen 
und macht alleine bereits deutlich, daß diese Überle-
gungen zur Einleitung einer Offensive in den Reihen 
der Gue rilla seit Monaten angestellt worden sein müs-
sen. 
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Das perfide Verhalten wird deshalb von uns auf das 
schärfste verurteilt. Die Gue rilla wird massive An-
strengungen zu unternehmen haben, um diesen Ver-
trauensverlust und diesen Verlust an Glaubwürdig-
keit in den nächsten Monaten wieder wettzuma-
chen. 

Ich verhehle allerdings auch nicht, daß wir mit glei-
cher Entschiedenheit die Menschenrechtsverletzun-
gen anderer, gerade auch seitens der Militärs und der 
Todesschwadronen, verurteilen. Ich glaube, es steht 
uns gut an, wenn wir hier nicht einseitig argumentie-
ren. Dies würde ich auch den Kollegen der GRÜNEN 
mit großem Nachdruck anraten. Denn es ist immer das 
gleiche Bild: Der Terror von links und der Terror von 
rechts schaukeln sich gegenseitig hoch. 

Wir erwarten deshalb von der Regierung Cristiani, 
daß sie ohne Ansehen der Person Verbrechen auf-
klärt. Dies gilt natürlich gerade auch für den widerli-
chen Mord an den sechs Jesuitenpatres und ihren bei-
den Mitarbeitern. 

Die Bundesrepublik Deutschland, die Bundesregie-
rung und der Bundestag, können natürlich angesichts 
der Vorgänge in Salvador nicht ohne Reaktion zur 
Tagesordnung übergehen. Es ist deshalb folgerichtig, 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Auszahlung von 
50 Millionen DM Entwicklungshilfegeldern nicht 
vorzunehmen und die anstehenden Regierungsver-
handlungen auszusetzen. Auch der Abzug der deut-
schen Experten war und ist nicht zuletzt aus Sicher-
heitsgründen richtig. 

Die CDU/CSU möchte trotz dieser deprimierenden 
Schilderung ihrer Hoffnung Ausdruck verleihen, daß 
die Konfliktparteien möglichst rasch ihre Gespräche 
wieder aufnehmen. Niemand kann den anderen mili-
tärisch besiegen. Die Bereitschaft der fünf zentral-
amerikanischen Präsidenten, trotz oder gerade wegen 
der aktuellen Lage ihr geplantes Gipfeltreffen durch-
zuführen, ist zumindest ein Silberstreifen am Hori-
zont. Die Mittelamerikaner müssen ihre sozialen, ihre 
wirtschaftlichen und ihre gesellschaftlichen Probleme 
selbst lösen. Wir können nur dort unterstützend tätig 
werden, wo unsere Hilfe sinnvoll und erwünscht ist. 

Ich fasse zusammen. Wir erwarten, daß alle ihre 
Einmischung in den Konflikt in Zentralamerika ein-
stellen. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Auch die GRÜ

-

NEN!) 

Dies gilt hier in diesem Zusammenhang insbesondere 
auch für Nicaragua und Kuba; denn nur die massive 
logistische Hilfe und Waffenhilfe dieser beiden Staa-
ten hat die Offensive der FMLN überhaupt erst mög-
lich gemacht. Deshalb ein leidenschaftlicher Appell 
an diese, dieses einzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der letzte Satz in diesem Zusammenhang: Es ist 
schon mehr als merkwürdig, sich auch in diesem Ple-
num hinzustellen, für Friedensverhandlungen einzu-
treten, die Gewalt zu bedauern und gleichzeitig in der 
Bundesrepublik Deutschland zu Geldsammlungen 
zum Kauf von Waffen aufzurufen. Damit leisten wir 

keinen Beitrag zum Frieden in El Salvador und in Zen-
tralamerika. 

(Volmer [GRÜNE]: Wer ruft denn dazu auf? 
— Scharrenbroich [CDU/CSU]: Zumindest 

Ihre Freunde bei der „taz"!) 

Verhandlungen und nicht Gewalt sind das Gebot der 
Stunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich war am Freitag ein 
wenig erschrocken, als unser Antrag in bezug auf die 
Einstellung der Entwicklungshilfe für Salvador von 
allen Christdemokraten abgelehnt worden ist, nach-
dem in diesem Land insbesondere die Kirchen ver-
folgt werden und jetzt auch die christdemokratische 
Partei, wie wir alle wissen. Ich dachte, hier gäbe es 
auch ein Zeichen von Solidarität. 

Der Bürgerkrieg in EI Salvador dauert acht Jahre 
und hat einen schrecklichen Höhepunkt erreicht. Ge-
walt und Mord erleben wir täglich. Die FMLN hat am 
11. November 1989 eine Offensive begonnen, die zum 
ersten Mal in ganz starkem Maße auch die Hauptstadt 
erreicht hat. Ich kann in gar keiner Weise diese Offen-
sive für gerechtfertigt halten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Aber ich warne vor einseitiger Schuldzuweisung. 

Was ist dem vorausgegangen? Ein Bombenattentat 
auf das Haus des christlich-sozialen Politikers Ruben 
Zamora, ein Bombenattentat auf das Gewerkschafts-
haus, durch das mehr als zehn Gewerkschafter umge-
bracht worden sind, viele andere Morde, all dieses von 
seiten der Todesschwadronen, und außerdem der Ein-
druck — ich sage bewußt: der Eindruck — der FMLN, 
daß die Friedensverhandlungen, die Waffenstill-
standsverhandlungen, von der Regierungsseite nicht 
mit dem Ziel geführt worden sind, ein Ergebnis zu 
erreichen. Deshalb bitte keine einseitige Verurteilung 
in dieser Hinsicht. 

Wir erleben in El Salvador in den letzten Jahren 
insbesondere eine Verfolgung der christlichen Kir-
chen, und zwar nicht durch die FMLN, sondern durch 
die Todesschwadronen und diejenigen, die mit ihnen 
eng verbündet sind. Das begann mit der Ermordung 
des Erzbischofs Romero und setzte sich fort bis zur 
Ermordung von Jesuitenpater Ellacuria. 

Einer der Höhepunkte war, daß Regierungsorgane 
den Vatikan aufgefordert haben, den jetzigen Erz-
bischof sofort abzuberufen und den Weihbischof 
ebenfalls abzuberufen. Der Vorsitzende der Christde-
mokratischen Partei, der mit mir seit vielen Jahren 
befreundete Fidel Chávez Mena, ist persönlich ge-
fährdet wie andere demokratische Politiker. 

Warum wird insbesondere von rechts, von extrem 
rechts, die Kirche bekämpft? Die Kirche tritt in diesem 
Lande für die Armen ein, aber sie tritt auch für den 
Frieden ein und ist darum bemüht, vermittelnd zum 
Frieden beitragen zu können. 
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Als der Pater Ellacuria, kurz bevor er ermordet 
wurde, bei mir war, sagte er: Einige beginnen in die-
sem Lande zu lernen: Nicht der Kommunismus ist das 
Hauptproblem, sondern die Armut. — So Ellacuria. 

Der Antrag von CDU/CSU und FDP geht mir nicht 
weit genug; dies ist nicht eindeutig genug. Wir müs-
sen jetzt auffordern, daß beide Parteien die Kampf-
handlungen sofort einstellen — beide! Wir müssen 
dafür eintreten, daß die Verhandlungen fortgesetzt 
werden. Wir müssen dafür Sorge tragen, daß die 
Morde der letzten Zeit international untersucht wer-
den. Dies reicht mir nicht durch die Organe des Lan-
des. 

Wir müssen unsere staatliche Entwicklungshilfe 
einstellen. Wer der Kirche in El Salvador helfen will, 
der muß jetzt diesen Beschluß fassen oder sagen, er 
stehe in einem anderen Lager. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Scharrenbroich [CDU/CSU]: Na, na!) 

Wir dürfen keine neuen Zusagen machen. Wir müs-
sen den Menschen helfen, und dieses soll über die 
Kirchen in El Salvador geschehen. Wer dem Frieden 
dienen will, muß die Position des Erzbischofs in dieser 
Situation stärken. 

Wenn die Regierung Cristiani nicht in der Lage ist, 
demokratische Politiker, Gewerkschafter und andere 
zu schützen, dann muß die OAS in diesem Lande eine 
Aufgabe übernehmen. 

Im übrigen müssen wir allen in der Region — allen 
in der Region, und nicht nur einigen wenigen! — drin-
gend empfehlen, sich an Esquipulas II und Tela zu 
halten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Irmer. 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Wischnewski, wir sind uns in der 
Sache im wesentlichen einig. Ich stimme voll zu, wenn 
Sie sagen, man dürfe hier nicht einseitig verurteilen. 
Wir tun das nicht. Wir sprechen ganz bewußt von den 
Menschenrechtsverletzungen auf beiden Seiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Wir erlauben uns allerdings darauf hinzuweisen, daß 
die jüngste Eskalation der Gewalt ganz eindeutig 
durch die Offensive der Guerillas herbeigeführt wor-
den ist. Selbst wenn sie durch einzelne Handlungen 
provoziert sein mögen, hätte dies niemals die schreck-
liche Großoffensive rechtfertigen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Insofern muß man, was die konkrete Situation be-
trifft, schon die Gewichte richtig setzen. Es genügt mir 
nicht, wenn nur gesagt wird: beide Seiten. Ich sage 
hier: Für die aktuelle Situation tragen die einen mehr 
Verantwortung als die anderen. 

Wir sind uns auch darüber einig, daß die Zusam-
menarbeit bei der Entwicklungshilfe in der derzeiti-
gen Situation nicht fortgeführt werden kann. Wir ha-
ben letzte Woche Ihren Antrag abgelehnt, weil wir der 

Meinung sind, daß diese Mittel im Haushalt durchaus 
stehen bleiben sollen. Wir hoffen doch alle, daß sich 
die Situation in El Salvador so im Laufe des nächsten 
Jahres verbessert, daß wir dann zu der ganz dringend 
notwendigen Wiederaufnahme dieser Zusammenar-
beit kommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Mit Recht, Herr Wischnewski, haben Sie gesagt: 

Schuld an den Verhältnissen ist die Armut. Wir sagen 
deshalb in unserem Antrag sehr konstruktiv, was nach 
unserer Auffassung zu geschehen hat, um Armut in 
El Salvador zu bekämpfen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Irmer (FDP): Wenn sie auf die Zeit nicht angerech-
net wird, gerne. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Irmer, heute darf ich mal 
fragen. Sie haben vorhin gesagt, daß deeskaliert wer-
den müsse, und haben die Schuld an der Eskalation 
der Guerilla angelastet. Nun meine Frage: Wollen Sie 
sich auf den Standpunkt der Regierung von El Salva-
dor stellen, die da sagt, daß die Vorbedingung für 
wirkliche Verhandlung — für ernsthafte Verhandlung 
und nicht nur für unverbindliche Gespräche — darin 
liege, daß einseitig eine Partei des Bürgerkrieges, 
nämlich die Guerilla, vorher ihre Waffen niederlege? 
Oder meinen Sie, daß gleichzeitig die Waffen nieder-
gelegt werden müßten, was nur geschehen kann, in-
dem ein Waffenstillstand ausgehandelt wird? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht das 
Thema von Herrn Irmer!) 

Irmer (FDP) : Ich meine, daß es wohl keine durch-
schlagendere Möglichkeit gibt, Verhandlungen zum 
Scheitern zu bringen, als eine Großoffensive zu star-
ten und Tausende von Zivilisten umzubringen. Das 
nämlich, Herr Volmer, nehme ich Ihnen und den 
GRÜNEN ganz gewaltig übel. 

(Volmer [GRÜNE]: Sie weichen meiner 
Frage aus, Herr Irmer!) 

— Ich weiche Ihrer Frage gar nicht aus. Das war nicht 
mein Thema. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ob Sie Vorbedin

-

gungen unterstützen? — Bohl [CDU/CSU]: 
Herr Irmer, Sie waren so schön d rin! Machen 

Sie  weiter!)  

Vizepräsident Westphal: Herr Irmer, Sie sind noch 
dran. 

Irmer (FDP): Es hat doch nichts mit Vorbedingun-
gen zu tun, Herr Volmer, sondern die FMLN hat durch 
ihre Offensive jede Verhandlungslösung unmöglich 
gemacht. Das ist die Wahrheit, und das ist meine Ant-
wort auf Ihre Frage. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU) 
Wir hoffen, daß wir sehr bald wieder eine Situation 

in El Salvador bekommen, in der Entwicklungshilfe 
wieder sinnvoll ist. Dann müssen wir die Möglichkeit 
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haben, sofort anzuknüpfen. Einstweilen wird alles ge-
stoppt. Insofern ist die Position, die auch letzte Woche 
die Bundesregierung eingenommen hat, die einzig 
richtige. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Dem kann man zustimmen!) 

Meine Damen und Herren, es ist für mich langsam 
unerträglich, die Heuchelei und Doppelzüngigkeit 
der GRÜNEN in diesen Menschenrechtsfragen hinzu-
nehmen. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU) 

Ich weiß gar nicht, was mit Ihnen los ist. Sie haben 
vorher gesagt, Sie seien eine Partei der Gewaltlosig-
keit. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Gott sei Dank!) 

Sie scheuen sich aber nicht, sich hier hinzustellen und 
zu sagen: Der tausendfache Mord an Zivilisten ist 
durch ein Widerstandsrecht gerechtfertigt. Das haben 
Sie gesagt. Da kann ich mich nur fragen: Wo sind Ihre 
moralischen Maßstäbe? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie haben über

-

haupt nicht zugehört!) 

Ich kann bei diesem Ansatz überhaupt nicht mehr 
erkennen, wo nicht nur Moral, sondern auch elemen-
tarste Menschlichkeit bei Ihnen geblieben sein soll-
ten. Ich bitte Sie sehr, darüber einmal wirklich gründ-
lich nachzudenken. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Friedensprozeß in 
Mittelamerika insgesamt ist durch diese Entwicklung 
gefährdet. Wir müssen auch — das tun wir in unserem 
Antrag — an Nicaragua und an andere Länder, z. B. 
Kuba, dringend appellieren, sich mit Waffenlieferun-
gen und ähnlichem herauszuhalten. 

(Volmer [GRÜNE]: Und die USA?) 

Diesen Appell richte ich auch an sogenannte Men-
schenrechtsorganisationen bei uns in der Bundesre-
publik Deutschland und in West-Berlin, 

(Volmer [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zur 
USA!) 

die in Aufrufen ständig Geld für Waffen für die 
Guerilla in El Salvador sammeln. Das haben Sie und 
Ihre Gesinnungsfreunde unterstützt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Damit tragen Sie Mitverantwortung 

(Volmer [GRÜNE]: Wer finanziert die 
Armee?) 

für die Morde in El Salvador. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Staatsmi-
nister im Auswärtigen Amt Herr Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bemühun-
gen um Frieden und Demokratie in Zentralamerika 
haben durch den neuen Ausbruch militärischer 
Kampfhandlungen in El Salvador einen gefährlichen 

Rückschlag erlitten. Die Lage in El Salvador bereitet 
uns große Sorge. Die erneute Eskalation der Kampf-
handlungen hat bereits mehrere tausend Todesopfer 
gefordert. Sie ist nicht zu verantworten. 

Der offensichtlich schon lange vorbereiteten neuen 
Offensive der FMLN war ein Anschlag der FMLN auf 
den salvadorianischen Generalstab am 30. Oktober 
dieses Jahres und am nächsten Tag — darauf hat Herr 
Kollege Wischnewski schon verwiesen — ein schwe-
res Bombenattentat auf den Sitz des oppositionellen 
Gewerkschaftsverbandes FENASTRAS vorausgegan-
gen, das zehn Menschenleben forderte. Entgegen ei-
ner bei Wiederaufnahme des Dialogs zwischen Regie-
rung und Guerilla im September dieses Jahres in Me-
xiko getroffenen Vereinbarung sagte die FMLN dar-
aufhin die für den 20. und 21. November in Caracas 
vorgesehene nächste Gesprächsrunde der Regierung 
ab. Trotz der schrecklichen Ereignisse — ich glaube, 
hierin stimmen alle Parteien des Bundestags über-
ein — müssen der Dialog zwischen den Konfliktpar-
teien und die Bemühungen um eine politische Lösung 
so bald wie möglich wiederaufgenommen werden. 
Schließlich hatte es trotz gravierender Meinungsun-
terschiede vernünftige Ansätze bei den Gesprächen 
gegeben, was beide Seiten eingeräumt hatten. Auch 
Politiker der aus dem Exil zurückgekehrten linken 
Opposition in El Salvador haben der Regierung in 
bezug auf den Dialog konstruktive Ansätze nicht ab-
gesprochen, so den Vorschlag zu einer gemischten 
Kommission aus FMLN und Regierung zur Überwa-
chung der Menschenrechte sowie zur vorgesehenen 
Verifikation der Dialogergebnisse durch den Papst, 
die Vereinten Nationen und die Organisation Ameri-
kanischer Staaten. 

Die Kämpfe konzentrierten sich von Anfang an auf 
die Hauptstadt San Salvador und einige weitere grö-
ßere Orte. Starke FMLN-Verbände verschanzten sich 
in einigen dichtbesiedelten Stadtteilen im Norden und 
Osten der Hauptstadt. Dadurch sollte offensichtlich 
ein Vorrücken der Armee erschwert werden. Die Kon-
zentration der Kampfhandlungen auf die Städte und 
die Besetzung zahlloser Privathäuser deuten darauf 
hin, daß die FMLN stärker als früher auch Opfer unter 
der Zivilbevölkerung in Kauf zu nehmen bereit ist. 
Das gleiche gilt für die Regierung, die ihrerseits ihre 
Luftwaffe in dichtbesiedelten Wohngebieten ein-
setzte. Dabei ist es in einigen Stadtteilen San Salva-
dors und anderer Orte zu großen Verlusten auch in der 
Zivilbevölkerung und zu schweren Zerstörungen ge-
kommen. 

Die Bundesregierung hat die Eskalation der Gewalt 
in El Salvador in den letzten Wochen mehrfach, auch 
gemeinsam mit ihren europäischen Partnern, verur-
teilt und die Konfliktparteien dazu aufgerufen, an den 
Verhandlungstisch zurückzukehren. Keine der bei-
den Seiten kann den Konflikt militärisch für sich ent-
scheiden. Diese Meinung hat mir gegenüber auch die 
kubanische Staatsführung bei meinem Gespräch in 
Havanna im August dieses Jahres ganz eindeutig ver-
treten. Es gibt keine erfolgversprechende Alternative 
zu einer Fortsetzung des Dialogs und einer politi-
schen Lösung. 

Ein besonders beunruhigender Aspekt des Konflik-
tes in El Salvador — darauf haben Sie hingewiesen — 
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ist die Tatsache, daß die seit Jahren durch rück-
sichtslose Menschenrechtsverletzungen berüchtigten 
rechtsextremen Kreise die Offensive der FMLN zum 
willkommenen Anlaß einer Art „Abrechnung" mit 
politischen Gegnern genommen haben. Die Ermor-
dung der sechs Jesuiten hat uns alle tief erschüttert. Es 
liegen jetzt neue Meldungen über fünf Journalisten 
vor, die wahrscheinlich auch aufgefunden worden 
sind: tot. 

Die Bundesregierung hat zusammen mit ihren euro-
päischen Partnern diesen entsetzlichen Akt der Bar-
barei verurteilt. Sie fordert von der salvadorianischen 
Regierung, daß sie das Attentat aufklärt, die Schuldi-
gen bestraft und sich allen Racheakten und Vergel-
tungsaktionen entschieden entgegenstellt. Sie verur-
teilt alle politischen Morde, zu denen auch das Atten-
tat auf den ehemaligen Präsidenten des Obersten Ge-
richtshofes gehört. Ich habe Präsident Cristiani bei 
meinem Gespräch in San Salvador am 16. August die-
sen Jahres unmißverständlich deutlich gemacht, daß 
sein Ansehen und das Ansehen seiner Partei, der 
„ARENA", davon abhängen, ob sie sich gegen die 
Rechtsextremen durchsetzen — vor allem er als Präsi-
dent — und die Menschenrechte in seinem Land ga-
rantieren könnten. 

Zur Linderung der größten Not hat die Bundesre-
gierung im übrigen dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz 450 000 DM zur Verfügung gestellt. Wei-
tere Hilfsmöglichkeiten werden derzeit geprüft. 

Was die deutsche Entwicklungshilfe in Zentral-
amerika angeht, so dient sie der Unterstützung des 
Friedensprozesses und der Durchsetzung der Men-
schenrechte in dieser Region. Hieran muß sich auch 
die Regierung von Präsident Cristiani messen las-
sen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Die Bundesregierung hat die salvadorianische Re-
gierung von dem Beschluß des Deutschen Bundesta-
ges vom Juni dieses Jahres — ich selber habe ihn 
gegenüber Herrn Cristiani interpretiert — zur Ent-
wicklungshilfe für El Salvador unterrichtet, nach dem 
Neuzusagen von der salvadorianischen Haltung zur 
Demokratisierung des Landes, zum regionalen Frie-
densprozeß und zur Frage der Menschenrechte ab-
hängen. Ein Abbruch laufender Vorhaben aber ist 
deshalb nicht vorgesehen, weil halbfertige Projekte, 
sogenannte Entwicklungsruinen, nicht gerade, wie 
auch in anderen Fällen, zu Zielen unserer Entwick-
lungspolitik gehören sollten. Die deutschen Fach-
kräfte sind bereits wegen der Sicherheitslage abgezo-
gen. 

Für das Jahr 1989 hat die salvadorianische Regie-
rung keine finanziellen Zusagen erhalten. Die Frage 
neuer Projekte der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit steht gegenwärtig nicht zur Entscheidung 
an. Vor einer neuen Zusage wird die Bundesregierung 
in jedem Fall den Deutschen Bundestag beteiligen. 

Ich glaube, Präsident A rias hatte recht, als er vor 
einigen Tagen sowohl Kuba als auch Nicaragua vor 
direkter Intervention und Destabilisierung El Salva-
dors gewarnt hat. Er hat zur vollen Erfüllung des 
Esquipulas-Abkommens aufgerufen. 

Es wäre dem Ansehen Kubas und Nicaraguas sehr 
abträglich, wenn sich Berichte bestätigten, daß beide 
Länder immer noch Waffen an die FMLN lieferten, 
darunter solche sowjetischer Bauart. Auch Präsident 
Bush hat das Generalsekretär Gorbatschow gegen-
über bei seinem Treffen in Malta sehr deutlich zum 
Ausdruck gebracht. 

Die Sandinisten würden sich in diesem Fall eines 
eklatanten Bruchs der Esquipulas-Vereinbarungen 
schuldig machen. 

Die FMLN ihrerseits hat am 30. November öffent-
lich bekanntgegeben, daß sie über Boden-Luft-Rake-
ten  verfügt — man muß sich die Frage stellen, von 
wem sie stammen — und sie gegebenenfalls einsetzen 
will. Dies hätte eine weitere Eskalation des salvado-
rianischen Konflikts zur Folge. 

Die Entwicklung in diesem Land gefährdet den 
gesamten zentralamerikanischen Friedensprozeß. 
Wichtig erscheint mir in dieser Situation, daß die Zen-
tralamerikaner selber den ins Stocken geratenen Pro-
zeß wieder in Gang setzen. Die Bundesregierung be-
grüßt deshalb, daß das zunächst für Managua vorge-
sehene Gipfeltreffen nunmehr am 10./11. Dezember 
in San José stattfinden soll. Sie wird auch in Zukunft 
alle Parteien der Region ermutigen, die Ziele des 
Esquipulas-II-Abkommens vom August 1987 — 
Friede, Demokratie, Beachtung der Menschenrechte 
und soziale Entwicklung — beharrlich weiterzuverfol-
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Wischnewski [SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Ich schließe die Ausspra-
che. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die An-
träge, und zwar in der Reihenfolge der Drucksa-
chen. 

Wir kommen zunächst zum Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5453 (neu). Die Fraktion 
DIE GRÜNEN hat beantragt, daß über die Nr. 1 und 2 
dieses Antrags sofort abgestimmt wird. Die Nr. 3 bis 5 
des Antrags sollen zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und zur Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß 
überwiesen werden. 

Wer stimmt für die Nr. 1 und 2 des Antrags auf 
Drucksache 11/5453 (neu)? Ich bitte um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Nr. 1 und 2 des Antrags sind mit der Mehrheit der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

Kann ich davon ausgehen, daß die Nr. 3 bis 5 des 
Antrags auf Drucksache 11/5453 (neu) zur federfüh-
renden Beratung an den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und zur Mitberatung an den Aus-
wärtigen Ausschuß überwiesen werden können? — 
Ich sehe keinen Widerspruch. Diese Überweisung ist 
so beschlossen. 

Der Antrag der SPD auf Drucksache 11/5969 und 
der Antrag der CDU/CSU und der FDP auf Drucksa-
che 11/5973 sollen ebenfalls an die beiden genannten 
Ausschüsse, und zwar federführend an den Ausschuß 
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für wirtschaftliche Zusammenarbeit und zur Mitbera-
tung an den Auswärtigen Ausschuß, überwiesen wer-
den. — Auch dagegen gibt es keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Damit sind wir am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destags auf morgen, Donnerstag, den 7. Dezember 
1989, 9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.59 Uhr) 

Berichtigungen 

179. Sitzung, erste Seite, rechte Spalte: Bei Einzel-
plan 11 — Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung — ist zwischen den Namen 
Zywietz FDP und Dreßler SPD einzufügen: „Frau Un

-
ruh fraktionslos" und die Seitenzahl „13777 C". 
Seite 13851 A Zeile 8: Statt „abgelehnt" ist „ange-
nommen" zu lesen. 
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Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Ahrens SPD 08. 12. 89 * 
Antretter SPD 08. 12. 89 * 
Frau Beck-Oberdorf GRÜNE 08. 12. 89 
Frau Becker-Inglau SPD 08. 12. 89 
Bindig SPD 08. 12. 89 * 
Frau Blunck SPD 08. 12. 89 * 
Dr. Bötsch CDU/CSU 08. 12. 89 
Büchner (Speyer) SPD 08. 12. 89 * 
Duve SPD 08. 12. 89 
Ehrbar CDU/CSU 08. 12. 89 
Eich GRÜNE 08. 12. 89 * 
Frau Eid GRÜNE 08. 12. 89 
Frau Fischer CDU/CSU 07. 12. 89 * 
Frau Ganseforth SPD 08. 12. 89 
Dr. Gautier SPD 08. 12. 89 
Heimann SPD 08. 12. 89 
Frau Hoffmann (Soltau) CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Höffkes CDU/CSU 07. 12. 89 * 
Ibrügger SPD 06. 12. 89 
Jaunich SPD 08. 12.89 
Frau Kelly GRÜNE 06. 12. 89 
Kittelmann CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Kißlinger SPD 08. 12. 89 
Klein (Dieburg) SPD 08. 12. 89 
Dr. Klejdzinski SPD 08. 12. 89 * 
Frau Luuk SPD 08. 12. 89 * 
Dr. Mahlo CDU/CSU 06. 12. 89 
Frau Matthäus-Maier SPD 06. 12. 89 
Meyer SPD 07. 12. 89 
Dr. Müller CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Niegel CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Pfuhl SPD 06. 12. 89 * 
Rawe CDU/CSU 08. 12. 89 
Reddemann CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Frau Rock GRÜNE 08. 12. 89 
Frau Rost (Berlin) CDU/CSU 08. 12. 89 
Roth (Gießen) CDU/CSU 06. 12. 89 
Dr. Scheer SPD 08. 12. 89 * 
Frau Schilling GRÜNE 08. 12. 89 
Schmidt (München) SPD 08. 12. 89 * 
von Schmude CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Schröer (Mülheim) SPD 08. 12. 89 
Dr. Soell SPD 08. 12. 89 * 
Steiner SPD 08. 12. 89 * 
Dr. Unland CDU/CSU 08. 12. 89 * 
Voigt (Frankfurt) SPD 06. 12. 89 * 
von der Wiesche SPD 06. 12. 89 
Frau Wilms-Kegel GRÜNE 08. 12. 89 
Zierer CDU/CSU 08. 12. 89 * 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union  

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Einspruch des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) vom 27. Oktober 1989 nach § 39 GO ge

-

gen den am 26. Oktober 1989 durch Vizepräsident 
Cronenberg erteilten Ordnungsruf * ) 

Gegen den mir am 26. Oktober 1989 erteilten Ord-
nungsruf lege ich formal und inhaltlich Einspruch 
ein. 

Begründung: Durch Anruf aus meinem Wahlkreis 
wurde ich heute davon informiert, daß mir gestern 
nachträglich im Deutschen Bundestag ein Ordnungs-
ruf erteilt worden ist. Offensichtlich ist in der dortigen 
Presse darüber berichtet worden. 

Zur Form stelle ich fest, daß ich für den gestrigen 
und heutigen Tag wegen Teilnahme an einer Sitzung 
der Westeuropäischen Union von Ihnen beurlaubt bin, 
was gewiß auch aus der Anlage zum Protokoll der 
Bundestagssitzung hervorgehen wird, in der mir in 
meiner Abwesenheit der Ordnungsruf erteilt wurde. 

Ich halte dieses Verfahren für unzulässig, denn ich 
muß in der Lage sein, gegen diesen Ordnungsruf Ein-
spruch einlegen zu können, was mir jetzt nur durch 
den puren Zufall einer Presseveröffentlichung und ein 
daran anschließendes Telefongespräch möglich ge-
worden ist. 

In der Sache begründe ich den Einspruch wie 
folgt: 

1. Es kann und darf im Deutschen Bundestag nicht 
gerügt werden, wenn Kommunisten als das be-
zeichnet werden, was sie sind, nämlich „Mauer-
mörder". Seit dem Bau der Mauer sind mehr als 
200 Menschen ermordet worden, weil sie von ih-
ren Menschenrechten Gebrauch machen wollten. 
Bisher waren sich alle Demokraten darin einig, daß 
es sich dabei um „Mord" handelt. Es gibt unzähli-
che Aussagen dieser Art. 

2. Frau Kollegin Wieczorek-Zeul sprach in ihrem Re-
debeitrag, zu dem ich meinen Zwischenruf 
machte, über die „Gleichsetzung von Nazis und 
Kommunisten", zuvor war mehrfach von den Ko-
alitionen gesprochen worden, die von der SPD auf 
örtlicher Ebene mit Kommunisten abgeschlossen 
worden sind. Diese Kommunisten sind politisch 
voll haftbar zu machen für die politisch bedingten 
Untaten ihrer Genossen an der Mauer, vor allem 
wenn sie sich davon nicht distanzieren, sondern sie 
sogar billigen. 

3. Der Bürgermeister von Langenselbold, Ebner 
(SPD), hat in einem Gespräch mit der Tageszeitung 
„DIE WELT" seine Koalition mit den Kommunisten 
verteidigt und sieht keine Veranlassung, dieses 
Bündnis aufzulösen. Er habe dafür auch keinen 
Rüffel oder eine Anfrage aus seiner Partei (also der 
SPD) erhalten. Ebenfalls in dem Beitrag der 

*) Vgl. 164. Sitzung vom 5. Oktober 1989 Seite 12449 A 
171. Sitzung vom 26. Oktober 1989 Seite 12828 B 
174. Sitzung vom 9. November 1989 Seite 13099 B 
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„WELT" (vom 18. 8. 1989) erklärte der kommuni-
stische Koalitionspartner der SPD Emil Schäfer 
(DKP) auf die Frage, warum seine Partei den Kurs 
der DDR stütze: 

„In der DDR funktioniert, was bei anderen nicht 
funktioniert. Auch bei uns nicht." Er werde Honecker 
nicht raten, die Grenze aufzumachen. Weiter heißt 
es: „Schäfer weigerte sich, auch nur einen einzi-
gen Kritikpunkt gegenüber der DDR zu nennen. 
Auch die blutige Niederschlagung der Studenten

-

Demonstrationen in China wollte er nicht verurtei-
len. " 
Diesen eindeutigen Aussagen des SPD-Koalitions-
partners ist nichts hinzuzufügen. 

4. Es ist in der Debatte kein Ordnungsruf erteilt wor-
den für die zahlreichen Hinweise auf Koalitionen 
von SPD und Kommunisten. Ich erhielt den Ord-
nungsruf folglich dafür, daß ich statt von Kommu-
nisten von „Mauermördern" gesprochen habe. 
Das aber ist sowohl generell als auch im konkreten 
Fall voll gerechtfertigt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Bundesministers Engelhard auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) (Druck-
sache 11/5951 Frage 1): 

Welche Konsequenzen hat der Bundesminister der Justiz aus 
der Tatsache gezogen, daß der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz, Dr. Jahn, sich am 7. November 
1989 in einer Presseerklärung zu dem sogenannten Soldatenur-
teil des Landgerichts Frankfu rt  vom 20. Oktober 1989 in einer 
Weise geäußert hat, die nach weit verbreiteter Auffassung u. a. 
des Deutschen Richterbundes einen in der Justizgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland bislang einmaligen Eingriff in die 
Unabhängigkeit der Ge richte darstellt? 

Nachdem das Landge richt Frankfurt die mündliche 
Begründung seines „Soldaten-Urteils" über die 
Presse am 20. Oktober 1989 veröffentlicht und offen-
sichtlich bewußt seine rechtlichen Erwägungen damit 
öffentlich zur Diskussion gestellt hatte, hat Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Dr. Jahn am 7. Novem-
ber 1989 in einer bewußt als persönliche Erklärung, 
nicht als offizielle Presseerklärung des BMJ, abgefaß-
ten Verlautbarung in sachlicher Form zu dem Urteil 
Stellung genommen, wobei er ausdrücklich eingangs 
erklärte, daß er nicht in ein schwebendes Verfahren 
eingreifen wolle. 

Er hat damit als frei gewählter Abgeordneter des 
Deutschen Bundestages, der auch Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz ist, in 
Ausübung der freien Meinungsäußerung seine sub-
jektive Auffassung u. a. auch zu den rechtlichen Er-
wägungen des Landgerichts Frankfurt in der Form 
und der Sache nach nicht angreifbarer und demge-
mäß auch keinerlei Konsequenzen erfordernder 
Weise geäußert. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Hiller (Lübeck) (SPD) (Drucksache 
11/5951 Fragen 4 und 5): 

Wie begründet die Bundesregierung, daß sie für die geplante 
Neuauflage des DDR-Handbuches neben Prof. Zimmermann 
von der Freien Universität Berlin, der bisher die wissenschaftli-
che Leitung hatte, Prof. Schroeder von der Universität Regens-
burg, Prof. Fischer von der Universität Bonn und Prof. Gutmann 
von der Universität Köln mit der Herausgabe beauftragt hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß es sich bei 
Prof. Schroeder um den gleichen Dozenten handelt, der in den 
Jahren 1983 und 1984 durch „rassistische und ausländerfeind-
liche Äußerungen" (s. Presseberichte wie beispielsweise im 
SPIEGEL Nr. 37, 10. September 1984, S. 94, in der FAZ vom 
13. Oktober 1983) auf sich aufmerksam gemacht hat? 

Zu Frage 4: 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen hat die vier genannten Wissenschaftler ange-
sprochen, um die wissenschaftliche Leitung der unter-
schiedlichen Fachbereiche für die Neuauflage des 
DDR-Handbuches jeweils einem Wissenschaftler die-
ser Disziplin zu übertragen. Bei allen vier Wissen-
schaftlern handelt es sich um renommierte Vertreter 
ihres Fachs. Angesichts der zu erwartenden Umge-
staltung in der DDR erhält die Konzeption, die wissen-
schaftliche Leitung des DDR-Handbuches auf eine 
breitere Grundlage zu stellen, besondere Bedeutung. 
Sie sichert auch die rasche Berücksichtigung aktueller 
Veränderungen bei der Neuauflage. Drei der ange-
sprochenen Wissenschaftler haben diesen Auftrag an-
genommen, der vierte, Dr. Zimmermann, hat eine 
Mitarbeit in der wissenschaftlichen Leitung aufgrund 
anderweitiger Verpflichtungen abgelehnt, steht je-
doch dem Projekt als Autor zur Verfügung. 

Zu Frage 5: 
Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-

hungen nimmt nicht zu unbestätigten Presseberichten 
aus dem Lehrbetrieb der Universitäten Stellung. Bei 
Prof. Schroeder handelt es sich um einen renommier-
ten und international anerkannten Rechtswissen-
schaftler mit besonderer Kenntnis des DDR-Rechts. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache 
11/5951 Frage 6): 

Hat die Bundesregierung Konzepte, und wenn ja, wie sehen 
diese aus, wie damit umgegangen werden soll, daß Naturschutz-
gebiete — wie z. B. die Lauenburgische Seenplatte —, die an 
der Grenze zur DDR liegen und dadurch maßgeblich zu ökolo-
gischen Refugien für Tiere und Pflanzen geworden sind, in Zu-
kunft zu behandeln sind bzw. ihre Zerstörung durch die Öffnung 
der Grenze verhindert werden soll? 

Entlang der innerdeutschen Grenzen befinden sich 
zahlreiche Gebiete, die für den Naturschutz von gro-
ßer Bedeutung sind und die dauerhaft geschützt wer-
den sollten. 

Grenzüberschreitende Naturschutzvorhaben sind 
deshalb von Anfang an ein wichtiger Bestandteil der 
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Zusammenarbeit auf der Basis des 1987 geschlosse-
nen Umweltabkommens zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der DDR gewesen. In einem 
Falle (Drömling, Niedersachsen) hat dies bereits zu 
konkreten Vereinbarungen mit der DDR hinsichtlich 
der notwendigen Abstimmungsschritte für den Schutz 
und die langfristige Sicherung dieses Gebietes ge-
führt. Von unserer Seite aus ist vorgesehen, die Ab-
stimmungsgespräche baldmöglichst fortzusetzen. Da-
bei ist es notwendig, daß für das jeweils in Frage kom-
mende Gebiet detaillierte Vorstellungen über die 
Ziele des Naturschutzes und die zu ergreifenden Maß-
nahmen, die mit den betroffenen Fachbehörden abzu-
stimmen sind, entwickelt werden. Dazu bedarf es der 
Einbeziehung der betroffenen Bundesländer, die für 
Maßnahmen im Bereich des Naturschutzes zuständig 
sind. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Uldall (CDU/CSU) (Drucksache 
11/5951 Frage 7): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne, neu zu errich-
tende Entsorgungsanlagen für ölverschmutzte Wässer von 
Schiffen in Cuxhaven, Wilhelmshaven und Nordenham mit Bun-
desmitteln zu fördern, obwohl bereits ausreichende, ausschließ

-

lich privat finanzierte Kapazität vorhanden ist? 

Die Bundesregierung beteiligt sich mit Mitteln des 
Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit an einem auf drei Jahre bef risteten De-
monstrationsvorhaben zur Schiffsentsorgung. Ziel 
dieses Demonstrationsvorhabens ist die Schaffung ei-
ner dauerhaften Entsorgungsstruktur, die sowohl dem 
Verursacherprinzip Rechnung trägt als auch die Ree-
der von zurechenbaren Entsorgungskosten entlastet. 

Für den Ablauf des Demonstrationsvorhabens sind 
zwei Phasen vorgesehen: 

— In der ersten bis Mai 1989 dauernden Phase wur-
den über eine Zeitspanne von 12 Monaten die beste-
henden technischen und organisatorischen Entsor-
gungsstrukturen erprobt. Schwachstellen wurden 
analysiert und Verbesserungsvorschläge erarbeitet. 

— In der zweiten Phase, die im Juni d. J. begonnen 
hat, sollen die technischen und organisatorischen Ver-
besserungsvorschläge umgesetzt werden. Hierzu muß 
das Konzept des Demonstrationsvorhabens einver-
nehmlich fortgeschrieben werden. Für diese Fort-
schreibung müssen die Küstenländer die geplanten 
Investitionen benennen und ein gemeinsames Investi-
tionsprogramm erarbeiten. Bei diesem Investitions-
programm müssen die Länder selbstverständlich die 
bereits vorhandenen Entsorgungskapazitäten be-
rücksichtigen, um unnötige Investitionen zu vermei-
den. 

Aus Sicht der Bundesregierung wird es darauf an-
kommen, in der für die Abwicklung von Investitionen 
knapp bemessenen restlichen Laufzeit des Demon-
strationsvorhabens und im Rahmen der insgesamt 
plafondierten Bundesmittel die Investitionsanstren-

gungen zu optimieren, um eine dauerhafte Entsor-
gungsstruktur zu vertretbaren Kosten aufzubauen. 
Die Küstenländer erarbeiten zur Zeit ein Investitions-
programm, das sie Ende Dezember 1989 dem Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit übermitteln wollen. In welchem Umfang Investi-
tionen für Entsorgungsanlagen im Raum Cuxhaven, 
Wilhelmshaven und Nordenham für sinnvoll und er-
forderlich anzusehen sind, kann die Bundesregierung 
erst danach beurteilen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Würfel (FDP) (Drucksache 11/5951 
Frage 10) : 

Wie ist zu vereinbaren, daß einerseits der Bundesrechnungs-
hof die wissenschaftliche Bewertung des Bundesgesundheits-
amtes zur gesundheitlichen Beurteilung von Asbest aus dem 
Jahre 1982 kritisiert, wenn andererseits ein internationales Ex-
pertengremium im September 1989 zu der Feststellung kommt, 
daß die damalige Aussage wissenschaftlich zutreffend war und 
auch aus heutiger Sicht noch zutrifft? 

Der Bundesrechnungshof hat in seinem Prüfbericht 
vom 9. Mai 1989 ausgeführt: 

Es ist nicht Aufgabe des Bundesrechnungshofes, 
zu der wissenschaftlichen Auseinandersetzung um 
den Grenzwert der Asbestfaserbelastung und die 
gesundheitlichen Folgen Stellung zu nehmen. 

Danach gibt es zwischen den Aussagen des Bundes-
rechnungshofes und der wissenschaftlichen Bewer-
tung des Bundesgesundheitsamtes zur gesundheitli-
chen Beurteilung von Asbest keinen Widerspruch. Die 
wissenschaftliche Bewertung des Bundesgesund-
heitsamtes von 1982 war nach der Feststellung des 
internationalen Expertengremiums im September 
1989 damals wissenschaftlich zutreffend und trifft 
auch aus heutiger Sicht noch zu. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Fragen 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Drucksache 
11/5951 Fragen 21 und 22): 

Was wird die Bundesregierung anläßlich der Beratungen der 
EG-Minister im Dezember zum Thema Obdachlosigkeit an 
Maßnahmen vorschlagen? 

Denkt die Bundesregierung zur Bekämpfung der steigenden 
Obdachlosigkeit an neue Maßnahmen, die über die Koalitions-
vereinbarung vom 7. November hinausgehen? 

Zu Frage 21: 

Die Beratungen der EG-Minister im Dezember die-
nen dem Erfahrungsaustausch über die Situation auf 
den Wohnungsmärkten unter besonderer Berücksich-
tigung von sozialen Problemgruppen und Obdachlo-
sen. 
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Konkrete Vorschläge oder Beschlüsse der EG-Mini-
ster-Konferenz sind nach dem gegenwärtigen Stand 
der Vorbereitungen nicht zu erwarten; insbesondere 
ist nicht daran gedacht, den Bereich der nationalen 
Wohnungspolitik zum Gegenstand von Harmonisie-
rungsbemühungen zu machen. 

Zu Frage 22: 

Der Deutsche Bundestag hat erst vor wenigen Wo-
chen zur Obdachlosigkeit festgestellt: 

Soweit Fälle von Obdachlosigkeit auftreten, liegt es 
nach unserer verfassungsgemäßen Aufgabenvertei-
lung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden in der 
Verantwortung der dafür zuständigen Gemeinden, 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Die Be-
seitigung von Obdachlosigkeit haben die Kommunen 
stets als originäre Aufgaben verstanden. Dazu steht 
ein bewährtes Instrumenta rium zur Verfügung, er-
gänzt durch Hilfen freier Träger. Eine direkte Einwir-
kungsmöglichkeit des Bundes besteht hierbei nicht. 
Der Bund leistet aber einen entscheidenen Beitrag zur 
Entspannung der aktuellen Probleme durch seine Hil-
fen zur Erhöhung des Wohnungsangebots insge-
samt. 

Neue Maßnahmen, die über die Beschlüsse vom 
7. November 1989 hinausgehen, sind nicht beabsich-
tigt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
11/5951 Fragen 25 und 26): 

Wie lautet der Arbeitsauftrag der im Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau gebildeten „Projekt-
gruppe Belegungsrechte"? 

Wann wird der erste Be richt dieser Projektgruppe vorlie-
gen? 

Zu Frage 25: 

Die im Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau eingesetzte interne Projekt-
gruppe „Belegungsrechte" hat den Auftrag, die Mög-
lichkeiten des Erwerbs von Belegungsrechten im 
Wohnungsbestand durch die Kommunen zu prüfen. 

Neben rechtlichen und finanziellen Fragen geht es 
in erster Linie um die wohnungspolitische Wirksam-
keit eines solchen Instruments. 

Zu Frage 26: 

Die interne Arbeitsgruppe hat nicht den Auftrag, 
einen für die Öffentlichkeit oder die parlamentarische 
Beratung geeigneten Be richt vorzulegen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 
11/5951 Fragen 52 und 53): 

In welcher Form wirkt die Bundesregierung darauf hin, daß 
Einsatzleiter der Polizei im Umkreis des Deutschen Bundestages 
besonders geschult und qualifiziert sind, um im Umgang mit 
Bürger/innen nicht durch übereifriges Handeln ein negatives 
Bild unserer demokratischen Gesellschaft zu vermitteln? 

Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die Bannmeile in 
Bonn als solche klar erkennbar ist und Bürger/innen nicht aus 
Unwissenheit — z. B. durch eine Demons tration am Rande der 
Bannmeile — in ein Strafverfahren verwickelt werden? 

Zu Frage 52: 

Eine unmittelbare Einwirkungsmöglichkeit der 
Bundesregierung ist nicht gegeben. 

Ebenso wie allgemeine Aufgaben der Gefahrenab-
wehr werden auch polizeiliche Schutzmaßnahmen im 
Umkreis des Deutschen Bundestages durch den In-
nenminister des Landes Nordrhein-Westfalen bzw. 
seine nachgeordneten Polizeibehörden (Polizeipräsi-
dent in Bonn) wahrgenommen. Dazu gehört auch die 
Auswahl der Einsatzleiter der Polizei. 

Sofern sich Ihre Frage auf ein konkretes Vorkomm-
nis bezieht, bin ich gerne bereit, entsprechende Anga-
ben an den Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen weiterzugeben. 

Zu Frage 53: 

Die Durchführung des Versammlungsgesetzes und 
des Bannmeilengesetzes ist Aufgabe der zuständigen 
Behörden der Länder. 

Nach § 14 des Versammlungsgesetzes sind öffentli-
che Versammlungen unter freiem Himmel oder Auf-
züge spätestens 48 Stunden vor der Bekanntgabe bei 
der zuständigen Behörde anzumelden. Sofern sich aus 
der Anmeldung ergibt, daß eine Verletzung der Bann-
meile eintreten könnte, weist der Polizeipräsident in 
Bonn die Veranstaltungsteilnehmer auf die Grenzen 
der Bannmeile hin. 

Eine Bestrafung wegen Bannkreisverletzung nach 
§ 106a des Strafgesetzbuches setzt voraus, daß der 
Täter vorsätzlich handelt. Der Vorsatz muß auch das 
Verbot der Versammlung umfassen. Wer also bei ei-
ner Versammlung versehentlich in das von der Bann-
meile umfaßte Gebiet gerät, setzt sich erst dann der 
Gefahr einer Bestrafung aus, wenn er ungeachtet ent-
sprechender Hinweise der Polizei die Versammlung 
in diesem Bereich fortsetzt. 
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